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Liebe Mitglieder und Freunde der Biobewegung,

dieses Dossier gibt einen Überblick über den aktuellen Stand der Europäischen Öko-Verordnungen 
und entstand in der Absicht, die Debatte über deren zukünftige Entwicklung anzuregen. Es ist 
das dritte Dossier der IFOAM EU Gruppe zu diesem Thema und folgt auf die Dossiers „Die neue 
EU-Öko-Verordnung (EG) Nr. 834/2007“ und „Organic Aquaculture. EU Regulations (EC) 834/2007, (EC) 
889/2008, (EC) 710/2009”, welche 2009 bzw. 2010 veröffentlicht wurden.

Wir hoffen, dass dieses Dossier zu einem besseren Verständnis darüber beitragen wird, wie die 
fortlaufende Entwicklung der EU-Öko-Verordnung sich auf den Biosektor auswirkt. Es richtet sich an Mitglieder der IFOAM EU 
Gruppe, an zuständige Behörden, Kontrollstellen, Nichtregierungsorganisationen, Journalisten, Wissenschaftler und alle am 
Biosektor Interessierten.

Fünf Jahre nach der Veröffentlichung der Öko-Verordnung im Jahr 2007 können wir jetzt ein klareres Bild von deren 
Auswirkungen auf den Markt zeichnen und verstehen besser ihre Stärken und Schwächen. Unsere Hoffnung ist, dass dieses 
Dossier einen wertvollen Beitrag beisteuert für die Evaluation und kritische Betrachtung der Öko-Verordnungen und des 
Europäischen Aktionsplans während der Jahre 2012-2013. 

Der Biosektor ist permanent in Entwicklung und die EU-Öko-Verordnungen haben sich ebenfalls weiterentwickelt – die ersten 
Vorschriften für die Bio-Aquakultur, für Hefe und Wein wurden eingeführt und ein neues System von Einfuhrkontrollen in 
Kraft gesetzt. Öko-Unternehmen und Interessenvertreter waren beteiligt an diesen Veränderungen und gleichzeitig steht der 
Biosektor vor neuen Herausforderungen, wie z.B. vor der Notwendigkeit, klare Verarbeitungsvorschriften oder noch genauere 
Biostandards zur Geflügelerzeugung und Treibhausproduktion zu entwickeln. Die Notwendigkeit, Integrität und geschaffenes 
Vertrauen zu bewahren und Betrugsrisiken auszuschließen, wird auch weiterhin die Entwicklung der Öko-Verordnungen 
vorantreiben.

Die ökologische Landwirtschaft war schon immer ein Spitzenreiter der nachhaltigen Landwirtschaftsmethoden. Diese 
Bedeutung ist seit 1991 auch von EU-Politikern anerkannt worden, als sie die erste EU-Verordnung über ökologische Land- 
und Lebensmittelwirtschaft entwickelten. Heute ist die ökologische Landwirtschaft fester Bestandteil der Gemeinsamen 
Agrarpolitik (GAP), in Anerkennung der Rolle, die eine ökologische Land- und Lebensmittelwirtschaft bei der nachhaltigen 
Entwicklung der europäischen Landwirtschaft spielt. Angesichts des steigenden Drucks auf natürliche Ressourcen und 
gegenüber umweltbezogenen Herausforderungen wie Bodenerosion, Rückgang der biologischen Vielfalt und Klimawandel wird 
die Notwendigkeit von effektiven und nachhaltigen landwirtschaftlichen Praktiken immer augenscheinlicher. Der ökologische 
Landbau, mit seinem EU-weiten Richtlinien- und Zertifizierungssystem, kann innerhalb der Gemeinsamen Agrarpolitik eine 
bedeutende Rolle spielen, einerseits um den Anteil an Öko-Betrieben zu erhöhen, andererseits auch als „Forschungsstätte“, um 
den Spielraum aufzuzeigen für die Verbesserung der Nachhaltigkeit von konventionell wirtschaftenden Betrieben. 

Mitglieder der IFOAM EU Gruppe verbringen sehr viel Zeit damit, ausführlich über die Öko-Verordnung nachzudenken. Wir 
haben ihre Auswirkungen bewertet, Verbesserungen diskutiert und zahlreiche Ideen evaluiert. Diese Diskussionen haben 
das Dossier beeinflusst. Alle Beiträge sind von Experten des Biosektors verschiedener Nationalität und mit unterschiedlichem 
fachlichen Hintergrund verfasst worden. Zusammengenommen geben sie einen wertvollen Einblick in die Bio-Gesetzgebung 
und deren weitere zukünftige Entwicklung. 

Ich möchte an dieser Stelle unseren Fachautoren und den Mitarbeitern der IFOAM EU Gruppe danken; sie haben zusammen 
das Erscheinen dieses Dossiers ermöglicht. Ich möchte auch unseren Sponsoren meinen herzlichen Dank für die finanzielle 
Unterstützung ausdrücken – ohne ihre Hilfe hätten wir dieses wichtige Werk nicht abschließen können. 

Die IFOAM EU Gruppe wird weiterhin an der Öko-Verordnung mitarbeiten, wir werden neue Methoden vorschlagen und 
bekannt machen mit dem Ziel, die unerlässliche Rechtsgrundlage für den Biomarkt in Europa zu verbessern. Wir werden unsere 
Vorschläge und neuen Konzepte in Veröffentlichungen, im Newsletter der IFOAM EU Gruppe und auf unserer Internetseite 
vorstellen.

Mit unserer Arbeit beabsichtigen wir, den Europäischen Institutionen die Bedürfnisse und Erwartungen der Bio-Konsumenten, 
Öko-Bauern, der Verarbeiter und aller anderen Interessengruppen aus dem Biosektor darzulegen, um dadurch eine nachhaltige, 
dynamische Entwicklung des gesamten Sektors zu ermöglichen.

Christopher Stopes

Präsident der IFOAM EU Gruppe
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Vorwort  

Liebe Leserinnen und Leser,

Ich freue mich sehr, für das hier vorliegende Dossier der IFOAM EU Gruppe eine kurze Einführung 
über die Entwicklung der EU-Öko-Verordnung in den letzten Jahren schreiben zu können. 
Ich möchte dabei nicht zu sehr ins Detail gehen und dieselben Themen behandeln wie diese 
Broschüre, aber ich möchte doch einige Bereiche hervorheben, bei denen es uns gelungen ist, 
die Dinge voranzutreiben. Ich werde außerdem ein paar Gedanken zur anstehenden Reform der 
europäischen Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) beitragen. 

Die Verordnung zur Anwendung des EU-Bio-Logos trat vor fast zwei Jahren in Kraft – also ist die Übergangsperiode, bis alle Bio-
Produkte das EU-Logo tragen müssen, fast vorbei. Es gibt erste Hinweise dafür, dass das EU-Logo bei europäischen Verbrauchern 
bereits einen hohen Wiedererkennungswert hat – und unsere Fachleute schätzen, dass es in dieser wirtschaftlich schwierigen 
Phase ausgesprochen stimulierend auf den Biosektor gewirkt hat.

Der zweite wichtige Erfolg, den ich erwähnen möchte, ist die Gleichwertigkeitsvereinbarung, die wir mit den USA erzielt haben. 
Angesichts der Zuwachsraten bei der Nachfrage auf dem US-Markt – noch deutlicher als in der EU – bin ich optimistisch, dass 
diese Partnerschaft Exporte wirklich vereinfachen und somit zu weiterem Wachstum und zu Arbeitsplätzen im Biosektor 
beitragen wird.

Drittens freue ich mich sehr, dass wir endlich die Vorschriften für den ökologischen Weinbau verabschiedet haben. Diese neuen 
Regeln werden für die rechtliche und politische Sicherheit sorgen, die notwendig ist für das Wachstum des ökologischen 
Weinbaus und die Versorgung der Verbraucher mit Weinen, die das EU-Bio-Logo tragen, dem sie vertrauen.

Aus der schwerwiegenden Betrugsaffäre von 2011 in Italien müssen wir Lehren ziehen. Wo Kontrollvorschriften und 
Kontrollausübung zu verbessern sind, werden wir das tun, und gleichzeitig werden wir, zusammen mit den Mitgliedstaaten, 
unsere Bemühungen bei Überwachung und Vollzug intensivieren, um die Integrität des ökologischen Landbaus zu schützen. 
Die Kommission wird auch 2012 mit Interessenvertretern zusammenarbeiten, um zu eruieren, in welcher Hinsicht der EU-
Rechtsrahmen für den ökologischen Landbau verbessert oder aktualisiert werden kann. Der Bericht an den Rat und das 
Europäische Parlament über die Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 wird die Möglichkeit für einen konstruktiven 
Meinungsaustausch über die Zukunft des ökologischen Landbaus bieten. Die externe Evaluierung des vorliegenden 
Rechtsrahmens zum ökologischen Landbau, deren Ergebnisse für Mitte des Jahres 2013 erwartet werden, wird zusätzlich zu 
dieser Debatte beitragen.

Mein Hauptanliegen für das kommende Jahr ist, die Verhandlungen über die Reform der GAP voranzubringen, mit Blick auf 
eine politische Einigung im Frühjahr nächsten Jahres – damit die neuen Bestimmungen auch tatsächlich ab Januar 2014 
greifen können. Wie Sie sehr wohl wissen, ist eines unserer wichtigsten Ziele, unsere Politik auf Nachhaltigkeit auszurichten. 
Die Biobauern waren immer schon Vorreiter einer nachhaltigen Landwirtschaft und die von uns unterbreiteten Vorschläge 
erkennen das an – nicht nur durch die Bestätigung, dass die europäische Öko-Zertifizierung den Umweltanforderungen für 
Direktzahlungen entspricht („greening“ in der 1. Säule), sondern auch durch Präzisierung der politischen Weichenstellungen 
in unserer Politik zur Entwicklung des ländlichen Raumes (2. Säule). Diese politischen Optionen sind, mit Ausnahme der neu 
eingeführten Maßnahme „Biologische Landwirtschaft“, nicht auf ökologische Landbewirtschaftung beschränkt, aber es 
finden sich in den Vorschlägen zahlreiche andere Elemente mit vorteilhaften Auswirkungen für Ihren Sektor, so wie bei allen 
Landwirtschaftsrichtungen. Die von uns vorgeschlagenen Veränderungen in Richtung einer faireren und transparenteren 
Handhabung der Direktzahlungen – hoffentlich mit beibehaltener Höhe des 2013-Budgets – zielen auf die Betonung der 
besonderen Rolle der Bauern ab und möchten zu einem neuen Vertrag zwischen der Gesellschaft und den Landwirten führen. 

Im Rahmen der flexibleren Programme zur ländlichen Entwicklung hoffen wir, die Landwirte zu engerer Zusammenarbeit, z.B. 
in Erzeugergemeinschaften, ermutigen zu können und ihre Verhandlungsposition in der Lebensmittelkette zu stärken. Wir 
möchten den Umgang mit Instrumenten wie Investmentfonds und Versicherungen erleichtern, welche die Landwirte gegen 
Marktschwankungen schützen helfen. 

Eine weitere wichtige Rolle der Reform ist die Förderung von Innovationen und Forschung in der Landwirtschaft. Diesbezüglich 
bemühen wir uns, das Budget für die Agrarforschung zu verdoppeln. Wir verstärken auch die Beratungsdienste und Netze 
für den ländlichen Raum, um den Erfahrungsaustausch und den Zugang der Landwirte zu Informationen und Know-how 
zu erleichtern. Aber hierfür entscheidend ist auch unser Bemühen, die Kommunikationswege zwischen Landwirten und 
Wissenschaftlern zu verbessern – in beide Richtungen – damit Erkenntnisse aus der Wissenschaft schneller Eingang in die 
Praxis finden können.

Mit freundlichen Grüßen

Dacian Cioloş

EU-Kommissar für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung
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1. DIE ENtwIckluNG DEr BIo-VErorDNuNGEN sEIt 2009

1.1. rolle, Zielsetzungen und Erfolge der kommission bei der 
Entwicklung der Gesetzgebung zur ökologischen landwirtschaft und 
Produktion seit 2009
Herman Van Boxem

Herman Van Boxem, Koordinator für Ökologische Landwirtschaft, Europäische Kommission, GD Landwirtschaft und ländliche Entwicklung, H.3 
herman.vanboxem@ ec.europa.eu, www.organic-farming.eu

¢ Rolle und Zielsetzungen  
der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 

Wie ihre Vorgängerin, die Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 
des Rates, beschreibt die Verordnung (EG) Nr. 834/2007 
– die in erster Linie zum Schutz des einheimischen 
Marktes und der Verbraucher ins Leben gerufen wurde 
– die Produktionsstandards für den Bio-Anbau und die 
entsprechenden Kontroll- und Zertifizierungsvorgaben.

In ihrem „Europäischen Aktionsplan für biologische Land- 
und Lebensmittelwirtschaft“ bewertete die Kommission 2004 
die Situation und schuf die Grundlagen für die politische 
Entwicklung der kommenden Jahre.

2005 wurde damit begonnen, den rechtlichen Rahmen 
zu prüfen, woraus sich dann die „Verordnung (EG) Nr. 
834/2007 des Rates vom 28. Juni 2007” entwickelte, die 
Rechtsgrundlage der Bio-Gesetzgebung, in der die Ziele 
und Prinzipien des ökologischen Landbaus aufgezeichnet 
und allgemeine Produktionsvorschriften festlegt wurden. 
Daran anschließend verabschiedete die Kommission 
Durchführungsbestimmungen:  Die „Verordnung 
(EG) Nr. 889/2008 der Kommission“ komplettierte die 
Mindestanforderungen mit ausführlichen Vorschriften 
über Produktion, Kennzeichnung und Kontrolle und die 
„Verordnung (EG) Nr. 1235/2008 der Kommission“ setzte das 
neue Importregelwerk in Kraft.

Seit 2009 wurde der gesetzliche Rahmen durch zwei 
wesentliche, noch fehlende Bereiche vervollständigt, 
nämlich durch die Produk tionsstandards für die 
ökologische Aquakultur (2010) sowie die Vorschriften für die 
Produktion von Biowein (2012). An der Weiterentwicklung 
der Vorschriften zur ökologischen Geflügelhaltung, 
zum Treibhausanbau, zu bestimmten Aspekten der 
Lebensmittelverarbeitung und Futtermittelproduktion sowie 
zur Bio-Kennzeichnung wird derzeit gearbeitet. 

¢ Erreicht die Verordnung 
(EG) Nr. 834/2007 ihre Zielvorgaben?

Dieser Artikel verspricht keine Antwort auf die Frage, ob 
die EU-Öko-Verordnung die in ihrem Artikel 1 genannten 
Ziele erreicht hat. Die Kommission hat 2012 selbst eine 
externe Evaluierung in Gang gesetzt, um Antworten auf 
diese Frage zu erhalten. Dennoch lassen sich bereits einige 
Vorbemerkungen darüber machen, ob die Verordnung ihre 
Zielsetzung erreicht.

Nachhaltige Entwicklung der ökologischen Erzeugung 
Seit Einführung der vereinheitlichten EU-Rechtsstrukturen 
entwickelte sich der ökologische Landbau in der 
Europäischen Union ziemlich rasch. Berechtigterweise 
kann man daher davon ausgehen, dass Landwirte und 
Lebensmittelproduzenten überzeugt waren, dass ein 
stabiler gesetzlicher Rahmen eine ausreichende Gewähr 
für die Unterstützung ihrer Umstellungspläne in Richtung 
ökologischer Land- und Lebensmittelwirtschaft bot. 
Und in der Tat würden die meisten Beobachter darin 
übereinstimmen, dass die EU-Rechtsvorschriften eine solide 
Basis für eine ausgewogene Entwicklung der ökologischen 
Erzeugung in der Europäischen Union bereitstellte.

Reibungsloses Funktionieren des Binnenmarktes
Bevor es die EU-Öko-Verordnung gab, wurde der Markt 
von einer Vielzahl von privaten Richtlinien und zunehmend 
von nationalen Bio-Standards geregelt. Die Schaffung der 
EU-Gesetzgebung in Form einer in allen Mitgliedstaaten 
direkt anwendbaren Verordnung konnte dieses Problem 
weitestgehend lösen und den freien Verkehr von 
Bioprodukten im Binnenmarkt verbessern. Jetzt gibt es 
nur noch einen einzigen regierungsamtlichen Standard, 
der EU-weit gültig ist. Das reibungslose Funktionieren 
des Binnenmarktes ist am besten abzulesen am neuen 
rechtsverbindlichen EU-Bio-Logo, das seit 1. Juli 2010 
anzuwenden ist. 

mailto:herman.vanboxem@ ec.europa.eu
http://www.organic-farming.eu
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Fairer Wettbewerb
Durch die EU-weite Harmonisierung der Produktionsan-
forderungen bietet die EU-Öko-Verordnung auch geeignete 
Rahmenbedingungen für fairen Wettbewerb. Allerdings 
wird regelmäßig immer noch von unterschiedlicher 
Auslegung und Interpretation des EU-Rechts durch 
Landesbehörden oder Kontrollorgane berichtet. Dies weist 
auf die Notwendigkeit weiterer Vereinheitlichung und 
Verständigung über die konkrete Umsetzung einiger Regeln 
innerhalb der EU durch die 27 zuständigen Behörden und fast 
200 Kontrollorgane hin.

Schutz von Verbraucherinteressen
Die Rechtsvorschriften bieten dem Verbraucher die 
rechtliche Gewissheit, dass ein als „biologisch/ökologisch“ 
gekennzeichnetes Produkt auch tatsächlich nach den 
EU-Produktionsstandards erzeugt wurde. Das EU-Recht 
schreibt den Mitgliedstaaten außerdem vor, entsprechende 
staatlich überwachte Kontrollen durchzuführen und 
Maßnahmen gegen Regelverstöße, Ordnungswidrigkeiten 
und Betrug oder unberechtigtes Verwenden des Bio-Logos 
und der geschützten Begriffe „organisch“, „biologisch“ und 
„ökologisch“ in allen EU-Sprachen zu ergreifen. 

Jüngste Betrugsfälle haben wieder gezeigt, dass die 
Kontrollen noch weiter verbessert werden müssen 
durch optimierte Risikoanalysen, mehr unangekündigte 
Kontrollbesuche, eine Vereinheitlichung der elektronischen 
Zertifikate sowie den Einsatz von gesicherten Datenbanken 
und die Aktivierung von Vorsorgemaßnahmen, um nur einige 
der derzeit untersuchten Möglichkeiten zu nennen. 

¢ Erfolge

In Bezug auf die Hauptbereiche sieht die Erfolgsbilanz der 
EU-Öko-Verordnung so aus: 

Instrumente der Richtlinienentwicklung 
Die im Herbst 2010 einberufene amtliche Sachverstän-
digengruppe für fachliche Beratung zur ökologischen 
Produktion („Expert group for technical advice on organic 
production“, EGTOP) begann umgehend mit ihrer Tätigkeit. 
2011 übergab sie der Kommission mehrere Berichte über 
die Bio-Tauglichkeit verschiedener Futterzusätze sowie über 
Düngemittel und Pflanzenschutzmittel. Die Berichte sind 
auf der Internetseite der Europäischen Kommission zum 
Biolandbau veröffentlicht1. 2012 wurde mit der Erarbeitung 
von fachlichen Empfehlungen über Geflügelhaltung, 
Lebensmittelverarbeitung und Treibhausanbau begonnen.

Pflanzenbau
Die EU-Öko-Verordnung enthält eine Reihe von Anbauvor-
schriften, die sich auf alle Kulturpflanzen anwenden lassen. 
Dazu gehören Aufstellungen von zugelassenen Düngemitteln, 
Bodenverbesserern und Pflanzenschutzmitteln. Es ist ein 
Regelungsinstrument vorgesehen für die Verwendung 
von nicht biologisch erzeugtem Saatgut, wenn Bio-
Saatgut nicht erhältlich ist. Seit 2009 gibt es detaillierte 
Produktionsvorschriften für pflanzliche Produkte aus 
Aquakultur (Meeresalgen).

Tierhaltung
Neben ausführlichen Produktionsvorschriften für die meisten 
gebräuchlichen Landtierarten enthält die EU-Öko-Verordnung 
auch ergänzende detaillierte Vorschriften für Aquakulturtiere 
(Fischzucht). 2012 werden Übergangsbestimmungen zur 
Verwendung von kleinen Mengen konventionellen Futters 
für Nichtwiederkäuer festgelegt und die Überarbeitung 
der Bestimmungen zur Futtermittelproduktion und zur 
Kennzeichnung wird abgeschlossen.

Verarbeitung
Die EU-Öko-Verordnung stellt eine Liste von erlaubten 
Zusatzstoffen und Hilfsmitteln für die unterschiedlichsten 
Zweige der Bio-Lebensmittelindustrie bereit. Selbst kleinere 
Sektoren wie die Hefeproduktion sind jetzt abgedeckt. 
Eine wichtige Lücke wurde 2012 mit den lang ersehnten 
Vorschriften für die ökologische Weinproduktion geschlossen, 
die nach langer und schwieriger Debatte unter Verwendung 
der Ergebnisse des ORWINE-Projekts entstanden. 

Kennzeichnung und Logos
2010 wurde das neue EU-Bio-Logo auf den Markt gebracht, 
welches die vereinheitliche EU-weite Bio-Gesetzgebung 
symbolisiert. Die Verwendung des „Bio-Blattes“ ist 
obligatorisch für national erzeugte, vorverpackte Bio-
Lebensmittel und optional für Importware. Es kann mit 
nationalen oder privaten Logos kombiniert werden und 
muss einhergehen mit der Codenummer der Kontrollbehörde 
oder Kontrollstelle und einer Angabe über die Herkunft der 
landwirtschaftlichen Rohstoffe. 

Kontrolle
Die EU-Öko-Verordnung skizziert detaillierte Kontroll-
anforderungen für jeden Produktionssektor. Um die 
Verzahnung mit den Vorschriften des amtlichen EU-Lebens- 
und Futtermittelkontrollsysteme deutlich zu machen, 
wurde das Arbeitspapier „Leitlinien für die Kontrollen im 
biologischen Landbau“ auf der Internetseite zum Biolandbau 
der Europäischen Kommission veröffentlicht. Zur Erhöhung 

1 http://ec.europa.eu/agriculture/organic/home_de 
 http://ec.europa.eu/agriculture/organic/eu-policy/expert-recommendations_de
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der Transparenz werden die Mitgliedstaaten von 2013 an 
verpflichtet, Listen der Öko-Betriebe und der von ihnen 
zertifizierten Produkte zu veröffentlichen.

Die Aufdeckung eines groß angelegten Betrugsfalls in Italien 
im Jahr 2011 unterstreicht noch einmal die entscheidende 
Bedeutung eines wirksamen Kontrollsystems und die 
Notwendigkeit, dieses fortwährend weiterzuentwickeln und 
an die Erfahrungen in der Praxis anzupassen.

Einfuhr- und Ausfuhrbestimmungen
Auf internationaler Ebene sind seit 2009 Fortschritte zu 
verzeichnen durch die Aufnahme von Tunesien, Japan, 

Kanada und USA als gleichwertig anerkannte Drittländer in 
die sogenannte Drittlandsliste, welche jetzt 11 Drittländer 
umfasst. Alle Drittlandsanerkennungen seit 2009 sind 
wechselseitige Abkommen auf Gleichwertigkeit; zusätzlich 
beschlossen die EU und die USA eine besondere Partnerschaft 
über technische Zusammenarbeit. 

Schließlich wurde 2011 das erste Verzeichnis der in 
Drittländern im Hinblick auf die Gleichwertigkeit anerkannten 
Kontrollstellen veröffentlicht. Diese Liste soll 2012 ergänzt und 
aktualisiert werden.

1.2. Die weichen sind gestellt – Ansichten aus dem Bio-sektor zu den 
Öko-Verordnungen seit 2009 
Keith Ball

Keith Ball, Referent für die EU-Öko-Verordnung, IFOAM EU Gruppe, Keith.Ball@ ifoam-eu.org, www.ifoam-eu.org 

Im Januar 2009 traten die neuen Öko-Verordnungen (EG) 
Nr. 834/2007, (EG) Nr. 889/2008 und (EG) Nr. 1235/2008 in 
Kraft, die die Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 ablösten. Der 
vorliegende Artikel fasst die seitherigen Veränderungen 
zusammen.

Zu ersten Änderungen kam es bereits vor Inkrafttreten der 
Verordnung (EG) Nr. 834/2007, und zwar weil das in der 
Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 vorgestellte Bio-Siegel zu sehr 
den Qualitätszeichen für geschützte geographische Angaben 
ähnelte. Die Verordnung (EG) Nr. 967/2008 des Rates vom 
September 2008 sah deshalb für die Entwicklung eines neuen 
Logos weitere eineinhalb Jahre vor. 

Seitdem sind die Durchführungsbestimmungen mehrfach 
verändert worden. Die erste Änderung war die Verordnung 
(EG) Nr. 1254/2008, die die Durchführungsregelungen 
für Bio-Hefe festlegte, wie in Artikel 1.2 der Verordnung 
(EG) Nr. 834/2007 gefordert. Diese schrieb vor, dass für die 
Anzucht von Bio-Hefe nur ökologisch erzeugte Substrate 
verwendet werden dürfen. Jedoch wurde bis Ende Dezember 
2013 die Verwendung von bis zu 5% nicht ökologisch 
erzeugten Hefeextrakts zugelassen. Ab Januar 2014 muss 
Hefe als landwirtschaftliche Zutat gewertet werden, was 
die Verwendung von Bio-Hefe begünstigen dürfte. Diese 
Verordnung beinhaltete auch Auflagen über das dekorative 
Färben der Schale von Eiern für festliche Gelegenheiten. 
Sie schrieb außerdem vor, dass in Umstellungsbetrieben 
Futtermittel für die Tierhaltung nur vom eigenen Betrieb 

kommen dürfen. Landwirte werden dadurch zur Umstellung 
ermutigt, weil die Verfütterung von Umstellungsfuttermitteln 
im eigenen Betrieb ohne Einschränkung gestattet ist und sich 
der Futtermittelanbau während der Umstellung günstig auf 
die Bodenfruchtbarkeit auswirkt. 

Die anschließende Verordnung (EG) Nr. 710/2009 entwickelte 
diese Regelungen weiter und dehnte die vorhandene 
Vorschrift dahingehend aus, dass die Verfütterung von 
konventionell erzeugten Eiweißfuttermitteln aus dem ersten 
Umstellungsjahr als Teil der Umstellungsfuttererlaubnis 
gestattet wurde. Das Umstellungsthema macht jedoch nur 
einen kleinen Teil der Verordnung (EG) Nr. 710/2009 aus. Ihr 
Hauptaugenmerk liegt auf der ökologischen Aquakultur. Zum 
ersten Mal wurden detaillierte Vorschriften für die biologische 
Produktion von Fisch und anderen Meerestieren sowie für 
Meeresalgen erlassen. Neben der Auflistung der wichtigsten 
Fischarten wurden Anforderungen an die Wasserqualität, 
Bestandsdichte usw. aufgeführt. Diese Verordnung 
ermöglichte die Produktion, Verarbeitung und den Verkauf 
von Aquakulturerzeugnissen – erstmals mit dem EU-Logo 
– und führte zu einem sehr dynamischen Wachstum dieses 
Sektors. Eine Weiterentwicklung mit der Ausweitung der 
Bestimmungen auf andere Fischarten ist erforderlich, sowohl 
für Süß- als für Salzwasserarten, wofür die Verordnung (EG) Nr. 
710/2009 eine gute Basis bietet. 

Drei Monate nach Veröffentlichung der Durchführungs-
verordnung führte die Verordnung (EG) Nr. 1235/2008 zu 

mailto:Keith.Ball@ ifoam-eu.org
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massiven Veränderungen der allgemeinen Vorschriften 
für die Einfuhr von ökologischen Erzeugnissen, 
welche seitdem ständig weiterentwickelt wurden und 
mehrere wichtige Änderungen mit sich brachten. Die 
Verordnung (EG) Nr. 1235/2008 trat zur selben Zeit wie die 
Durchführungsverordnung in Kraft, aber fast alle durch sie 
eingeführten Veränderungen werden gerade erst umgesetzt. 
Viele der Veränderungen bezogen sich auf das Verzeichnis 
der anerkannten Drittländer oder deren Zertifizierer. 
Die wichtigsten Veränderungen waren die Aufnahme 
von Japan und Kanada in das Drittlandsverzeichnis. Die 
jüngste Bekanntgabe des wechselseitigen Abkommens 
auf Gleichwertigkeit zwischen USA- und EU-Richtlinien 
ist in der Verordnung (EG) Nr. 126/2012 festgehalten. Das 
Thema Einfuhren wird noch in anderen Artikeln dieses 
Dossiers intensiver besprochen. Die IFOAM EU Gruppe, 
der Zusammenschluss europäischer Zertifizierungsstellen 
(EOCC) und andere Interessengruppen betonten sowohl 
die Dringlichkeit, den neuen Ansatz in Sachen Kontrollen zu 
beschließen als auch für verbesserte Transparenz zu sorgen.

Der Beschluss der Kommission 2009/427/EC führte zur 
Einsetzung einer Sachverständigengruppe für technische 
Beratung bezüglich der ökologischen Produktion (EGTOP), 
eines Komitees, welches der Kommission bei technischen 
Fragen der Öko-Richtlinien beratend zur Seite steht.

Nach Zurücknahme des Qualitätszeichens, wie es in der 
Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 vorgestellt worden war, 
wurde eine revidierte Fassung vorbereitet. Hierzu gab es 
einen öffentlichen Wettbewerb und in die nähere Auswahl 
kamen drei Entwürfe. Gewinner war das inzwischen geläufige 
obligatorische Logo, das Sternenblatt, wie es in Verordnung 
(EG) Nr. 271/2010 bekannt gegeben wurde. Diese Verordnung 
änderte auch den Zertifizierungscode auf das Standardformat 
ABCDE-999. Einzelheiten zur Verwendung des Qualitätssiegels 
wurden zur gleichen Zeit in dem praktischen Handbuch 
der Kommission veröffentlicht unter: http://ec.europa.eu/
agriculture/organic/files/eu-policy/logo/user_manual_logo_
de.pdf. 

Eine weitere Novellierung stellte im April 2011 die Verordnung 
(EG) Nr. 344/2011 dar. Diese löste insbesondere ein Problem, 
das sich aus Verordnung Nr. 889/2008 für den Weinsektor 
ergeben hatte. Die Änderung machte es möglich, bis zur 
Leerung des Bestandes weiterhin Weine zu verkaufen, die vor 
2009 etikettiert worden waren. Verordnung (EG) Nr. 344/2011 
erlaubte außerdem die Anwendung von Rosmarinextrakt – 
vorausschauend nur in Bio-Qualität – als Antioxidationsmittel. 
Jedoch beinhaltete die Regelung auch die Vorgabe, dass 
nur ein mit Ethanol extrahiertes Produkt verwendet 
werden durfte, was die Anwendung der gebräuchlichsten 
und effektivsten Extraktion mit Kohlensäure unterband. 

Der Ständige Ausschuss für ökologischen Landbau (SCOF) 
überprüfte dies im Jahr 2011 noch einmal und entschied, 
dass auch der mit Kohlensäure extrahierte Rosmarinextrakt 
zugelassen werden sollte. In Kürze dürfte die diesbezügliche 
Verordnung bekannt gegeben werden. Diese Punkte wurden 
durch die IFOAM EU Gruppe in der Kommission zur Sprache 
gebracht. 

Auf die Verordnung (EG) Nr. 344/2011 folgte bald die 
Verordnung (EG) Nr. 426/2011, die sich mit der Veröffentlichung 
von Informationen über zertifizierte Unternehmen befasst. Sie 
baut auf der Sollvorgabe der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 
auf, dass die Verzeichnisse von Unternehmen Interessenten 
zur Verfügung zu stellen sind und fordert von den 
Mitgliedstaaten die Bekanntgabe dieser Listen, mit Ausnahme 
von Informationen, die dem Datenschutz unterliegen. 

Schließlich wurden nach gewaltigen Anstrengungen des 
Bio-Sektors unter Beteiligung der IFOAM EU Gruppe endlich 
die Durchführungsbestimmungen über ökologischen 
Weinbau als Verordnung (EG) Nr. 203/2012 veröffentlicht. Die 
Veröffentlichung dieser Bestimmungen wird sehr begrüßt und 
im August 2012 werden die ausführlichen Vorschriften für die 
Erzeugung von Bio-Wein in Kraft treten.

Es stehen noch weitere Themen an für die EGTOP, die 
Kommission und den SCOF. Gegenwärtig sind dies: Futtermittel, 
Düngemittel, Geflügelhaltung, Treibhauserzeugung, 
Lebensmittelverarbeitung und Einfuhren.

Seit ihrer Veröffentlichung wurden die neuen Verordnungen 
ständig weiterentwickelt. Die IFOAM EU Gruppe begrüßt 
die Verbesserungen der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 und 
die Erweiterung ihrer Aufgabenbereiche ebenso wie die 
Entwicklung der neuen Durchführungsbestimmungen, 
die nach Erscheinen der Verordnungen Nr. 889/2008 und 
Nr. 1235/2008 erlassen wurden. Die Verabschiedung dieser 
Verordnungen in den Jahren 2007 und 2008 brachte 
wesentliche Verbesserungen im Vergleich zur Verordnung 
(EWG) Nr. 2092/91, da sie für die ökologische Erzeugung, 
Kontrolle, Zertifizierung und Kennzeichnung modifizierte, 
aktualisierte und besser dargestellte Bestimmungen 
bereitstellten. Die IFOAM EU Gruppe begrüßt diese 
Änderungen und wird weiterhin die Anwendung des neuen 
EU-Bio-Logos und die Umsetzung der neuen Bestimmungen 
auf nationaler Ebene sowie deren Auswirkung auf den Bio-
Sektor insgesamt überwachen.

Der Bericht der Kommission über die Anwendung der EG-
Öko-Verordnung (EG) Nr. 834/2007 an das Europäische 
Parlament und den Rat wird voraussichtlich Ende Mai 
2012 veröffentlicht. Wie angekündigt wird er sich auf die 
Themen Einfuhren, Kontrollen, gentechnisch veränderte 
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Organismen und Simplifizierung konzentrieren und 
das Problem von Richtlinienverbesserungen für solche 
Fälle behandeln, in denen einige Mitgliedstaaten nicht 
vorankommen. Wir erwarten nicht, dass der Bericht Bezug 
auf konkrete Erzeugungsrichtlinien nimmt. Er stößt eine 
öffentliche Debatte an und setzt eine Evaluation der von der 
Kommission entworfenen Bio-Verordnung in Gang. Nach nur 
fünf Jahren seit Veröffentlichung der neuen Verordnung (EG) 
Nr. 834/2007 ist für Unternehmer eine Periode der Stabilität 
und Sicherheit unerlässlich, sodass in naher Zukunft auch 

keine grundlegende Revision zu erwarten ist. Die IFOAM 
EU Gruppe wird jedoch eine aktive, führende Rolle dabei 
spielen, sicherzustellen, dass die Bewertung und Überprüfung 
wirksam auf die Herausforderungen reagieren, denen sich der 
gesamte europäische Bio-Sektor gegenübersieht. Ein neues 
EU-Logo für die ökologische Erzeugung – Kennzeichnung 
von Biolebensmitteln

1.3. Ein neues Eu-logo für die ökologische 
Erzeugung – kennzeichnung von Biolebensmitteln
Cécile Lepers, Claire Largier, Alexander Beck und Andrzej Szeremeta

Cécile Lepers, Geschäftsführerin SYNABIO, www.synabio.com; Claire Largier, Koordinatorin im Bereich Verordnungen, SYNABIO, clairelargier@ synabio.com, 
www.synabio.com; Dr. Alexander Beck, Geschäftsführer Assoziation ökologischer Lebensmittelhersteller (AoeL), alex.beck@ aoel.org, www.aoel.org;  
Andrzej Szeremeta, Koordinator Lebensmittelgesetze, IFOAM EU Gruppe, Andrzej.Szeremeta@ ifoam-eu.org, www.ifoam-eu.org 
 

¢ Das neue EU-Bio-Logo vs. nationale und 
private Logos

Vor der Einführung des neuen obligatorischen EU-Logos 
haben einige nationale Behörden nationale Bio-Logos für 
Bioprodukte entwickelt, die die Bestimmungen der EU-Öko-
Verordnung erfüllten. Man könnte davon ausgehen, dass diese 
nationalen Logos mit der Einführung des obligatorischen 
EU-Logos überflüssig geworden sind, da das EU-Logo für 
dieselben Produkte gedacht ist und dieselbe Bedeutung 
wie die nationalen Logos hat. Die IFOAM EU Gruppe 
empfiehlt jedoch, die Kennzeichnung der Produkte durch 
diese nationalen Logos in denjenigen Fällen beizubehalten, 
in denen sich die Verbraucher an die Logos gewöhnt 
und lange auf sie vertraut haben. Mit der Zeit werden die 
altbekannten Logos automatisch mit dem neuen EU-Logo 
assoziiert und das Bewusstsein für die Gleichwertigkeit 
der Logos bei Verbrauchern erhöht werden. Es gibt viele 
erfolgreiche Initiativen; in Deutschland beispielsweise 
das Biosiegel, in Frankreich das AB-Logo. In beiden Fällen 
war die Tatsache hilfreich, dass der grüne Pantone-Druck 
des EU-Logos bei ähnlicher Farbgebung den nationalen 
Logos angepasst werden konnte. Trotz dieser Initiativen 
sind weitere Kommunikationskampagnen für das neue EU-
Logo erforderlich. 2010 haben in Frankreich nur 24% der 
Verbraucher das neue EU-Logo erkannt, während 87% das 
nationale AB national logo kannten1.

Es gibt viele besorgniserregende Bereiche was die 
Verwendung des EU-Logos betrifft. Insbesondere die 
Frage, wessen Zertifizierungscode das Produkt tragen soll, 
wenn es für einen Markeninhaber hergestellt wird. In den 
meisten Ländern besteht Einvernehmen darüber, dass alle 
Produkte - falls angemessen - das Zertifizierungslogo und den 
Zertifizierungscode desjenigen Zertifizierers tragen sollten, 
der die Endproduktion und die Verpackung zertifiziert. In 
einigen Fällen werden stattdessen jedoch Zertifizierungslogo 
und –code des Zertifizierers des Markeninhabers angebracht. 
Solche Unklarheiten sollten geklärt werden. 

Die IFOAM EU Gruppe macht sich ebenfalls Gedanken 
zu den aktuellen Forderungen nach der Herkunftskenn-
zeichnung. Besonders die Bezeichnung „ EU“/“Nicht-EU“ 
für landwirtschaftliche Erzeugnisse gemischten Ursprungs 
macht eigentlich keinen Sinn. In Fällen, wo das Angebot über 
das Jahr hinweg variiert, werden kleine Mengen an Nicht-
EU-Inhaltsstoffen hinzugefügt, nur um die „EU/Nicht-EU“-
Angabe einzuhalten, statt zwei verschiedene Verpackungen 
zu verwenden. 

Die Forderung führt auch zu irreführenden Kennzeichnungen 
bei Produkten, die mit einer „geschützten Ursprungs-
bezeichnung“ (g.U.) versehen sind. Wenn z.B. eine bestimmte 
Wurst in einer bestimmten Region Deutschlands hergestellt 
wurde und deshalb die Kennzeichnung „g.U.“ erhält, muss 

1 Baromètre Agence Bio/CSA 2011

mailto:clairelargier@ synabio.com
http://www.synabio.com
mailto:alex.beck@ aoel.org
http://www.aoel.org
mailto:Andrzej.Szeremeta@ ifoam-eu.org
http://www.ifoam-eu.org/


11

dennoch die Bezeichnung „EU/Nicht-EU“ hinzugefügt werden, 
falls mehr als 2% der verwendeten Gewürze und Kräuter in 
Drittländern erzeugt wurden. Das ist völlig sinnlos und bringt 
die aktuelle Forderung nach der Herkunftskennzeichnung 
biologischer Nahrungsmittel in Verruf.

Nebst den nationalen Bio-Logos einiger Länder wurden 
in ganz Europa auch private Logos entwickelt. Dies 
sind entweder Logos von Unternehmen oder kollektive 
Privatlogos, deren Ziel es ist, Produkten durch zusätzliche 
bzw. über die EU-Verordnung hinausreichende Bemühungen 
einen Mehrwert zu verleihen. Dabei kann es sich entweder 
um Angaben zum Produkt handeln, die nicht in den 
Geltungsbereich der EU-Öko-Verordnung fallen (z. B. die Wahl 
bestimmter Zutaten, Rezepte, Verpackungen, Partnerschaften 
mit Produzenten) oder um Herstellungsregelungen, die über 
die Anforderungen der Öko-Verordnung hinaus gehen (z.B. 
genauere oder striktere Regeln bei der Tierhaltung oder 
andere zusätzliche Anforderungen im Bereich Tierschutz). Ein 
privates Logo kann auch zur Kennzeichnung von Produkten 
verwendet werden, die zu 100% biologisch hergestellt und/
oder verarbeitet wurden. Solche privaten Logos spielen eine 
bedeutende Rolle, weil sie Verbrauchern Erklärungen bieten 
und so die Unterschiede ersichtlich machen. Relevant sind 
sie nur, wenn Verbraucher den Mehrwert, der dahinter steckt, 
voll und ganz verstehen. Beispiele von privaten Logos sind 
Biogarantie in Belgien, Bioland und Naturland in Deutschland 
und die Soil Association im Vereinigten Königreich.

Unser gemeinsames Ziel sollte es sein, das EU-Logo in 
Europa bekannt zu machen. Selbst wenn häufig langfristige 
Verbesserungen gefordert werden, so legt die EU-Verordnung 
doch schon heute hohe Maßstäbe. Die Verwendung 
nationaler oder privater Logos und deren Förderung sollten 
das EU-Logo also keinesfalls beeinträchtigen. 

¢ Andere Logos, die Herausforderungen für 
das EU-Bio-Logo darstellen 

Der Bio-Sektor hat bei der Nahrungsmittelqualität immer 
schon einen ganzheitlichen Ansatz verfolgt und dabei sowohl 
umwelttechnische Fragen als auch die Bereiche Ernährung, 
GVO und Tierschutz berücksichtigt. Er stützt sich auf den 
Ansatz des ökologischen Landbaus, welcher innerhalb der 
Öko-Bewegung eine wesentliche Stärke darstellt. Die 
Entwicklung zusätzlicher Einzelinitiativen – sowohl in der 
Vergangenheit, als auch in der Zukunft - beeinträchtigt 
die Glaubwürdigkeit des EU-Logos. Beispiele sind das EU-
Öko-Logo oder die Kennzeichnungen Gentechnik-frei, 
fairer Handel, Tierschutz und CO2-neutral. Einige der diesen 
Kennzeichnungen zugrunde liegenden Kriterien sind auch 
in der EU-Verordnung festgehalten, andere nicht. Natürlich 
können Bioprodukte vielleicht nicht all diesen Normen 

entsprechen. Um jedoch zu beweisen, dass das ökologische 
Modell zu Nachhaltigkeit in der Lebensmittelkette führt, 
müssen unsere Verordnungen diesen Herausforderungen 
gerecht werden. Um die bestehenden Lücken zu schließen 
und damit das ökologische Produktionskonzept auch 
bezüglich Umweltstandards an vorderster Stelle steht, 
untersucht die IFOAM EU Gruppe die mögliche Einführung 
weiterer Bestimmungen zur Kontrolle der Erfüllung der 
ökologischen Leistung bei der Verarbeitung und im Handel. 
Neben dem biologischen Gütesiegel gibt es innerhalb der 
EU ein konkurrierendes Konzept: das EU-Umweltzeichen. 
Jüngst wurde über die Ausweitung des EU-Umweltzeichens 
auf Nahrungsmittel diskutiert. Nach der von der Kommission 
erstellten Durchführbarkeitsstudie verschob man weitere 
Diskussionen bis zur 2013 geplanten Veröffentlichung des 
Kommissionsberichts zur nachhaltigen Ernährung.

In einigen Ländern wurden so genannte analytische 
Grenzwerte eingeführt, deren Einhaltung erforderlich ist, 
um die Kennzeichnung Gentechnik-frei zu erhalten. Das 
ökologische Produktionssystem untersagt die Verwendung 
von GVO über die ganze Lebensmittelkette hinweg, sodass 
Verbraucher die Gewissheit haben, dass Bioprodukte auch 
wirklich gentechnikfrei sind. In einigen Ländern werden 
Bioprodukte als gentechnikfrei gekennzeichnet. Solche 
Kennzeichnungskonzepte entwickeln sich auf der Grundlage 
der nationalen Gesetzgebungen und führen zu Unterschieden 
in den zugrunde liegenden technischen Konzepten des 
GVO-Ausschlusses und der GVO-Erzeugnisse. Teilweise gibt 
es große Unterschiede zwischen den Bestimmungen für 
die gentechnikfreie und die ökologische Kennzeichnung. 
Zur Verhinderung von Unklarheiten ist die Harmonisierung 
der Bestimmungen für gentechnikfreie Kennzeichnung 
sehr wichtig, einerseits innerhalb der EU-Mitgliedsstaaten 
und andererseits bezüglich der Bestimmungen für eine 
gentechnikfreie ökologische Produktion.

¢ Verwendung des Bio-Logos

Die IFOAM EU Gruppe hat im Juni 2010 ein Dossier mit 
10 Fragen und Antworten zum neuen Bio-Logo der 
Europäischen Union veröffentlicht, verfügbar unter http:// 
www.ifoam-eu.org/positions/publications/logo/. Darin finden 
sich Informationen zur Verwendung des Bio-Logos und zu 
besonderen zusätzlichen Anforderungen im Bereich der 
Bio-Kennzeichnung. Zusammen mit den in diesem Artikel 
erwähnten Punkten stellt das Dossier den Hauptpfeiler 
unserer Arbeit bezüglich der weiteren Entwicklung der 
Verordnung im Hinblick auf die Kennzeichnung dar.

Die Entwicklung der Bio-Verordnungen seit 2009
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1.4. Aquakultur: Erfolge und Herausforderungen 
der neuen Eu-Öko-Verordnungen
Jörn Steffen Gieseler, Kim Bedford und Michael Boehm

Jörn S.Gieseler, Dipl. Meeresbiologe, Institut für Marktökologie (IMO), Dep. Aquakultur & Fischerei, jog@ imo.ch, www.imo.ch; 
Kim Bedford, Institut für Marktökologie (IMO), www.imo.ch; Michael Boehm, Koordinator, Öko-Verordnung, Marktstudien und Umfragen, Inter Bio Bretagne, 
contact@ interbiobretagne.asso.fr, www.interbiobretagne.asso.fr 

Die EU-Bestimmungen für ökologische Aquakultur wurden 
durch die Verordnung (EG) Nr. 834/2007 eingeführt, genaue 
Durchführungsbestimmungen durch die Verordnung (EG) 
Nr. 710/2009 (anstelle der Durchführungsbestimmungen der 
Verordnung (EG) 889/2008). Ziel war es, durch gemeinsame 
Bestimmungen innerhalb der EU die Zertifizierung und 
Kontrolle der ökologischen Aquakultur zu harmonisieren. 
Dieses Ziel wurde größtenteils erreicht. In einigen kritischen 
Bereichen sind jedoch auch zweieinhalb Jahre nach der 
Veröffentlichung der Verordnung (EG) Nr. 710/2009 immer 
noch gemeinsame Produktionsbestimmungen erforderlich. 
Erste Erfahrungen haben gezeigt, dass die Bestimmungen 
für größere, industriellere Betriebe einfacher einzuhalten 
sind als für kleine, traditionelle Betriebe. Ein Grund dafür ist 
die Einflussnahme der größeren Betriebe auf die regionale 
Versorgungskette – sie können bspw. Druck auf Vieh- oder 
Futtermittellieferanten ausüben, damit diese biologisch 
produzieren. Auch Kontroll- und Zertifizierungskosten stellen 
für kleinere Produzenten eine größere Last dar.

¢ Inkraftsetzung der neuen Bestimmungen

Übergangszeit 2009-2013
In den neuen Bestimmungen steht: „Für eine am 1. Juli 
2013 ablaufende Übergangszeit kann die zuständige Behörde 
Aquakulturproduktionseinheiten, die vor Inkrafttreten der 
vorliegenden Verordnung nach anerkannten einzelstaatlichen 
Regeln Meeresalgen und Tiere ökologisch/biologisch 
produzieren, genehmigen, während der Anpassung an die 
vorliegende Verordnung den Status ökologischer/biologischer 
Produktionseinheiten aufrechtzuerhalten.“ Unternehmer, die 
vor Inkrafttreten der neuen Verordnung nach anerkannten 
einzelstaatlichen Regeln zertifiziert wurden, konnten also eine 
Übergangszeit beantragen, um sich an die neue Verordnung 
anzupassen und währenddessen den ökologischen Status 
beizubehalten. Diese Übergangszeit war nötig, weil von 
den unterschiedlichen Interessenvertretern (darunter 
Kontroll- und Zertifizierungsstellen, zuständige Behörden 
und private Gütesiegel) verschiedene Angelegenheiten 
geklärt werden mussten. Dieser Ansatz scheint sich bewährt 
zu haben und gab den Aquakulturbetrieben Zeit, sich an 
die neuen Bestimmungen anzupassen. Auch die meisten 
privaten Gütesiegel (z.B. Naturland und Bio Suisse) haben 

sich gezielt für die Anpassung ihrer Normen eingesetzt 
oder den betroffenen Interessengruppen die Unterschiede 
zwischen ihren jeweiligen Normen und der neuen Öko-
Verordnung erklärt. Probleme treten dann auf, wenn 
bestimmte Produkte nicht klar in den Kompetenzbereich 
der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 fallen, zuvor jedoch nach 
anerkannten einzelstaatlichen Regeln zertifiziert wurden (z.B. 
Cyanobakterien). Zurzeit werden diese Produkte durch Artikel 
95 der Verordnung (EG) Nr. 710/2009 geregelt (Anwendung 
der Übergangszeit). Nach der Übergangszeit dürfen Produkte 
außerhalb des Rahmens der EU-Öko-Verordnung nur 
entsprechend privater Normen produziert und nicht mit dem 
EU-Bio-Logo gekennzeichnet werden. Deshalb ist eine klare 
Auslegung dessen, was in den Kompetenzbereich der Öko-
Verordnung fällt, erforderlich.

Nichtverfügbarkeit bei der ökologischen Tierhaltung
Gemäß Verordnung (EG) Nr. 889/2008 ist die konventionelle 
Zucht von Aquakulturtieren nur unter bestimmten 
Bedingungen erlaubt und muss innerhalb eines klar 
definierten Zeitrahmens fortschreitend reduziert werden 
(Artikel 25d und 25 e): bis zum 31. Dezember 2011 auf 80%, 
zum 31. Dezember 2013 auf 50% und zum 31. Dezember 
2015 auf 0%. Obwohl seit der Inkraftsetzung der neuen 
Bestimmungen Erfolge erzielt wurden und sich Brut- und 
Reifestätten weiterhin vermehrt um das Einhalten der 
Bestimmungen bemühen, hat sich der Markt für ökologische 
Erzeugnisse noch nicht genügend entwickelt. Bei mehreren 
wichtigen Arten, bspw. Tigergarnelen (Penaeus monodon), 
Goldbrassen (Sparus aurata) und Europäischen Wolfsbarschen 
(Dicentrarchus labrax) ist das Angebot ökologisch zertifizierter 
Kulturen noch nicht ausreichend und viele Zuchtbetriebe 
werden die Fristen wohl nicht einhalten können. Eine Lösung 
wäre, den Betrieben mehr Zeit zu gewähren. Somit würde 
ermöglicht, dass genügend zertifizierte Bestände dieser Arten 
bestehen.

Brutstätten
Brutstätten fallen in den Kompetenzbereich der neuen Verord-
nungen und müssen kontrolliert und zertifiziert werden. In 
den Verordnungen sind jedoch nur sehr wenige spezifische 
Bestimmungen und keine Auslegung der verschiedenen 
Aktivitäten der Brutstätten festgehalten (Behandlungen des 
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Laichbestands oder der Eizellen, Bestandesdichte, Brutstätten-
spezifische Gesundheitsprobleme etc.). Für Betriebe, die die 
Bestimmungen einhalten möchten, stellt das Fehlen klarer 
Leitlinien eine Schwierigkeit dar. Oft fällt die Auslegung 
der Verordnung in diesen Fällen, wo die Bestimmungen 
nicht definierten sind oder nicht für die Brutstätten gelten, 
in die Verantwortung der zuständigen Behörden oder 
Kontrollstellen.

Woher stammen die Futtermittelbestandteile – was 
bedeutet nachhaltige Fischerei?
Zu den grundlegenden Prinzipien der ökologischen 
Erzeugung gehört der Grundsatz, dass Umwelteinflüsse 
möglichst gering gehalten werden sollten – dem 
entspricht auch das Prinzip der nachhaltigen Nutzung der 
Fischbestände. Artikel 25 k der Verordnung (EG) 889/2008 
anerkennt die Tatsache, dass Biofuttermittel in vielen 
Drittländern noch nicht erhältlich sind. Der Artikel hält fest, 
dass Überreste der Verarbeitung von für den menschlichen 
Verzehr gefangenen Wildfischen aus nachhaltiger Fischerei 
verfüttert werden dürfen, wenn keine biologischen 
Futtermittelbestandteile oder Überreste aus der ökologischen 
Aquakulturproduktion zur Verfügung stehen. Die Definition 
des Begriffes nachhaltig in der Verordnung (EG) Nr. 2371/2002 
Artikel 3e) ist nicht ausreichend, da nicht klar definiert wird, 
wann die Bestimmungen als eingehalten gelten. Es ist deshalb 
schwierig zu erkennen, ob Futtermittelbestandteile aus 
einer der Verordnung entsprechenden nachhaltigen Quelle 
stammen. Außerdem ist eine einheitliche Handhabung 
durch die Kontrollstellen unwahrscheinlich. Für die lokale, 
traditionelle Fischerei in Drittstaaten ist es schwieriger, zu 
beweisen, dass sie der Definition der nachhaltigen Fischerei 
entsprechen. Die Tatsache, dass aus diesen Fischereibetrieben 
stammende Bestandteile nicht für biologisch zertifizierte 
Futtermittel verwendet werden dürfen, scheint im 
Widerspruch mit den grundlegenden Prinzipien der 
Verordnungen zu stehen.

Mikroalgen, Cyanobakterien
Die Produktion von Cyanobakterien (z.B. Spirulina) 
fällt nicht in den Rahmen der Öko-Verordnungen. Oft 
werden diese als „Mikroalgen“ bezeichnet, obwohl der 
Begriff korrekterweise nur für echte Mikroalgenarten 
(z.B. Chlorella) gilt. Da die Cyanobakterien nicht den Öko-
Verordnungen unterliegen, kann ihre Produktion für den 
menschlichen Verzehr nicht im Rahmen der neuen Öko-
Verordnung kontrolliert und zertifiziert werden. Sie können 
jedoch als Futtermittelbestandteil für die ökologische 
Aquakulturproduktion zertifiziert werden. Die Frage, ob für 
den menschlichen Verzehr erzeugte Cyanobakterien in den 
Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 fallen, wurde von 
den verschiedenen Mitgliedsstaaten und privaten Gütesiegeln 
unterschiedlich beantwortet. 

Meeresalgen
Was die ökologische Produktion von Meeresalgen betrifft, 
gibt es grundsätzlich zwei schwierige Bereiche in den 
neuen Öko-Verordnungen. Erstens müssen Küstengewässer, 
in denen Meeresalgen ökologisch produziert werden, 
gemäß Richtlinie 2000/60/EG von „hoher ökologischer 
Qualität“ sein. Manche der zuständigen Behörden haben 
diese Gebiete jedoch noch nicht vollständig definiert oder 
es ergaben sich Schwierigkeiten bei der Umsetzung der 
Wasserrahmenrichtlinie (WRR 2000/60). Insbesondere für 
Produzenten in Drittländern stellt dies ein Problem dar, 
denn nicht überall wurden Analysen der ökologischen 
Qualität der Küstengewässer durchgeführt. Ebenfalls muss 
die Gleichwertigkeit mit den europäischen Richtlinien 
berücksichtigt werden. Das zweite große Problem stellt 
die Bestimmung des Artikels 13.1.b der Verordnung (EG) 
Nr. 834/2007 dar, der festhält, dass „…das Sammeln die 
langfristige Stabilität des natürlichen Lebensraums oder die 
Erhaltung der Arten im Sammelgebiet nicht beeinträchtigt.“ 
Diese Bestimmung wird zwar in Verordnung (EG) Nr. 889/2008 
weiter erläutert, dennoch ist es schwierig nachzuweisen, 
dass das Sammeln der Meeresalgen die Ökosysteme 
nicht beeinträchtigt. Zur korrekten Untersuchung der 
Umweltauswirkungen braucht es die Unterstützung durch 
die Wissenschaft und eine exakte Kontrolle. Des Weiteren 
fehlt eine Auslegung der Öko-Verordnung, die sowohl für 
Meeresalgen gilt, die für den Verzehr bestimmt sind, als auch 
für Meeresalgen, die in anderen Bereichen verwendet werden 
(Aquakultur, Futtermittel, Kosmetika etc.). Manchmal gelten 
die Bestimmungen nur für den Lebensmittelbereich, während 
das Sammeln und die Produktion von Meeresalgen für andere 
Verwendungsbereiche nicht klar geregelt sind. 

¢ Kommunikation zwischen den 
verschiedenen Interessengruppen

Die Durchführungsvorschriften verlangen von den zuständigen 
Behörden, dass diese wo nötig zusätzliche Bestimmungen 
erlassen - sei es in Bezug auf die Qualifikationen der 
Prüfer, auf Kriterien der Übergangszeit, oder auf zulässige 
Behandlungen und Verfahren in Aquakulturbetrieben. Bei 
allen Interessengruppen scheint unklar zu sein, welche 
Kriterien wie weiter definiert werden sollen und wer diese 
Aufgabe übernimmt. Seit Inkrafttreten der Verordnungen, 
d.h. seit mehr als 18 Monaten, arbeiten die zuständigen 
Behörden an der Umsetzung zusätzlicher Bestimmungen. 
Teilweise wurden überhaupt keine Bestimmungen erlassen. 
Dadurch liegt die Entscheidung, wie die neuen Verordnungen 
in diesen Fällen umgesetzt werden sollen, in den Händen der 
Kontroll- und Akkreditierungsstellen. Leider wurde das Risiko 
einer unterschiedlichen Umsetzung in den verschiedenen 
Mitgliedsstaaten durch die mangelnde Orientierung seitens 
der Kommission erhöht.

Die Entwicklung der Bio-Verordnungen seit 2009
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¢ Vorschläge zur Revision der EU-Öko-
Verordnungen

Die erste Revision der neuen Öko-Verordnungen ist für 
2013 geplant. Sie ist eine gute Gelegenheit, um die bei 
der Umsetzung der Verordnungen anfallenden Probleme 
anzugehen, die teilweise oben geschildert wurden. Während 
die meisten Interessengruppen eine Klärung in diesen 
Bereichen befürworten, machen sich die Produzenten 
teilweise Sorgen darüber, dass die Änderungen der 
Bestimmungen zu einem Zeitpunkt vorgenommen werden, 

zu dem die Umsetzung schon stattgefunden hat. Andere 
besorgniserregende Bereiche, die es zu beachten gilt: die 
Zertifizierung ressourcenintensiver, fleischfressender Arten, 
Fragen der Nachhaltigkeit, soziale und wirtschaftliche 
Aspekte der Aquakultur, der weltweite Transport von 
Meeresfrüchten und der Einsatz (bspw. von Futtermitteln) 
in der Aquakulturproduktion, die Reduzierung des durch die 
ökologische Aquakultur verursachten CO2-Ausstosses/der 
Transportwege für Nahrungsmittel.

1.5. Die Europäische Durchführungsverordnung zur ökologischen 
weinbereitung: eine lange Debatte und ein politischer kompromiss zur 
lösung eines langjährigen Problems
Alessandro Triantafyllidis, Cristina Micheloni und Uwe Hofmann

Alessandro Triantafyllidis, Vorsitzender der AIAB, a.trianta@ aiab.it, www.aiab.it; Cristina Micheloni, AIAB Vize-Vorsitzende, c.micheloni@ aiab.it, www.aiab.it; 
Dr. Uwe Hofmann, Geschäftsführer Eco-Consult, Standard committee member bei ECOVIN, uwe@ eco-consult.net, www.eco-consult.net; www.ecovin.de 

Als 1992 die erste Europäische Verordnung zum ökologischen 
Landbau veröffentlicht wurde, waren darin keine spezifischen 
Bestimmungen für Wein zu finden. Damals ging man 
davon aus, dass die Kommission bald eine dem biologisch 
hergestellten Wein gewidmete Verordnung herausgeben 
würde. Zehn Jahre vergingen ohne die Einführung 
besonderer Vorschriften für Biowein, während andere 
Bereiche laufend in die Öko-Verordnung aufgenommen 
wurden: verarbeitete Lebensmittel, Tier-/Viehhaltung und 
letztes die Jahr Aquakultur, Meeresalgen und Hefe. Seit 2000 
haben verschiedene Nicht-EU-Länder (z.B. die USA, Australien 
und Kanada) Vorschriften für die ökologische Weinbereitung 
erlassen. Dies drängte auch Europa, wo sehr viele Bioweine 
hergestellt und exportiert werden, zu einer Stellungnahme.

Die Kommission hat mehrmals versucht, eine gemeinsame 
Verordnung zu erlassen. Es war jedoch zu Beginn weg 
klar, wie schwierig sich dies gestalten würde, ohne dabei 
lautstarken und differenzierten Widerstand innerhalb 
der Öko-Bewegung und aus dem konventionellen Sektor 
hervorzurufen. Folgende Aspekte stellten Schwierigkeiten 
dar: a) In Europa wird Wein in vielen sehr unterschiedlichen 
Gebieten hergestellt und die Weinbereitung stützt 
sich auf lokale Traditionen. Dies macht den Reichtum 
und das Potential des Europäischen Weinsektors aus. 
b) Marketingstrategien und Image des Weins setzen 
größtenteils auf „Authentizität“ und „Natürlichkeit“, 
insbesondere in Europa. Wenn man von Biowein spricht, 

würde dies bedeuten, dass alle anderen Weine nicht 
ökologisch sind und damit würde das Image konventioneller 
Weine gefährdet. c) In Europa besteht schon lange eine 
Debatte zwischen Familienbetrieben und Winzern einerseits 
und dem industriellen Sektor andererseits. Beide vertreten 
voneinander abweichende Interessen und haben nicht nur 
die GMO (Gemeinsame Marktorganisation) stark beeinflusst, 
sondern durch die geführten Debatten auch den Abschluss 
der Öko-Verordnung verzögert.

Um eine Lösung zu finden, hat die Kommission 2005 das 
Forschungsprojekt ORWINE veranlasst, welches bei der 
Weiterentwicklung der Verordnung wissenschaftliche 
Unterstützung leisten sollte (www.orwine.org). Die 
Kommission wählte ein Konsortium, welches von der AIAB 
koordiniert wurde. Das Projekt lief während drei (Ernte-)
Jahren und fand in Zusammenarbeit mit elf Partnern statt; 
einige aus der Wissenschaft, andere mit Erfahrung in der 
Praxis der Weinbereitung und direkten Kontakten zu den 
Erzeugern, außerdem auch ein in Wissenstransfer und 
-verbreitung erfahrenes Unternehmen. Die Zusammenarbeit 
zwischen Forschern, biologischen Weinbauern und –
herstellern, Verbrauchervertretern und politischen Beratern 
war innovativ und anspruchsvoll. Die wissenschaftlich 
entwickelten und im Rahmen des Projektes energisch 
diskutierten Empfehlungen dienten als Grundlage für die 
aktuelle Verordnung, doch auch damals war der Prozess 
nicht ganz einfach. ORWINE legte der Kommission Ende 
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2008 die vorläufigen Schlussfolgerungen für Kommission 
und Mitgliedsstaaten vor und beendete im Frühling 2009 
die Arbeit.

Die Kommission stellte 2009 ihr Arbeitsdokument vor. Im 
Sommer 2012 hätte die Verordnung erlassen werden sollen, 
aufgrund der starken Meinungsverschiedenheiten zwischen 
den Mitgliedsstaaten bezüglich der Sulfit-Werte entschied 
der zuständige Kommissar jedoch, die Verhandlungen und 
jegliche Entscheidungsfindungen zeitweilig einzustellen. 

Nach mehreren erfolglosen Vermittlungsversuchen wurde 
der Prozess 2011 wieder aufgenommen. Die IFOAM EU 
Gruppe und die European Organic Wine Carta (eine Initiative 
privater Verbände, Norm- und Zertifizierungsstellen und –
organisationen aus Frankreich, Spanien, der Schweiz und 
Italien; www.organic-wine-carta.eu) spielen eine wichtige 
Rolle. Resultat ist ein politischer Kompromiss, der auf 
wissenschaftlichen Ergebnissen beruht und gleichzeitig dem 
dringlichen Bedürfnis nach einer annehmbaren Definition der 
Anforderungen an Biowein gerecht wird, die heute in Europa 
als unerlässlich betrachtet werden.

Die neuen Durchführungsvorschriften für die ökologische 
Weinbereitung wurden am 9. März 2012 als Verordnung 
(EG) Nr. 203/2012 im Amtsblatt der Europäischen Union 
veröffentlicht. Sie werden am 1. August 2012 in Kraft treten.

¢ Kurzer Überblick über die Verordnung

An erster Stelle: die Weintrauben! Es mag selbstverständlich 
scheinen, doch Biowein muss natürlich aus biologisch 
angebauten Weintrauben erzeugt und deren Kennzeichnung 
mit dem EU-Siegel im Rahmen der Vorschriften erlaubt 
werden. Die Verordnung legt auch Einschränkungen und 
verbotene Methoden bei der Weinbereitung fest. Wichtig 
ist, dass „physikalische Verfahren und Behandlungen, die in 
Bezug auf die tatsächliche Beschaffenheit der ökologischen/
biologischen Erzeugnisse irreführend sein könnten“, 
ausgeschlossen sein sollten, auch wenn sie bezüglich der 
Rückstände keine Risiken bergen. Die neue Verordnung 
verbietet deshalb die teilweise Konzentrierung durch Kälte, 
die teilweise Entalkoholisierung, die Entschwefelung durch 
physikalische Verfahren, die Behandlung durch Elektrodialyse 
und die Behandlung mit Kationenaustauschern. Außerdem 
sind bestimmte Verfahren nur bedingt erlaubt, so darf die 
thermische Behandlung 70°C nicht übersteigen und bei der 
Zentrifugierung und Filtrierung darf die Porengröße nicht 
unter 0.2 Mikrometer liegen (Ultra- und Nano-Filtrierung sind 
nicht erlaubt).

Da zurzeit keine Alternativen zur Verfügung stehen, 
sind Wärmebehandlungen, die Anwendung von Ionen-

austauschharzen und Umkehrosmose erlaubt, werden jedoch 
bis 2015 überprüft.

Ungefähr die Hälfte aller Zusatzstoffe und Verarbeitungs-
methoden, die bei der konventionellen Weinbereitung 
erlaubt sind, sind auch bei der biologischen Weinproduktion 
zugelassen. Alle Zusatzstoffe natürlichen Ursprungs 
(pflanzliche, auf mineralischer oder mikrobiologischer Basis 
und gentechnikfreie) sind erlaubt, während potenziell 
gefährliche, nicht-essentielle und synthetische Stoffe 
verboten oder, wenn keine Alternativen bestehen, nur 
bedingt erlaubt sind. PVPP, DMDC, Ammoniumsulfat und 
Disulfate, Mannoproteine, Carboxymethylcellulose, Sorbate 
und Enzyme wie Urease, Lysozym und Betaglucanase sind 
beispielsweise trotz ihres natürlichen Ursprungs nicht erlaubt. 

Den Sulfiten ist ein eigenes Kapitel gewidmet. Der Grenz-
wert wurde für alle Weinarten (rot, weiß und rosé), deren 
Restzuckergehalt unter 2 g/l (Summe aus Glucose und 
Fruktose) liegt, um 50 mg/l tiefer angesetzt als beim 
konventionellen Wein. Für alle anderen Weine wird der 
maximale Schwefeldioxidgehalt im Vergleich zum Grenzwert 
bei konventionellen Weinen um 30 mg/l verringert. Dank der 
innovativen Lösung, die Definition einer neuen Weinkategorie 
einzuführen (Restzuckergehalt unter 2 g/l) konnte dieser 
technisch annehmbare Kompromiss geschlossen werden. 

¢ Biologischer/ökologischer Wein

Die neuen Durchführungsvorschriften für die ökologische 
Weinbereitung ermöglichen sowohl eine klare Differenzierung 
zwischen biologischen und nicht-biologischen Weinen als auch 
die Kennzeichnung der Bioweine mit dem EU-Bio-Zeichen. 
Sie erlauben es, auf dem positiven Image der Bioweine zu 
bauen – ihrem Ursprung aus lebendigen, gesunden Böden 
und die ökologischen Prinzipen ihrer Herstellung (organische 
Düngung, Anbau von Deckfruchtkulturen/Gründüngern, 
biologischer Pflanzenschutz). Des Weiteren werden 
traditionelle Weinbau-Methoden sowie Behandlungen 
und Verfahren mit einer eingeschränkten Anzahl erlaubter 
Zusatzstoffe eingesetzt. Bioweine werden energiearm 
produziert. Energieintensive physikalische Verfahren, die 
in Bezug auf die tatsächliche Beschaffenheit des Weines 
irreführen, sind verboten. 

¢ Einschätzung der 
Durchführungsverordnung aus italienischer 
Perspektive

Aus Sicht der italienischen Weinproduzenten ist die 
angenommene Verordnung nach so vielen Jahren ein 
wichtiger Erfolg. Auf mehr als 50.000 ha ökologischer 
Weinberge werden heute Weintrauben angebaut, deren 
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Erzeugnis als biologisch gekennzeichnet werden darf. Mangels 
einer einheitlichen Definition und eines gemeinsamen Logos 
hatten die italienischen Weinbauern auf dem Inlandsmarkt in 
den letzten Jahren eine schwache Stellung, die Konkurrenz 
verfügte über große Wettbewerbsvorteile (v.a. bei 
„natürlichen“, „lokalen“ und „authentischen“ Weinen). Auf dem 
internationalen Markt hatten diejenigen Länder, die bereits 
über Vorschriften für Bioweine verfügten, mehr Potenzial. 

Die italienischen Weinproduzenten hatten sich zwar eine 
striktere Verordnung erhofft, insbesondere bezüglich der 
Anreicherung, der zugelassenen Zusatzstoffe und der 
Sulfit-Grenzwerte, begrüßen jedoch den geschlossenen 
Kompromiss. Wir fordern eine sorgfältige Überwachung 
der Umsetzung in den nächsten Jahren und eine ehrgeizige 
und technisch einwandfreie Überprüfung sobald es die 
Beobachtungen der Produzenten und die Kapazitäten 
erlauben. 

¢ Voraussichtliche Entwicklung aus der 
Perspektive deutscher Weinbauern

Die nord- und mitteleuropäischen Bio-Weinbauern waren mit 
der Idee der Sulfit-Grenzwerte nicht einverstanden, da ihrer 
Ansicht nach Biowinzer die Weinbereitung mit SO2 in allen 
Ländern zuverlässig durchführen und die Anwendung dieser 
Verfahrensweise einzig auf geografische und klimatische 
Bedingungen zurückzuführen ist. 

Die Verwendung von Sulfiten bei der Weinbereitung ist keine 
angemessene Eigenschaft, um einen Wein als biologisch 
oder nicht-biologisch einzustufen; denn wenn der Anbau der 
Weintrauben unter denselben Bedingungen erfolgt, ist die 
Schwefelung erforderlich.

Der aktuelle Vorschlag ist jedoch ein annehmbarer 
Kompromiss zwischen den unterschiedlichen Weinbau- 
Traditionen. Für einige mitteleuropäische Biowinzer wird 
das Thema Sulfite auch in Zukunft eine Herausforderung 
darstellen. Insbesondere Produzenten von Qualitäts-Rotwein, 
die sich in den letzten zehn Jahren für die Verbesserung des 
Images von Biowein eingesetzt haben, sehen ernsthafte 
Schwierigkeiten bei der mikrobiellen und sensoriellen 
Stabilisierung ihrer Weine. Aufgrund der Einschränkung 
bei den Sulf itwerten und den für die ökologische 
Weinerzeugung zugelassenen önologischen Verfahren, 
Behandlungen und Substanzen müssen einige Produzenten 
ihre Herstellungsprozesse wohl ändern, um die Weinqualität 
zu erhalten.

Damit die Wirksamkeit der Vorschriften ausgewertet werden 
kann und um eine wissenschaftliche Grundlage für eine 
Neubewertung zu ermöglichen, schlagen wir eine für alle 
Mitgliedsstaaten obligatorische Kontrolle des Schwefeldioxids 
und aller anderen für die ökologische Weinerzeugung 
zugelassenen Zusatzstoffe und önologischen Verfahren vor.
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2. DEr NEuE ENtscHEIDuNGsfINDuNGsProZEss NAcH DEm  
 lIssABoN-VErtrAG

2.1. Entscheidungsfindung nach dem lissabon-Vertrag 
Maria Fladl

Maria Fladl, Verantwortliche im Bereich Politik, Ökologische Landwirtschaft, Europäische Kommission, GD Landwirtschaft und ländliche Entwicklung, H.3 
maria.fladl@ ec.europa.eu, www.organic-farming.eu

Die EU-Verträge, insbesondere der „Vertrag über die Arbeits-
weise der Europäischen Union“, bekannt als der „Vertrag 
von Lissabon“1, sind die Grundlage für alle Maßnahmen 
der EU und legen die Rolle und die Einbindung der EU-
Institutionen bei den Entscheidungsfindungsprozessen 
für die EU-Gesetzgebung fest. Sämtliche Verordnungen, 
Handlungsanweisungen und Entscheidungen basieren auf 
den Prinzipien und Zielsetzungen, die in diesen Verträgen 
festgelegt sind.

¢ Ordentliches Gesetzgebungsverfahren

Der Vertrag von Lissabon verschaffte dem Europäischen 
Parlament mehr Macht und dehnte das übliche 
Entscheidungsverfahren der EU, das als „ordentliches 
Gesetzgebungsverfahren“ (Ordinary Legislative Procedure, 
OLP) bekannt ist, auch auf die Gesetzgebung im Zusammen-
hang mit der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) aus. Die 
Rechtsvorschriften zum ökologischen Landbau sind Teil der 
GAP und die Verordnung (EG) Nr. 834/2007 legt die Ziele, 
Prinzipien und die allgemeinen Produktionsvorschriften für 
den ökologischen Landbau fest.

Sämtliche Änderungen und Nachbesserungen der 
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 werden daher jetzt unter dem 
neuen OLP beschlossen, das heißt, dass das direkt gewählte 
Europäische Parlament gemeinsam mit dem Rat (Gremium 
der Staats- und Regierungschefs der 27 EU-Staaten) EU-
Rechtsakte billigen muss. Das Europäische Parlament und 
der Rat prüfen die Vorschläge der Kommission und schlagen 
normalerweise Änderungen vor. Rat und Parlament einigen 
sich über Änderungen entweder im Verlauf eines ersten oder 
zweiten Lesungsprozesses. Sind sich beide Institutionen über 
Abänderungen einig, können die vorgeschlagenen Gesetze 
verabschiedet werden. Werden sie sich nicht einig, versucht 
ein Vermittlungsausschuss eine Lösung zu finden. Sowohl 
Rat als auch Parlament können die Gesetzesvorlage bei der 
letzten Lesung ablehnen. Nationale Parlamente können 
formell ihre Vorbehalte bekunden, wenn sie der Ansicht 
sind, dass es besser wäre, sich mit einer Angelegenheit auf 
nationaler Ebene statt auf EU-Ebene zu befassen.

Die Kommission initiiert und formuliert EU-Gesetze 
und setzt sie in Kraft . Bevor die Kommission neue 
Gesetzesinitiativen vorschlägt, schätzt sie deren potenzielle 
ökonomischen, sozialen und umweltbezogenen Folgen ab. 
Dies geschieht durch „Folgenabschätzungen“, welche die 
Vor- und Nachteile möglicher Politikoptionen abstecken. 
Interessierte Parteien wie Nichtregierungsorganisationen, 
Kommunalbehörden und Vertreter der Industrie und der 
Zivilgesellschaft werden angehört. Sachverständigengruppen 
beraten in fachspezifischen Fragen. Auf diese Weise stellt die 
Kommission sicher, dass Gesetzesvorlagen den Bedürfnissen 
der am meisten Betroffenen entsprechen und vermeidet 
unnötigen bürokratischen Aufwand.

¢ Neue Befugnisse der Kommission

In bestimmten Bereichen der EU-Gesetzgebung ist 
die Kommission ermächtigt, nicht nur Verordnungen, 
Richtlinien oder Beschlüsse einzubringen, sondern auch zu 
verabschieden. Im ökologischen Landbau ist ein Beispiel für 
eine solche übertragene Befugnis die Verordnung (EG) Nr. 
889/2008, die die genauen Vorschriften für die ökologische 
Produktion, Kennzeichnung und Kontrolle aufstellt, unter 
Einbeziehung einer Positivliste der in der biologischen 
Erzeugung zulässigen Betriebsmittel.

Der Lissabon-Vertrag hat auch diese Kommissionsbefugnisse 
geändert. Anstelle eines einzigen Standardentscheidungs-
verfahrens bilden Artikel 290 und 291 des Vertrages die 
Grundlage für zwei Verfahren, entweder eines mit delegierter 
Befugnis (Artikel 290) oder eines mit Durchführungs-
befugnissen (Artikel 291). Das Parlament und der Rat können 
von der Kommission delegierte Rechtsakte ablehnen.

 � Delegierte Rechtsakte
Diese können erlassen werden für Maßnahmen, die den 
Basisrechtsakt (EU-Öko-Verordnung Nr. 834/2007) mit 
gewissen nicht wesentlichen Bestandteilen ergänzen (z.B. 
mit den detaillierten Produktionsrichtlinien, die in der 
Durchführungsverordnung [EG] Nr. 889/2008 festgelegt 
sind). Bei der Vorbereitung des delegierten Rechtsaktes 

1 Amtsblatt der Europäischen Union C 306, 17.12.2007
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verpflichtet sich die Kommission dazu, Expertengruppen 
zu befragen, zu denen Fachleute aus allen 27 Mitglied-
staaten eingeladen werden. Abgeordnete des Europa-
parlaments und/oder Sachverständige können ebenfalls 
eingeladen werden. 

Parlament und Rat haben das Recht, innerhalb einer 
festgesetzten Frist die Verabschiedung eines neuen 
delegierten Rechtsaktes abzulehnen. Nur wenn beide 
Institutionen zustimmen, kann die neue Rechtsvorschrift 
in Kraft treten.

 � Durchführungsrechtsakte
Bei der Verabschiedung von Durchführungsrechtsakten 
ist zu beachten, dass die Mitgliedstaaten vorrangig 
für die praktische Durchführung verantwortlich und 
für die Durchführung einheitliche Bedingungen 
erforderlich sind (z.B. die Verpflichtungen zur 
Bekanntmachung und Informationsaustausch gemäß 
Durchführungsverordnung [EG] Nr. 889/2008). Bei der 
Vorbereitung solcher Durchführungsrechtsakte folgt die 

Kommission dem sogenannten „Komitologie“-Verfahren 
nach Verordnung (EG) Nr. 182/20112. Ein aus Vertretern der 
27 Mitgliedstaaten bestehender Ausschuss wird von der 
Kommission konsultiert und gibt seine Stellungnahme 
zu dem Kommissionsvorschlag (in den meisten Fällen 
mit qualifizierter Mehrheitsentscheidung) ab, bevor 
dieser verabschiedet werden kann. Ganz allgemein gilt, 
dass die Kommission bei einer negativen Stellungnahme 
des Ausschusses den Durchführungsrechtsakt nicht 
verabschieden kann. 

In Anlehnung an die Bestimmungen des neuen Lissabon-
Vertrages hat die Kommission einen Vorschlag zur 
Einteilung der neuen Kommissionsbefugnisse unterbreitet 
(COM[2010]759). Dieser Vorschlag wird derzeit in erster Lesung 
im Rat und im EU-Parlament diskutiert. Weitere allgemeine 
Hinweise und detaillierte Informationen finden Sie unter: 
http://europa.eu/documentation/legislation/index_de.htm

2.2. Einen kompromiss finden – ein paar Bemerkungen von der 
polnischen Eu-ratspräsidentschaft über die Anpassung der Öko-
Verordnung an den lissabon-Vertrag
Michał Rzytki und Bartosz Pytlak

Michał Rzytki, Leiter des Biolandbaureferates, polnisches Ministerium für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung, Michal.Rzytki@ minrol.gov.pl; 
Bartosz Pytlak, Seniorreferent des Biolandbaureferates, polnisches Ministerium für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung, Bartosz.Pytlak@ minrol.gov.pl, 
www.minrol.gov.pl

Die polnische EU-Ratspräsidentschaft hat die Diskussion über 
den Kommissionsvorschlag zur Anpassung der Öko-Verord-
nungen an den Lissabon-Vertrag schwerpunktmäßig darauf 
ausgerichtet zu bestimmen, welche Maßnahmen jeweils 
durch delegierte Rechtsakte bzw. Durchführungsrechtsakte 
zu regeln wären und welche wichtigen Vorschriften Teil der 
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates sein sollten.

Hierzu hat die polnische EU-Ratspräsidentschaft eine gründli-
che Analyse durchgeführt. Diese Studie zeigte, dass es in fast 
allen derzeit angewendeten Durchführungsbestimmungen 
(Verordnung [EG] Nr. 889/2008 der Kommission) Teile gibt, 
die in der Basisverordnung geregelt werden sollten und nicht 
als Durchführungsbefugnisse übertragen werden können. 
Sich in diese Richtung zu bewegen, würde sogar einen Rück-
schritt in Richtung des früheren Systems unter der Verordnung 

(EWG) Nr. 2092/91 des Rates bedeuten, in dem alle Verord-
nungsänderungen durch den Rat entschieden wurden. Dieses 
System ist zwar aufgrund der erheblichen Begrenzung der 
Kommissionsvollmachten für die Mitgliedstaaten „sicher“, aber 
letztendlich auch ineffizient und ineffektiv, was der Grund 
dafür war, warum es 2007 im Rahmen der neuen Verordnung 
(EG) Nr. 834/2007 aufgegeben wurde. 

Das Erlassen von Durchführungsrechtsakten ist günstiger 
für die Mitgliedstaaten, sodass viele Länder diese Option 
bevorzugen. Die Durchführungsrechtsakte werden dem SCOF 
zur Begutachtung vorgelegt, ohne dessen Billigung keine 
der Maßnahmen verabschiedet werden kann. Das Verfahren 
für die delegierten Rechtsakte gibt der Kommission mehr 
Befugnisse, welche die Verordnungen verfasst und ihrerseits 
geeignete Berater auswählt. Die Mitgliedstaaten haben erst 

2 Amtsblatt der Europäischen Union L 55, 28.02.2011: Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur 
 Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsätze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchführungsbefugnisse durch die 
 Kommission kontrollieren
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dann Mitspracherecht, wenn die Verordnungen fertig sind 
und an den Rat und das Parlament geschickt werden.

Die polnische EU-Ratspräsidentschaft hat nach Analyse der 
Bestimmungen der Verordnungen (EG) Nr. 889/2007 und (EG) 
Nr. 1235/2008 dort Durchführungsrechtsakte vorgeschlagen, 
wo eine bedeutende Ausweitung der Verordnung (EG) 
Nr. 834/2007 des Rates nicht erforderlich ist. In anderen 
Fällen (wie z.B. Produktionsrichtlinien) wurden delegierte 
Rechtsakte mit streng definierten Zielen, Inhalt und Umfang 
vorgeschlagen. 

Ein Beispiel ist Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007, 
der die Anwendung von gentechnisch veränderten 
Organismen (GVO) untersagt. In dem bestehenden 
Durchführungsrechtsakt wird das Verbot lediglich durch eine 
vom Verkäufer abgegebene Erklärung umgesetzt. Es wurde 

beschlossen, der Kommission die Delegation zu überlassen, 
ohne echte Veränderungen. Unsere Analyse ergab, dass 
alle anderen Anforderungen in Bezug auf GVO (Koexistenz, 
Verschmutzungsgrade) als wesentlich angesehen wurden und 
aus diesem Grund nur in der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des 
Rates vorkommen dürfen.

Beim Sonderausschuss Landwirtschaft (SAL), welcher am 28. 
November 2011 tagte, unterstützten fast alle Mitgliedstaaten 
das Projekt und die polnische EU-Ratspräsidentschaft 
erhielt das Mandat, einen „Trialog“ zu starten (mit dem 
Rat, der Kommission und dem Parlament). Während der 
Vorbereitung dieses Dossiers ist dieser „Trialog“ noch im 
Gange und die Position des Rates wird von der dänischen EU-
Ratspräsidentschaft vertreten. 

2.3. Befugnisse des Europäischen  
Parlaments innerhalb des lissabon-Vertrages
Hannes Lorenzen 

Hannes Lorenzen, Berater für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung, Die Grünen/Europäische Freie Allianz, Europäisches Parlament, 
hansmartin.lorenzen@ europarl.europa.eu

Der Lissabon-Vertrag bietet neue Möglichkeiten für 
mehr demokratische Einflussnahme auf die Gemeinsame 
Agrarpolitik (GAP). Selbst wenn sich die Ziele dieser 
Politik nicht dahingehend änderten, dass sie die neuen 
Herausforderungen der Landwirtschaft einbezögen, wie 
Klimawandel, Verlust an biologischer Vielfalt, Wassermangel 
und die Sorge um die Fruchtbarkeit der Böden, so dürften 
die neuen Mitentscheidungsrechte des Parlaments bei der 
laufenden GAP-Reform eine stärkere Berücksichtigung dieser 
Herausforderungen zulassen. 

Unbestritten hat die ökologische Landwirtschaft schon vor 
Jahren ihren Platz im Rahmen der GAP gefunden. Sie hat ihre 
eigene Verordnung, die auch in andere Bereiche hineinreicht, 
wie z.B. die Rechtsvorschriften für GVO, Strategien zur Erhaltung 
der biologischen Vielfalt und zur guten landwirtschaftlichen 
Praxis, wie die Umsetzung von Fruchtfolgen. Sie ist zum 
unbestrittenen Wegbereiter für zukunftsverträgliche 
Landbausysteme geworden und bietet weit mehr als nur eine 
begrenzte und ineffiziente Korrektur der Umweltschäden 
durch die konventionelle Landbewirtschaftung. Der Umstand, 
dass die Agrarlobby sich bei den Umweltauflagen über die 
Ausnahmeregelung für den ökologischen Landbau beschwert, 
unterstreicht diese starke Position. 

Nachdem sich derzeit jedoch das Parlament mit dem Rat 
und der Kommission im „Trialog“ über das Harmonisierungs-
verfahren befindet, ist der neue Bereich der geteilten 
Regierungsmacht zwischen Rat und Parlament für die 
Ratsvertreter eine harte Nuss. Sie befürchten, dass die 
nationalen Sachverständigen der Mitgliedstaaten, die 
praktisch das unangefochtene Privileg der Interpretation 
europäischen Rechts hatten, jetzt auf der Hinterbank 
der Gesetzgebung sitzen werden. Komitologie ist eine 
Schöpfung der Vergangenheit und es gibt eine breite Palette 
an Meinungsverschiedenheiten über die Frage, was bei den 
Verordnungen als politisch und unerlässlich gilt und was als 
„technisch“, wie es bei den Öko-Verordnungen der Fall ist. Man 
könnte meinen, dass sich der SCOF mit seiner Fachkenntnis 
näher an der Realität der Mitgliedstaaten befindet als die 
Mitglieder des Europäischen Parlaments (MdEP) und dass 
sich die MdEP nicht mit Einzelheiten befassen sollten, wie 
z.B. welche „Stoffe“ im ökologischen Landbau verwendet 
werden dürfen oder nicht. Dies ist derzeit der Konfliktpunkt 
bei den Trialogverhandlungen. Am stärksten blockiert 
werden derzeit die meisten Harmonisierungsdossiers, mit 
denen das Parlament befasst ist, durch die grundsätzliche 
Uneinigkeit, die bei der Unterscheidung zwischen delegierten 
Rechtsakten, deren Umsetzung das Parlament beeinflussen 
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kann, und Durchführungsrechtsakten, bei deren Umsetzung 
das Parlament ausgeschlossen sein könnte, besteht.

Sogar einige Fachleute aus dem Bio-Bereich scheinen zu 
glauben, dass solche Details besser in der Hand von nationalen 
Sachverständigen blieben. Wenn man nur Personalbestand 
und Sachkenntnis des Parlaments berücksichtigt, das sich 
mit der gewaltigen Menge an Rechtsvorschriften befassen 
muss, die mit der GAP-Reform und deren Folgemaßnahmen 
ansteht, könnte man tatsächlich befürchten, dass das 
Parlament vor Verantwortung überlastet wäre. Jedoch 
käme dies der Aufforderung gleich, die Bemühungen zu 
untergraben, Europa demokratischer und transparenter 

zu machen. Vor einiger Zeit erschien der Kommission die 
Vereinbarkeit von genetisch veränderten Organismen und 
ökologischer Landwirtschaft als möglich und sie änderte die 
Liste der Stoffe entsprechend, um GVO einzubeziehen. Das 
war nicht ein technisches Detail, sondern eine hoch politische 
Angelegenheit. Und es war das Parlament, welches diese 
Kommissionsentscheidung erfolgreich vor dem Europäischen 
Gerichtshof anfocht. Selbst wenn heute das Parlament noch 
nicht in alle neuen Verantwortlichkeiten hineingewachsen ist, 
die der Lissabon-Vertrag mit sich bringt, wird es sicherlich in 
Zukunft dieser Herausforderung gerecht werden.

2.4. Der sachverständigenrat für fachliche Beratung zur ökologischen 
Produktion (EGtoP) der Generaldirektion landwirtschaft und ländliche 
Entwicklung (GD AGrI) der Europäischen kommission
Alexander Beck und Nic Lampkin

Dr. Alexander Beck, Geschäftsführer der Assoziation ökologischer Lebensmittelhersteller – AoeL, alex.beck@ aoel.org, www.aoel.org; 
Prof. Nic Lampkin, geschäftsführender Direktor, The Organic Research Centre - Elm Farm, nic.l@ organicresearchcentre.com, www.efrc.com 

Der Europäische Aktionsplan für ökologische Landwirtschaft 
schlug 2004 die Einsetzung einer ständigen Expertengruppe 
für fachliche Beratung zur Bio-Verordnung vor. Nach der 
Absichtserklärung der Europäischen Kommission im Jahr 
2009 zur Einrichtung einer solchen Gruppe und nach einem 
öffentlichen Einstellungsverfahren wurden im September 
2010 die Namen der Mitglieder bekanntgegeben und im 
Dezember 2010 fand ein erstes Treffen statt. 

Zweck des Sachverständigenrates ist im Bedarfsfall die 
fachliche Beratung der Kommission bei Fragen der Geneh-
migung von Produkten, Stoffen und Verfahren für die 
ökologische Landwirtschaft und Verarbeitung, des Weiteren 
die Entwicklung oder Verbesserung der Richtlinien für die 
ökologische Erzeugung und ganz allgemein die Beratung zu 
allen die ökologische Erzeugung betreffenden Fragen. Für 
die Bereitstellung hochqualifizierter Fachkenntnisse sollte die 
Gruppe sich aus Wissenschaftlern und anderen Fachleuten 
mit entsprechender Kompetenz zusammensetzen und der 
Kommission unabhängige, kompetente und transparente 
fachliche Beratung liefern. Mehr zu diesem Thema findet sich 
unter: http://ec.europa.eu/agriculture/organic/eu-policy/
expert-recommendations_de. 

EGTOP hat 13 ständige Mitglieder und in einer Reserveliste 
63 weitere für die Bildung von Untergruppen. Informationen 
über den Sachverständigenrat, seine Mitglieder, Einladungen, 
Tagesordnungen und Sitzungsprotokolle, Mandate und 
Beratungsergebnisse finden sich unter: http://ec.europa.eu/
agriculture/organic/eu-policy/expert-recommendations/
expert-group_en.

Die Zusammensetzung des Sachverständigenrats ist sehr he-
terogen aufgrund der Notwendigkeit, das gesamte Spektrum 
der ökologischen Primärproduktion und Verarbeitung abzu-
decken und wissenschaftliche Erkenntnisse und praktische 
Erfahrungen eng zu verknüpfen. Je nach Themen können 
auch außerhalb der Reserveliste weitere Experten befragt 
werden. Verfahrensrechtliche Bestimmungen werden im 
Internet veröffentlicht, mit starker Betonung von Transparenz 
und unter Vermeidung möglicher Interessenkonflikte.

¢ Aufgaben und Mandate

Über die Arbeit des EGTOP bestimmen Mandate, die als 
Entwurfsfassung nach vorheriger Absprache mit den 
Mitgliedstaaten im Ständigen Ausschuss für den ökologischen 
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Landbau (SCOF) von der Kommission vorgeschlagen werden. 
Der endgültige Aufgabenbereich der Mandate sowie die 
Zusammensetzung der Mitglieder in den Untergruppen, 
die zur Erfüllung der Anforderungen eingerichtet werden, 
werden in den Vollversammlungen des EGTOP vereinbart. Der 
Sachverständigenrat ist berechtigt, inhaltliche Vorschläge zu 
machen und sie in Angriff zu nehmen. 

Die Aufgaben des Sachverständigenrats betreffen im 
Prinzip alle produktionsbezogenen fachlichen Fragen 
in Zusammenhang mit der Öko-Verordnung. Eine 
Hauptaufgabe besteht darin, die technischen Anhänge der 
Verordnung (EG) Nr. 889/2008 zu aktualisieren aufgrund von 
Sachverständigengutachten hinsichtlich der Aufnahme, der 
Einsatzbegrenzung oder dem Ausschluss von Substanzen, 
insbesondere in Bezug auf die Anhänge I, II, VI, VII und VIII.

EGTOP hält zwei Vollversammlungen pro Jahr ab, 
normalerweise im Juni und Dezember. Auf diesen 
Sitzungen entscheiden die ständigen Mitglieder über 
die Mandate, es werden Untergruppen gebildet und 
Arbeitseinsätze beschlossen. Außerdem werden die Berichte 
der Untergruppen überprüft und ggf. mit Änderungen 
angenommen. Die Kommission kann dann die Berichte auf 
ihrer Internetseite veröffentlichen und sie zur Absicherung von 
Gesetzesvorlagen nutzen. Dadurch sind sie für die öffentliche 
Diskussion freigegeben und Teil der politischen Debatte. 

Im Jahr 2011 wurden von den Untergruppen Berichte über 
Futtermittelzusatzstoffe, Bodenverbesserungsmittel und 
Pflanzenschutzprodukte erstellt. Alle diese Berichte sind 
inzwischen angenommen und veröffentlicht. Beim Schreiben 
dieser Zeilen wird der Änderungserlass für die Verordnungen 
aufgrund dieser Berichte gespannt erwartet.

¢ Künftige Projekte

Für 2012 sind Projekte über die Geflügelhaltung und über 
Lebensmittelzusatzstoffe geplant (Berichte voraussichtlich 
im Juni 2012) sowie zum Treibhausanbau (Bericht im 
Dezember 2012).

Aufgrund des Lissabon-Vertrages wird es bei der Verordnung 
(EG) Nr. 834/2007 größere Veränderungen bezüglich der 
Entscheidungsabläufe geben. Die meisten Entscheidungen, 
besonders solche über fachliche Fragen, werden auf der 
Grundlage von delegierten Rechtsakten getroffen werden, 
welche eine Mitentscheidung von Kommission, Rat und 
Parlament vorsehen. Durchführungsrechtsakte sollen nur auf 
einige weniger bedeutende Themen angewandt werden. Die 
Rolle des SCOF wird infolgedessen verringert, während die 
Empfehlungen des EGTOP an Bedeutung gewinnen könnten.

2.5. Anpassung des Engagements 
der IfoAm Eu Gruppe an den neuen Eu-Vertrag
Antje Kölling

Antje Kölling, Koordinatorin für Politik, IFOAM EU Gruppe, Antje.Koelling@ ifoam-eu.org, www.ifoam-eu.org 
 

Seit 1. Dezember 2009 ist der Lissabon-Vertrag die neue 
rechtliche Grundlage für die gesamte EU-Politik. Demzufolge 
muss beispielsweise das Wohl der Tiere von jetzt an bei allen 
betroffenen Politikfeldern berücksichtigt werden, wohinge-
gen die grundlegenden Ziele der Landwirtschaftspolitik seit 
dem Vertrag von Rom 1957 unverändert bleiben. Jedoch gibt 
es in der Politik einige Verfahrensänderungen wegen der 
Beschluss fassungsverfahren des neuen Vertrages, die sich 
auf die zukünftige Einbindung der IFOAM EU Gruppe in die 
EU-Politik auswirken werden.

¢ Das Initiativrecht verbleibt bei der 
Kommission

Die Rolle der EU-Kommission bei der Beschlussfassung ist 
nach wie vor stark. Die Kommission besitzt das alleinige 
Initiativrecht, sowohl für Gesetzgebungsverfahren als auch 
für den Erlass von Durchführungsbestimmungen. Deshalb 
ist es für den Bio-Sektor weiterhin außerordentlich wichtig, 
in engem Dialog mit der Kommission zu bleiben. Ein 
koordinierter Austausch über die jüngsten Entwicklungen 

Der neue Entscheidungsfindungsprozess nach 
 dem Lissabon-Vertrag

mailto:Antje.Koelling@ ifoam-eu.org
http://www.ifoam-eu.org


22 Die Europäischen Öko-Verordnungen (EG) Nr. 834/2007, 889/2008 und 1235/2008. Bewertung der ersten drei Jahre und ein Blick in die Zukunft

und Herausforderungen und die Erläuterung der Bedürfnisse 
des Bio-Sektors sind unerlässlich, genauso wie die rechtzeitige 
Vorlage von EU-weit koordinierten Positionen über 
anstehende Entscheidungen.

¢ Gestärkte Rolle des Parlaments

Das Europäische Parlament hat jetzt bei allen Gesetzgebungs-
verfahren, die die Landwirtschaft betreffen, in gleicher Weise 
Mitentscheidungsbefugnisse wie der Rat. Hierzu gehören 
zum Beispiel Änderungen der EU-Öko-Verordnung (EG 
834/2007), der Gesetzestexte der Gemeinsamen Agrarpolitik 
(GAP) oder die Verordnung über Qualitätsregelungen für 
Agrarerzeugnisse. Mitentscheidungsbefugnisse gab es vorher 
bereits in anderen Bereichen wie z.B. der Umweltpolitik, 
wohingegen in Bezug auf die Landwirtschaftspolitik das 
Parlament erst kurz vor dem Lissabon-Vertrag an einem 
Konsultationsverfahren beteiligt wurde, bei dem der Rat 
die Entscheidungsgewalt innehatte. Das Büro der IFOAM EU 
Gruppe wird sich daher für eine Verbesserung der Kontakte 
zu den maßgeblichen Mitgliedern des Europäischen 
Parlaments (MdEP), die in der Landwirtschaftspolitik 
tätig sind, einsetzen müssen. Mitglieder des Ausschusses 
für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung sind die 
Hauptzielgruppe. Aber wir werden uns auch an andere 
interessierte MdEP richten, die Einfluss auf die Agrarpolitik 
haben, wie z.B. Mitglieder der Komitees für Umwelt, 
Verbraucherschutz, Forschung und Industrie. Sitzungen 
und Konferenzen rund um das EU-Parlament in Brüssel 
bieten eine Möglichkeit, die Abgeordneten zu treffen, aber 
es ist von entscheidender Bedeutung, den Kontakt auch 
auf lokaler und regionaler Ebene aufrechtzuerhalten. Die 
Abgeordneten brauchen Rückmeldung und manchmal auch 
Druck von ihrer Wählerschaft, damit sie verstehen, welche 
Auswirkungen ihr Stimmverhalten auf landwirtschaftliche 
Betriebe, Landschaftsbilder und die Lebensmittelqualität in 
ihrer Gegend haben. Um auf lokaler Ebene die Lobbyarbeit zu 
fördern, informiert die IFOAM EU Gruppe ihre Mitglieder über 
laufende politische Prozesse und macht Aktionsvorschläge. 

¢ Neue Verfahren für 
Durchführungsbestimmungen

Die Durchführungsbestimmungen mit ihren Details zu 
den Öko-Richtlinien, wie z.B. die Frage der Zulassung 
von Substanzen bei der ökologischen Erzeugung oder 
Verarbeitung sowie die Einfuhrregelungen, sind in den 
Verordnungen (EG) Nr. 889/2008 und Nr. 1235/2008 
der Kommission niedergelegt. Bislang waren sämtliche 
Änderungen an diesen Texten im Regelungsverfahren 
entschieden worden, mit der Kommission als Initiatorin und 
dem ständigen Ausschuss für ökologischen Landbau (SCOF), 
der neben der Kommission eine wichtige Rolle spielte. 

Der Lissabon-Vertrag hat das Regelungsverfahren ersetzt 
durch Durchführungsrechtsakte und delegierte Rechtsakte. 
Dies wird sich auf die Beteiligung der IFOAM EU Gruppe 
und ihrer Mitglieder am politischen Prozess bezüglich der 
Durchführungsvorschriften auswirken. Die Kommission 
hat ihren Vorschlag KOM(2010)759 veröffentlicht, um in das 
Rechtssystem zum ökologischen Landbau neue Verfahren 
einzuführen. Die endgültige Entscheidung darüber, welche 
Verfahren für genau welche Richtlinien und Aspekte der Öko-
Durchführungsbestimmungen anzuwenden sind, war zum 
Zeitpunkt der Erstellung dieses Textes noch nicht gefallen. 
Im Rahmen des „Trialogs“ zwischen Rat, Kommission und 
Parlament gehen die Verhandlungen weiter. 

¢ Durchführungsrechtsakte – der ständige 
Ausschuss entscheidet

Wo in erster Linie die Mitgliedstaaten für eine Umsetzung 
verantwortlich sind, finden die neuen Durchführungsrechts-
akte Anwendung. Die Entscheidungsverfahren wurden in der 
Verordnung (EG) Nr. 182/2011 festgelegt und das dort enthal-
tene Prüfverfahren kommt dem früheren Regelungsverfahren 
am nächsten. Der ständige Ausschuss, der sich aus 
Sachverständigen der 27 Mitgliedstaaten zusammensetzt, 
wird auch weiterhin formell beteiligt sein und kann mit 
qualifizierter Mehrheitsentscheidung entscheiden. Wenn 
eine qualifizierte Mehrheitsentscheidung gegen einen 
Vorschlag vorliegt, die Kommission jedoch einen Schritt nach 
vorne als nötig ansieht, wird die Entscheidung von einer 
Berufungsinstanz getroffen, die aus ernannten Vertretern 
der Mitgliedstaaten besteht. Das Europäische Parlament und 
der Rat dürfen nur in Durchführungsrechtsakte eingreifen, 
wenn die Kommission ihre Befugnisse überschreitet. In diesem 
Fall bleibt das Engagement der IFOAM EU Gruppe weiterhin 
ausgerichtet auf die Kommission auf der einen Seite und die 
Experten der Mitgliedstaaten im ständigen Ausschuss auf der 
anderen Seite. Das Büro der IFOAM EU Gruppe koordiniert 
den Dialog mit der Kommission und innerhalb der Mitglieder. 
Die Mitgliedern der IFOAM EU Gruppe sind bestrebt, ihre 
Positionen und Anliegen mit dem Mitglied des ständigen 
Ausschusses aus ihrem jeweiligen Land zu erörtern. 

¢ Delegierte Rechtsakte – mehr Befugnisse 
für das Parlament

Delegierte Rechtsakte gelten für Maßnahmen, welche die 
Öko-Basisverordnung (EG) Nr. 834/2007 mit nicht wesentlichen 
Bestimmungen ergänzen. Die Kommission hat ihren Ansatz der 
delegierten Rechtsakte in ihrer Mitteilung KOM(2009)673 näher 
erläutert. Der ständige Ausschuss wird bei diesem Verfahren 
informiert und kann von der Kommission nach seiner Meinung 
gefragt werden, hat aber keine Entscheidungsbefugnis. 
Für das Verfahren der delegierten Rechtsakte wurden 
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neue Expertengruppen eingerichtet (für die ökologische 
Landwirtschaft: EGTOP), welche vor einer Beschlussfassung 
gehört werden. Auch hört die Kommission vor einer 
Beschlussfassung Sachverständige der Mitgliedstaaten an. 
Die Kommission trifft die endgültige Entscheidung. Neu bei 
diesem Verfahren ist die gestärkte Rolle des Europäischen 
Parlaments und des Rates, welche die Befugnisübertragung 
widerrufen oder Entscheidungen für einen kurzen Zeitraum 
nach Veröffentlichung widersprechen können. 

Dieses Entscheidungsverfahren bezieht neue Akteure mit ein 
und erfordert deshalb neue Strategien der Öko-Bewegung 
bei ihrem Engagement. Der Dialog mit den Experten der 

EGTOP, die von der Kommission ernannt wurden, sollte 
vertieft werden. Der Meinungsaustausch mit Fachleuten 
aus den Mitgliedstaaten und Kommissionsbeamten bleibt 
bei diesem Verfahren ebenfalls unerlässlich. Auch wenn 
es eher unwahrscheinlich ist, könnte im Extremfall ein 
Beschluss erlassen werden, der für einen großen Teil der Bio-
Bewegung unzumutbar erschiene. In diesem Falle wären 
eine rasch zugängliche Information und die Mobilisierung 
auf politischer Ebene, im Europäischen Parlament und in 
den Ministerien, unerlässlich, um eine Zurücknahme der 
Entscheidung zu erreichen. 

altes Verfahren vor dem 
Lissabon-Vertrag

Regelungsverfahren
 � ständiger Ausschuss (SCOF) und 

Vertreter der Mitgliedstaaten an 
allen Entscheidungen gemäß 
förmlichem Verfahren beteiligt 
(qualifizierte Mehrheit)

 � falls keine Entscheidung, wird der 
Rat eingeschaltet

 � Einspruch des Europäischen 
Parlaments nur möglich, wenn 
Kommission ihre Befugnisse 
überschreitet

delegierte rechtsakte

 � keine formelle Beteiligung des 
Kommitees, nur Information

 � Befragung der Expertengruppe (EGTOP)

 � Europäisches Parlament und Rat können 
Befugnisübertragung widerrufen oder 
Entscheidungen widersprechen

durchführungsrechtsakte

 � förmliche Beteiligung des ständigen 
Ausschusses, qualifizierte Mehrheit 
entscheidet

 � Kommission entscheidet, wenn keine 
qualifizierte Mehrheit; Berufungsinstanz 
entscheidet, wenn ständiger Ausschuss 
gegen eine Entscheidung, welche die 
Kommission als notwendig erachtet

 � Eingreifen des Europäischen Parlaments 
und des Rates nur, wenn Kommission ihre 
Befugnisse überschreitet

Entscheidungsverfahren über Durchführungsbestimmungen

neues Verfahren nach dem 
Lissabon-Vertrag

wird

Der neue Entscheidungsfindungsprozess nach 
 dem Lissabon-Vertrag
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3. GlAuBwürDIGkEIt DEr BIoloGIscHEN ErZEuGuNG uND 
INtErNAtIoNAlEr HANDEl

3.1. Integrität und Glaubwürdigkeit der Bio-Qualität - es geht darum, 
die Verbrauchererwartungen zu erfüllen
Bavo van den Idsert

Bavo van den Idsert, Leiter BioNext, Sekretär der VBP - Vereniging Biologische Producenten en Handel, van.den.idsert@ bionext.nl, 
www.bionext.nl, www.vbpbiologisch.nl

Wenn Sie Verbraucher danach fragen, was sie von der 
biologischen Land- und Lebensmittelwirtschaft erwarten, 
werden Sie überrascht sein, wie hoch ihre Erwartungen 
sind. 2011 wurde in niederländischen Supermärkten eine 
Umfrage bei gelegentlichen Verbrauchern (sogenannte 
„light users“) von Bio-Lebensmitteln durchgeführt. Die 
Studie kam im Wesentlichen zu folgendem Ergebnis: Die drei 
Hauptbeweggründe für Verbraucher, Bioprodukte zu kaufen, 
sind die Gesundheit, der Geschmack und der Tierschutz. 
Wurden den Verbrauchern weitere Fragen in Bezug auf 
die Bedeutung anderer Bereiche gestellt, wie zum Beispiel 
die Bodenfruchtbarkeit, sauberes Wasser, die Artenvielfalt, 
der faire Handel und ein reduzierter Energieverbrauch, so 
stellte sich heraus, dass diese Themen weniger Gewicht 
hatten, um sie zum Kauf von Bio-Lebensmitteln zu bewegen. 
Die Verbraucher waren sich dessen bewusst, dass die 
Bezeichnung „biologisch“ für all diese Prinzipien steht. Neue 
Forschungen haben ergeben, dass regelmäßige Verbraucher 
von Bioprodukten (sogenannte „heavy users“) Bioprodukte 
vor allem wegen ihrer allgemeinen Nachhaltigkeit und ihres 
Mehrwerts für die Gesellschaft als Ganzes kaufen.

Laut Absatz eins der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 stellen 
die Wahrung des Verbrauchervertrauens in Bioprodukte 
sowie der Schutz der Verbraucherinteressen Hauptziele 
dar. Darüber hinaus enthält Artikel drei die Anforderungen 
an Erzeuger biologischer Produkte. Diese sollen sich die 
„Produktion qualitativ hochwertiger Erzeugnisse“ sowie die 
„Herstellung einer reichen Vielfalt an Lebensmitteln und 
anderen landwirtschaftlichen Erzeugnissen, die der Nachfrage 
der Verbraucher nach Erzeugnissen entsprechen und die 
durch Verfahren hergestellt wurden, die der Umwelt, der 
menschlichen Gesundheit, der Pflanzengesundheit sowie der 
Gesundheit und dem Wohlbefinden der Tiere nicht abträglich 
sind“ zum Ziel setzen.

Die Ziele der biologischen Erzeugung werden in der Öko-
Verordnung beschrieben. Insbesondere soll ein nachhaltiges 

Bewirtschaftungssystems für die Landwirtschaft errichtet 
werden, das die Systeme und Kreisläufe der Natur respektiert 
und die Gesundheit von Boden, Wasser, Pflanzen und Tieren 
sowie das Gleichgewicht zwischen ihnen erhält und fördert. 
Dieses System soll des Weiteren zu einem hohen Niveau der 
biologischen Vielfalt beitragen sowie eine verantwortungsvolle 
Nutzung der Energie und der natürlichen Ressourcen 
gewährleisten und hohe Tierschutzstandards beachten. 

Die Grundsätze, auf denen die biologische Erzeugung 
beruhen soll, um diese Ziele zu erreichen, sind ebenfalls in 
der Öko-Verordnung aufgeführt. Dazu gehört die geeignete 
Gestaltung und Handhabung biologischer Prozesse auf 
der Grundlage ökologischer Systeme, unter Nutzung 
systeminterner natürlicher Ressourcen und unter Ausschluss 
der Verwendung von GVO. Die Prozesse beruhen auf der 
Vornahme von Risikobewertungen und gegebenenfalls der 
Durchführung von Vorsorge- und Präventivmaßnahmen. 
Bei der biologischen Erzeugung können externe 
Produktionsmittel nur begrenzt eingesetzt werden. Zudem 
wurde eine Rangordnung der Quellen festgelegt, für die 
Produktionsmittel notwendig sind, mit dem Ziel, den Einsatz 
künstlicher, schädlicher und nicht-biologischer Produkte auf 
ein Minimum zu reduzieren. 

Die Bodennutzung ist ein Grundprinzip. Hierbei gelten klare 
Voraussetzungen wie die Erhaltung und Förderung des 
Bodenlebens und der natürlichen Bodenfruchtbarkeit, der 
Bodenstabilität und der biologischen Vielfalt des Bodens zur 
Verhinderung und Bekämpfung der Bodenverdichtung und 
-erosion und zur Versorgung der Pflanzen mit Nährstoffen 
hauptsächlich über das Ökosystem des Bodens. Weitere 
Erfordernisse sind die Minimierung der Verwendung von 
nicht erneuerbaren Ressourcen und von außerbetrieblichen 
Produktionsmitteln, die Wiederverwertung von Abfallstoffen 
und Nebenerzeugnissen pflanzlichen und tierischen 
Ursprungs als Produktionsmittel in der pflanzlichen und 
tierischen Erzeugung, die Berücksichtigung des örtlichen 

mailto:van.den.idsert@ bionext.nl
http://www.bionext.nl
http://www.vbpbiologisch.nl/
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oder regionalen ökologischen Gleichgewichts bei 
Produktionsentscheidungen und die Erhaltung der Tier- und 
Pflanzengesundheit.

Die Öko-Verordnung legt ebenfalls die Grundsätze für die 
Verarbeitung biologischer Lebensmittel fest. Diese hat somit 
auf folgenden Grundsätzen zu beruhen: die Verwendung 
biologischer landwirtschaftlicher Zutaten, die Beschränkung 
der Verwendung von Lebensmittelzusatzstoffen usw., der 
Ausschluss von Stoffen und Herstellungsverfahren, die 
irreführend sein könnten sowie die sorgfältige Verarbeitung 
der Lebensmittel, vorzugsweise unter Anwendung 
biologischer, mechanischer und physikalischer Methoden.

¢ Integrität: Anwendung biologischer 
Grundsätze bei der täglichen Arbeit

Verbraucher verstehen die Bedeutung des Begriffs „biologisch“ 
und dessen Grundsätze durchaus und erwarten von der 
Bio-Branche, dass sie sich derer annimmt. Schaut man sich 
die gesetzlichen Vorschriften für die biologische Land- und 
Lebensmittelwirtschaft an, die in den Öko-Verordnungen 
festgehalten sind, dann ist es offensichtlich, dass der Bio-Sektor 
nicht allen Erwartungen des Verbrauchers gerecht werden 
kann. Unternehmen der Bio-Branche (vom Erzeuger bis zum 
Einzelhandel) arbeiten in Beachtung biologischer Grundsätze. 
Es gibt jedoch häufig zusätzliche Vorschriften, die über diese 
Prinzipien hinaus gehen. Hier spielen private Initiativen wie 
Demeter, Ecosocial oder Fairtrade eine wichtige Rolle.

Insbesondere Bereiche wie die Reduzierung des Energiever-
brauchs und das soziale Wohlbefinden (fairer Handel), deren 
Bedeutung zunimmt, fallen nicht in den Geltungsbereich 
der Öko-Verordnungen. Für die IFOAM EU Gruppe spielen 
private Initiativen eine Schlüsselrolle, um die Flexibilität 
zu gewährleisten, die notwendig ist, um in verschiedenen 
EU-Ländern diesen Bedarf zu decken. Jedoch sollten die 
Akteure des Bio-Sektors enger zusammenarbeiten, um 
neue internationale private Konzepte ins Leben zu rufen, 
die die Weiterentwicklung der Branche gewährleisten, und 
damit einige dieser zusätzlichen Grundsätze integraler 
Bestandteil des Alltags in der Landwirtschaft, im Handel, in 
der Verarbeitung und selbst im Verkauf werden. Weshalb? Weil 
die Verbraucher erwarten, dass diese Voraussetzungen bei der 
Herstellung von Bioprodukten und bei deren Verkauf erfüllt 
werden. Solche Verbesserungen des aktuellen Systems können 
nicht innerhalb eines Jahres zustande kommen, sondern 
müssen Teil eines Entwicklungsplans für die kommenden 
sieben bis zehn Jahre sein. Die IFOAM EU Gruppe bemüht 
sich, innerhalb der Produktionskette Verantwortung für einige 
dieser Themen zu entwickeln. Ein aktueller Vorschlag der 
Gruppe sieht die Ausarbeitung eines Umweltmanagement-
Plans und die Bewertung der Umweltauswirkungen als 

verbindliche Vorgaben für Verarbeitungsunternehmen der 
Bio-Branche vor. Dies würde alle Unternehmen betreffen, 
außer die kleinsten Bio-Verarbeiter.

¢ Glaubwürdigkeit

Die Glaubwürdigkeit der Bio-Branche ist sehr von der Qualität 
der Zertifizierung und der Kontrolle abhängig. Natürlich trägt 
der Bio-Betrieb selbst die Hauptverantwortung. Dieser hat die 
Entscheidung getroffen, auf biologische Weise zu produzieren, 
und muss somit die rechtlichen Anforderungen erfüllen. Man 
kann jedoch nicht leugnen, dass die biologische Land- und 
Lebensmittelwirtschaft mehrere Schwachstellen aufweist. 
Es bedarf zum Beispiel eines breiten Wissens, um den Bio-
Landbau oder die biologische Erzeugung umzusetzen. 
Rückstandsüberwachungsprogramme für Bioprodukte 
zeigen, dass die schlimmsten Kontaminierungsfälle auf 
die Unkenntnis von Kontaminierungsrisiken in der Kette 
zurückzuführen sind. Das Kontaminierungrisiko ist groß, 
vor allem wenn biologische und konventionelle Produkte 
im selben Unternehmen verarbeitet werden. Dieses Wissen 
sollte unbedingt Bestandteil des Qualitätsmanagements 
der Unternehmen und der durch die Kontrollstellen 
durchgeführten risikobasierten Qualitätskontrolle sein. Alle 
Bio-Betriebe müssen über ein klares, auf die Risikobewertung 
beruhendes Qualitätssicherungsprogramm verfügen. Die 
Kontrollstellen sollten alle Unternehmen aufgrund ihres 
eigenen Risikobewertungs- und Qualitätsprogramms prüfen.

Einige Maßnahmen verfolgen das Ziel, das Ausmaß der 
Kontrollen von Bio-Betrieben vom Gefährdungsgrad ihrer 
biologischen Integrität abhängig zu machen. Dabei handelt 
es sich um sogenannte risikobasierte Kontrollen. Jedoch 
haben diese Versuche noch keine funktionsfähigen Systeme 
hervorgebracht und es ist momentan sehr unwahrscheinlich, 
dass die Anzahl der Kontrollen über die vorgeschriebene 
jährliche Vollprüfung hinaus reduziert werden wird. 

Die Hauptgründe, weshalb dieses Konzept noch nicht 
weiter fortgeschritten ist, liegen darin, dass Risiken schwer 
zu definieren und zu bemessen sind. Einerseits könnten 
solche Unternehmen, die sowohl mit biologischen als auch 
mit konventionellen Produkten arbeiten, als gefährdeter 
betrachtet werden, als Unternehmen, die ausschließlich mit 
biologischen Erzeugnissen handeln. Andererseits verfügen 
viele nicht-spezialisierte Unternehmen über höchste 
Kontrollstandards und Qualitätssysteme. Dies kann in manchen 
Fällen solche Risiken vorbeugen, die in kleinen Betrieben noch 
bestehen. Das Thema der risikobasierten Kontrollsysteme wird 
in einem anderen Artikel detaillierter beschrieben.

Das Verbrauchervertrauen ist weitgehend Transparenz-
abhängig. Verbraucher kennen gerne die Herkunft der 

Glaubwürdigkeit der biologischen Erzeugung und internationaler Handel
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Produkte und möchten wissen, welche Produktionsabläufe 
eingesetzt wurden, welche ihre Zusammensetzung ist, wie sie 
verarbeitet wurden und welche Qualitätssicherungssysteme 
angewandt wurden. Neben traditionellen Instrumenten 
zur Verbraucherinformation, wie die Kennzeichnung oder 
Handzettel, werden moderne Kommunikationsmittel 
eingesetzt, um die Lebensmittel so transparent wie möglich 
zu gestalten. Ein Beispiel dafür ist die Initiative „Bio mit 
Gesicht” (www.bio-mit-gesicht.de), die auf dem deutschen 
Markt für Bio-Lebensmittel lanciert wurde. Bio mit Gesicht 
ermöglicht Transparenz hinsichtlich des beteiligten Betriebs 
in der Lebensmittelkette.

In den vergangenen Jahren wurde eine Reihe neuer 
analytischer Verfahren entwickelt für die Überprüfung von 
Zertifizierungsdaten. Eines der interessantesten Verfahren 
ist die Stabilisotopen-Verhältnisanalyse (Stable Isotope Ratio 
Analysis). Diese Methode stellt zum Beispiel ein nützliches 
Instrument für die Überprüfung geografischer Angaben dar.

Eine weitere Gefahr für die Glaubwürdigkeit der Bio-Branche 
ist Betrug. Betrug mit Lebensmitteln ist ein anhaltendes 
und weit verbreitetes Problem, das den gesamten 
Lebensmittelsektor betrifft. Dieser Aspekt ist auch für die 
Bio-Branche ein sehr heikles Thema, da die Verbraucher im 
Vergleich zu konventionellen Lebensmitteln für Bioprodukte 
zwischen 20% und 100% mehr zahlen. Jeder Betrugsfall in 
Verbindung mit Bioprodukten untergräbt das Vertrauen 
in das biologische Nahrungsmittelsystem als Ganzes und 

kann zu einer Demotivierung der Verbraucher führen. 
Durch das rasche Wachstum der biologischen Land- und 
Lebensmittelwirtschaft wird die Erhaltung der ökologischen 
Glaubwürdigkeit unter Druck gesetzt. Andererseits stärkt 
die rechtliche Verbindlichkeit der Zertifizierung das 
Verbrauchervertrauen in Bioprodukte und reduziert das 
Betrugsrisiko.

Ein weiteres Risiko für das Vertrauen der Verbraucher sind 
die Verfahren, die bei der Verarbeitung von Bioprodukten 
angewandt werden. Es ist wichtig, dass in Bezug auf die 
Verfahren und auf die Auswirkungen, die diese auf unsere 
Lebensmittel haben, Transparenz herrscht. Die Kommission wird 
sich voraussichtlich mit der Frage befassen, ob gewisse Prozesse, 
wie zum Beispiel der Ionenaustausch oder die Umkehrosmose, 
mit der biologischen Erzeugung vereinbar sind.

Immer deutlicher wird, dass zahlreiche Verbraucher aufgrund 
einer Vielzahl von Bedenken hinsichtlich gewisser Aspekte der 
konventionellen Lebensmittelherstellung auf Bioprodukte 
umsteigen, da die biologische Erzeugung diese Probleme 
in Angriff nimmt. Da der herkömmliche Lebensmittelsektor 
sich entwickelt und dies als eine Möglichkeit für die 
Erweiterung seiner konventionellen Produkte betrachtet, 
ist es von Bedeutung, dass der Bio-Sektor sich ebenfalls 
weiterentwickelt, um in vielen dieser Fragen der Mehrheit der 
konventionellen Lebensmittelhersteller immer einen Schritt 
voraus zu bleiben.

3.2. Gewonnene Erfahrungen aus Betrugsfällen
Alexander Beck

Dr. Alexander Beck, Geschäftsführer der Assoziation ökologischer Lebensmittelhersteller - AoeL, alex.beck@ aoel.org, www.aoel.org 

Der europäische Markt für Bioprodukte ist in den vergangenen 
zehn Jahren maßgeblich gewachsen. Mehrere Skandale um 
konventionelle Lebensmittel haben den Verbrauchern Verdruss 
bereitet. Dies war einer der Hauptfaktoren für die Entwicklung 
des Marktes für Bio-Lebensmittel. Jedoch gab es in den letzten 
Jahren sogar in der Bio-Branche mehrere Betrugsfälle. Dabei 
handelt es sich um einen sehr kritischen Aspekt, da Vertrauen 
und Transparenz bei den Konsumenten biologisch erzeugter 
Produkte eine äußerst wichtige Rolle spielen.

Betrugsfälle wie die um Sunny Land und Agrital in Italien, 
Roberts Geflügel in Deutschland und andere sind Beispiele 
von Fällen, wo kriminelle Energie eingesetzt wurde, um 
bestehende Sicherheitsmaßnahmen im biologischen 

Lebensmittelsektor zu umgehen. Die Opfer solcher Vorfälle 
sind die ehrlichen Unternehmen und die Verbraucher, die der 
Branche vertrauen.

Der Markt für Bioprodukte ist aufgrund erheblicher Preis-
unterschiede zwischen konventionellen und biologischen 
Lebensmitteln einem besonderen Risiko ausgesetzt. Dass 
hochwertige Produkte ein erhöhtes Risiko für Betrugsversuche 
aufweisen, wird sich nicht ändern. Wir müssen uns jedoch 
ebenfalls dessen bewusst sein, dass Betrug niemals vollständig 
verhindert werden kann. Wo Gewinn möglich ist, gibt es 
auch Betrug. Zudem sollte man sich im Klaren darüber sein, 
dass die Behörden im konventionellen Lebensmittelsektor 
seltener Betrugsfälle aufdecken, da es dort kein vergleichbares 
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Zertifizierungssystem gibt. Der konventionelle Lebensmit-
telsektor arbeitet jedoch an Verbesserungen zur Bekämpfung 
von Verbrechen in Verbindung mit Nahrungsmitteln. 
Dazu gehören verschiedene Projekte zur Förderung des 
Informationsaustauschs zwischen den verschiedenen 
Akteuren, die in Europa erzeugte Lebensmittel kontrollieren, 
sowie mehrere Versuche, die europäischen Lebensmittel-
Kontrollsysteme zu harmonisieren. Diese Ansätze stehen 
in enger Verbindung mit dem Bio-Sektor, da dieser Teil 
des allgemeinen Lebensmittelsektors ist und innerhalb 
des konventionellen Systems reguliert wird. Deshalb gibt 
es keine klare Trennlinie zwischen den beiden Sektoren; 
der Bio-Sektor baut auf dem konventionellen System auf. 
Aus diesem Grund müssen wir nicht nur das System für 
ökologische Lebensmittel verbessern, sondern auch eng 
mit Kontrollbehörden (wie Europol, Interpol, nationalen 
Zollbehörden, Staatsanwaltschaften, Generaldirektionen der EU, 
usw.) zusammenarbeiten und deren Verfahrensweisen nutzen.

In der Bio-Branche wurden die fortgeschrittensten Kontroll-
systeme für alle Arten von Nahrungsmitteln in der gesamten 
Lebensmittelkette entwickelt. Es ist die Verantwortung aller 
Unternehmen und aller für den Bio-Sektor zuständigen Kon-
trollstellen und -behörden auf eine ständige Verbesserung des 
Qualitätssicherungssystems für Bioprodukte hinzuarbeiten. In 
diesem Prozess muss sowohl die Seite der Marktakteure als 
auch die des Kontrollsystems mit all seinen Vorschriften und 
Systemen berücksichtigt werden. Dabei müssen beide Seiten 
nach Verbesserungsmöglichkeiten suchen.

Eine grobe Analyse der Situation gibt Hinweise auf diesen 
Verbesserungsprozess. Die nachstehende Liste stellt einen 
ersten Ansatz dar und sollte als Beispiel angesehen werden. 
Es handelt sich um eine Aufstellung von Themen, die als 
Grundlage für weitere Überlegungen dienen können.

 � Die Anti-Fraud Initiative (Initiative zur Betrugsbekämpfung, 
AFI, www.organic-integrity.org) wurde als Plattform für 
alle Interessengruppen des Bio-Sektors gegründet und 
sollte als Instrument für die Analyse von Betrugsfällen, 
die Bewusstseinsförderung in Bezug auf bestehende 
Probleme sowie, wenn erforderlich, zur Verbesserung 
der Verfahren dienen. Eine Initiative wie die die AFI muss 
als permanentes Instrument zur Verfügung stehen. Der 
Sektor benötigt eine solche Plattform für die Analyse 
von Betrugsfällen, um über mögliche Konsequenzen 
zu beraten und nach Verbesserungsmöglichkeiten 
auszuarbeiten.

 � Wir müssen auf eine EU-weite Harmonisierung der Um-
setzungsmodalitäten der Öko-Verordnungen hinarbeiten. 
In gewissen Bereichen bieten unterschiedliche Um-

setzungsverfahren der Öko-Verordnungen bedeutenden 
Raum für kriminelle Handlungen.

 � Unternehmen der Bio-Branche müssen ihre Strategien 
und Instrumente weiter entwickeln. So müssen zum 
Beispiel Konzepte für die Qualitätssicherung und 
Einkaufstrategien für biologische Materialien optimiert 
werden, um die Sicherheit so weit es geht zu erhöhen.

 � Das in Artikel 26 (2) und folgende der Verordnung 
(EG) Nr. 889/2008 definierte Qualitätskonzept muss 
korrekt umgesetzt werden. Dieser und die weiteren 
Absätze schreiben den Unternehmen vor, Verfahren 
zur Qualitätskontrolle einzurichten, die auf einer 
systematischen Identifizierung der kritischen Stufen 
im Verarbeitungsprozess beruhen. Sie müssen 
darüber hinaus jederzeit gewährleisten, dass die 
Herstellung und Verarbeitung den Vorschriften für die 
biologische Produktion genügen sowie alle nötigen 
Vorsorgemaßnahmen ergreifen, um das Risiko einer 
Verunreinigung, Vermischung oder Verwechslung mit 
nicht-biologischen Produkten zu vermeiden. Diese 
Verfahren und deren Effizienz müssen ausführlichen 
Kontrollen unterworfen werden.

 � Die Weiterentwicklung analytischer Instrumente zur 
Überprüfung von Zertifizierungsdaten, wie beispielsweise 
Stabilisotopen-Analysen, müssen vorangetrieben 
werden.

 � Es muss darüber diskutiert werden, welche Art von 
Maßnahmen notwendig sind und wie sie umgesetzt 
werden sollen, zum Beispiel für den Informations-
austausch, wenn ein Unternehmen zu einer anderen 
Kontrollstelle wechselt.

 � In Sachen Dokumentation, d.h. insbesondere 
hinsichtlich des Zertifizierungsstandes eines Verfahrens, 
muss nach der Möglichkeit eines elektronisches 
Zertifizierungssystems gesucht werden. Dies würde den 
Zugang zu Informationen über den aktuellen Stand der 
Zertifizierung in Echtzeit ermöglichen und das Risiko 
einer Fälschung von Zertifikaten reduzieren.

 � Wir müssen uns dessen bewusst sein, dass ein impliziter 
Konflikt zwischen einer verstärkten Kontrolle durch 
die Zertifizierungsstellen und den Kosten für die 
Zertifizierung besteht. Wir müssen nach Wegen suchen, 
wie das Risiko, dass eine Zertifizierung zu geringsten 
Kosten auch das Betrugsrisiko erhöht, vermindert und 
wie die finanzielle Abhängigkeit der Kontrollstellen von 
den Inspektionen reduziert werden kann.
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 � Im Falle eines Verdachts sollten staatliche Systeme zur 
Verfügung stehen, die die Ermittlungen überwachen 
oder diese wenn nötig übernehmen, um die Kontroll-
stellen dabei zu unterstützen, mögliche Konflikte zu 
beseitigen.

 � Eine klare Aufteilung der Verantwortlichkeiten zwischen 
Kontrollstellen und Kontrollbehörden bei einem Verdacht 
oder im Falle von Zweifeln ist notwendig. Dazu gehört 
auch zwingend die Verantwortung für die endgültige 
Entscheidung und die Haftung.

 � Die Kommunikation und die Zusammenarbeit zwischen 
den zuständigen Behörden muss durch eine erhöhte 
Transparenz bei der Meldung von Betrugsfällen und 
den ergriffenen Folgemaßnahmen verbessert werden. 
Dazu gehören transparente Zeitpläne und Fristen für die 
Maßnahmen und Entscheidungen.

 � Der Sachverstand und die Position der für die Kontrollen 
und die Zertifizierung zuständigen Personen muss 
weiter verbessert werden. Dies sollte durch eine 
bessere Ausbildung und Qualifizierung geschehen. 
Ausbildungspläne müssen die nötige Fachkenntnis in 
Bezug auf die betroffenen Arbeitsabläufe beinhalten. 
Hinzu kommen eine genaue Kenntnis der Öko-
Verordnungen, soziale Kompetenzen für die Bewältigung 
heikler Situationen und spezifische Kenntnis der 
Vorgehensweise, wenn ein Verdacht besteht.

Nur durch gemeinsame Anstrengungen auf all diesen 
Gebieten können die besten Mittel zur Vorbeugung und 
Erkennung von Betrug identifiziert werden. Wenn dies 
erreicht wurde, ist es unabdingbar, dass die Maßnahmen in 
allen Sektoren der biologischen Erzeugung verkündet und 
umgesetzt werden. Wenn diese Aspekte streng kontrolliert 
werden, können die europäischen Verbraucher auch weiterhin 
ihr Vertrauen in die biologische Erzeugung setzen.

3.3. wie kann Betrug im Bio-sektor verhindert werden?
Beate Huber

Beate Huber, Leiterin der Fachgruppe International, Forschungsinstitut für biologischen Landbau (FiBL), beate.huber@ fibl.org, www.fibl.org

Gibt es in der biologischen Landwirtschaft Betrug? Die erste 
Reaktion bei Interessengruppen der Bio-Branche war meist, 
man solle nicht darüber sprechen. Dies war die Reaktion als 
die Anti-Fraud-Initiative (Initiative zur Betrugsbekämpfung, 
AFI) 2007 und 2008 ihre ersten Workshops veranstaltete 
und in manchen Ländern ist dies immer noch der Fall wenn 
Diskussionen über Betrugsbekämpfung angestoßen werden. 
Doch durch das Wachsen der Märkte für Bio-Lebensmittel 
werden Betrugsfälle schließlich gemeldet. In Anbetracht 
des jüngst aufgedeckten Betrugsfalls um das italienische 
Unternehmen Sunny Land würde uns niemand glauben, wenn 
wir sagen würden, dass es im Bio-Sektor keinen Betrug gibt. 
Wenn wir das Vertrauen der Verbraucher erhalten und die 
biologische Integrität garantieren möchten, ist es wichtig, 
transparent zu handeln und zu akzeptieren, dass es immer 
Aspekte der biologischen Land- und Lebensmittelwirtschaft 
geben wird, die verbessert werden können. Gerade dies macht 
ein System stark: wir erkennen an, dass solange die Prinzipien 
der Bio-Branche die Aussicht auf ein besseres Einkommen 
durch höhere Preise geben, das Betrugsrisiko bestehen 
bleibt. Wir sind uns dieser Gefahr bewusst, ziehen Lehren aus 
Betrugsfällen und reagieren darauf. Ständig versuchen wir, 
das System zu verbessern. Wir verfügen über eines der besten 
aktuell bestehenden Kontrollsysteme im Lebensmittelbereich. 

Damit müssen wir werben und uns gleichzeitig dessen 
bewusst sein, dass es immer noch verbesserungsfähig ist. 

Für solch eine ständige Verbesserung des Systems ist es 
von Bedeutung, dass Fehler zugegeben werden können. 
Das System sollte diejenigen unterstützen, die Schwächen 
erkennen, und Anreize schaffen für diejenigen, die das System 
verbessern. Wenn eine Kontrollstelle dafür bestraft wird, 
einen Betrugsfall bei einem ihrer Kunden aufzudecken, dann 
besteht das Risiko, dass sie den Betrugsfall beim nächsten Mal 
geheim hält. Wenn ein Händler große Schwierigkeiten mit 
einer Behörde und/oder einer Kontrollstelle bekommt, wenn 
er Rückstände oder einen Verdacht auf Betrug meldet, so wird 
er beim nächsten Mal probieren, das Problem selber zu lösen, 
zum Beispiel indem er lediglich stillschweigend die Sendung 
oder den Lieferanten zurückweist.

Die AFI, in enger Zusammenarbeit mit der IFOAM, EOCC, 
IOAS und anderen Organisationen, hat die Akteure der 
Bio-Branche auf internationaler Ebene versammelt. Die 
Ergebnisse der Diskussionen unter Experten zeigen, dass 
für die Betrugsbekämpfung kein neues Kontrollsystem oder 
strengere Vorschriften notwendig sind. Benötigt wird eine 
bessere Durchführung der Öko-Verordnungen sowie eine 
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ständige Verbesserung der Effizienz und der Leistung. Laut 
AFI sind vor allem folgende Aspekte verbesserungsfähig: 
die Kommunikation in der gesamten Kontrollkette, das 
Bewusstsein für bestehende Risiken sowie risikobasierte 
Vorgehensweisen, das Sicherstellen, dass alle Akteure in der 
Kette Verantwortung übernehmen, um zu einem effizienten 
und wirksamen Kontrollsystem beizutragen und schließlich 
die Wahrnehmung der durch neue Technologien gebotenen 
Möglichkeiten.

¢ Kommunikation

Hinsichtlich der Kommunikation zwischen den Akteuren, 
insbesondere zwischen Händlern, Zertifizierern, Behörden 
und Akkreditierungsstellen, besteht noch großer 
Verbesserungsbedarf. In der Öko-Verordnung wird dieses 
Problem behandelt, doch die Durchführung ist noch nicht 
gänzlich vollzogen. Zertifizierer melden regelmäßig, dass sie 
auf Informationsanfragen in Bezug auf zertifizierte Produkte 
oder Mengen (z. Bsp. bei Gegenkontrollen) keine Antworten 
erhalten. Dies ist im Hinblick auf die grenzüberschreitende 
Kommunikation besonders wichtig. Die meisten Akteure, 
darunter nationale Behörden und betroffene Kontrollstellen 
entnahmen die Information über die Betrugsaffäre um 
Sunny Land der Presse, statt über offizielle Wege informiert 
zu werden. Wenn Kontrollstellen um Informationen gebeten 
werden, beteuern sie oft, dass sie diese aufgrund von 
Datenschutzanforderungen nicht preisgeben können. Durch 
Änderungen der Öko-Verordnungen sollte jedoch verhindert 
werden, dass aus diesem Grund die Kommunikation zwischen 
Kontrollstellen unterbunden würde. Eine verbesserte 
Kommunikation kann teilweise durchgesetzt werden (z. Bsp. 
durch die Überprüfung der Reaktionszeit von Kontrollstellen 
durch die Akkreditierungsstelle oder -behörde oder durch 
die Festlegung von Verfahren wenn Unternehmen die 
Kontrollstelle wechseln). Die Kommunikation muss ebenfalls 
gefördert werden durch das Bereitstellen von Plattformen 
für die Kommunikation auf den verschiedenen Ebenen und 
durch die Nutzung von IT-Werkzeugen, wie beispielsweise ein 
Schnellwarnsystem für Betrugsfälle im Bio-Sektor.

¢ Risikobasierter Ansatz

Tatsächliche Betrugsfälle oder ernste Unregelmäßigkeiten 
werden höchstens in Verbindung mit 1-2 % der Unternehmen 
gemeldet. Zählt man alle Unregelmäßigkeiten wie 
mangelnde Dokumentation dazu, sind 5-10  % aller 
Unternehmen betroffen. Die große Mehrheit der Betriebe ist 
vertrauenswürdig. Studienergebnisse (CERTCOST1) zeigen, 
dass das Risiko für Verstöße bei solchen Unternehmen 
höher ist, bei denen bereits vorher Unregelmäßigkeiten 
aufgetreten waren. Die Verfahren müssen weiterentwickelt 
werden, so dass der Fokus auf Risikogruppen gelegt wird, 

statt alle Unternehmen mit teuren und zeitaufwändigen 
Kontrollvorschriften zu belasten. Das gleiche gilt für die 
Überwachung der Kontrollstellen. Die Behörden und 
Akkreditierungsstellen müssen Instrumente für einen 
risikobasierten Ansatz entwickeln.

¢ Verantwortung

Die Stärke einer Kette ist abhängig von ihrem schwächsten 
Glied. Dies trifft ebenfalls auf die Kontrollkette des 
Bio-Sektors zu. Unternehmen müssen angemessene 
Qualitätssicherungssysteme einführen, da das Kontrollsystem 
ein solches nicht ersetzen kann. Die Unternehmen müssen 
sich darüber hinaus dessen bewusst sein, dass die biologische 
Integrität ihren Preis hat. Auch der Handel trägt eine gewisse 
Verantwortung und muss die anderen Akteure im Falle 
eines Verdachts hinsichtlich eines bestimmten Produkts 
informieren. Die Überwachungsstellen müssen lernen 
einzuschätzen, ob eine Kontrollstelle über ein wirksames 
Kontrollsystem verfügt. Manche Länder, wie zum Beispiel 
Deutschland oder Italien, haben die Tendenz, die Vorschriften 
für die Kontrollstellen immer strenger und bürokratischer 
zu gestalten, beispielsweise durch die Einführung eines 
Risikokatalogs, die Festlegung der Anzahl durchzuführender 
Gegenkontrollen oder durch formale Anforderungen an 
Kontrolleure. Forschungen haben jedoch gezeigt, dass 
Risiken von zahlreichen Faktoren abhängig sind. Trotz der 
Auswertung riesiger Datenmengen war es bisher nicht 
möglich, relevante Risikofaktoren zu ermitteln, die für alle 
Länder und Kontrollstellen gültig sind. Deshalb muss die 
Verantwortung für die Wahl des Kontrollsystems bei den 
Kontrollstellen bleiben. Die Aufgabe der Überwachungsstellen 
ist nachzuprüfen, ob das System wirksam ist und 
sicherzustellen, dass die Ausgangsbedingungen für die 
Kontrollstellen gleich sind.

¢ Neue Technologien

Schließlich muss erwähnt werden, dass neue Technologien 
unglaubliche Möglichkeiten für die Verbesserung des 
Kontrollsystems und eine Erhöhung der Transparenz 
bieten, wodurch das Betrugsrisiko reduziert werden kann. 
Datenbanken eignen sich hervorragend, um die Transparenz 
zu erhöhen (z. Bsp. Veröffentlichung der zertifizierten Betriebe 
und Produkte, automatische Notifizierung von Käufern im 
Falle einer Änderung des Zertifizierungsstatus, Verfügbarkeit 
von Saatgut, usw.) und um die Rückverfolgbarkeit von 
Produkten zu gewährleisten. Auch hinsichtlich neuer 
Analysemethoden wurden enorme Fortschritte gemeldet. 
Beispielsweise ermöglicht die Stabilisotopen-Analyse 
die Feststellung der Produktherkunft und es gibt sogar 
vielversprechende Ergebnisse hinsichtlich der Nachprüfung 
der Authentizität von Bioprodukten.

1 Dabbert et al. (2012): ECONOMIC ANALYSIS OF CERTIFICATION SYSTEMS IN ORGANIC FOOD AND FARMING: SYNTHESIS REPORT OF RESULTS D 23;  
 http://www.certcost.org/Lib/CERTCOST/Deliverable/D23.pdf
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¢ Schlussfolgerung

Die Reaktionen auf die große Betrugsaffäre in Italien (welche 
im Grunde keine italienische sondern eine europäische 
Betrugsaffäre ist) weisen darauf hin, dass das Vertrauen 
eines Großteils der Verbraucher in Bio-Lebensmittel nicht 
durch einen einzelnen Betrugsfall ins Wanken gerät. Um 

das Verbrauchervertrauen und die biologische Integrität 
aufrecht zu erhalten ist es wichtig, dass alle Akteure ihre 
Kräfte bündeln, um den Betrug zu bekämpfen und zu einer 
ständigen Verbesserung des Kontrollsystems beizutragen. Im 
folgenden Artikel wird diskutiert, welche konkreten Lehren 
aus diesem Fall gezogen werden konnten.

3.4. Der 2011 in Italien aufgedeckte Bio-Betrug
Fabrizio Piva

Fabrizio Piva, Kontrollstellenkoordinator, FEDERBIO, fpiva@ ccpb.it, www.federbio.it 

Der schwere Betrugsfall in der Bio-Branche, der kürzlich für 
Schlagzeilen sorgte, fand von 2007 bis Anfang 2011 statt. 
Obwohl er in Italien aufgedeckt wurde, muss er als Betrug auf 
europäischer Ebene angesehen werden. Dieser Aspekt muss 
erkannt werden, damit die Gelegenheit genutzt werden kann, 
um Vorbeugemaßnahmen zu treffen, die den Umgang mit 
ähnlichen Situationen in der Zukunft erleichtern. Beinahe alle 
gefälschten Bioprodukte kamen aus Rumänien, es ist jedoch 
nicht bekannt, ob es sich lediglich um rumänische Produkte 
handelte oder ob sie teilweise ebenfalls aus anderen Ländern 
herstammten. Die Zertifikate wurden von den Behörden als 
gefälscht identifiziert. Es waren hauptsächlich Zertifikate der 
Zertifizierungsstelle QC&I Int. betroffen.

Diese Betrugsaffäre hatte ebenfalls steuerrechtliche Ziele. 
Es ging darum, nationale Mehrwertsteuer-Systeme zu 
hintergehen, denn neben den falschen Bio-Zertifikaten 
wurden ebenfalls gefälschte Rechnungen im Wert mehrerer 
Millionen Euro entdeckt. Die vermeintlichen Bioprodukte 
wurden in ganz Europa verkauft. Die meisten Produkte 
kamen jedoch nie nach Italien und wurden einfach durch 
das Unternehmen Sunny Land, dem hauptverantwortlichen 
Unternehmen in diesem Betrugsfall, erneut in Rechnung 
gestellt. 21 weitere Unternehmen waren von den 
Ermittlungen betroffen und standen teilweise mit Sunny 
Land in Verbindung. Durch die Ermittlungen wurden ebenfalls 
einige gefälschte Zertifikate entdeckt, die von italienischen 
Zertifizierungsstellen ausgestellt worden waren, die von 
dem Betrug gar keine Kenntnis hatten. Diese Zertifikate 
wurden benötigt, um die Geschäfte mit den ursprünglich aus 
Rumänien stammenden Erzeugnissen zu tarnen.

Sieben Personen, die von den Ermittlern als die Verant-
wortlichen für die Organisation und Unterstützung des 
Betrugsfalls angesehen wurden, wurden festgenommen. 
Dazu gehörten die rechtlich Verantwortlichen der betroffenen 

Unternehmen sowie zwei Angestellte einer italienischen 
Zertifizierungsstelle, die während der Ermittlungen im 
Sommer 2010 entlassen worden waren.

Mithilfe des italienischen Kontroll- und Zertifizierungssystems, 
haben die Ermittlungen ermöglicht, die Wege der gefälschten 
Ware zurückzuverfolgen. Es wird immer noch überprüft, 
ob gewisse Produktchargen noch im Handel sind, um zu 
verhindern, dass sie als Bio-Ware verkauft werden. Die 
Ermittlungen sind noch im Gang. Momentan wird geprüft, 
ob noch weitere Haftungen oder Produkte dem Netz des 
Kontrollsystems entgangen sind.

Dieser Betrugsfalls hat ans Licht gebracht, wie wichtig es ist, 
das System der Rückverfolgbarkeit durch die Aufbewahrung 
der Informationen über Agrarrohstoffe zu verbessern. 
In diesem Fall hatte die Kontamination an der Quelle 
stattgefunden und wurde dann durch die gesamte Kette bis 
zum Endverbraucher übertragen.
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3.5. Gewonnene Erfahrungen 
aus dem Betrugsfall – „Gatto con gli stivali”
Andrea Ferrante

Andrea Ferrante, Bundesvorsitzender, AIAB, a.ferrante@ aiab.it, www.aiab.it 

Der unter dem Namen „Gatto con gli stivali” („Der gestiefelte 
Kater“) bekannte Betrugsfall hatte nur begrenzte Folgen 
für den Markt. Er hat jedoch der Glaubwürdigkeit der Bio-
Branche weitgehend geschadet. Der italienische Binnenmarkt 
ist so strukturiert, dass das öffentliche Beschaffungswesen 
und der Direktverkauf eine wichtige Rolle spielen. Dies hat 
die Auswirkungen des Betrugsfalls auf den Verkauf sehr 
begrenzt. Andererseits waren die Folgen für die allgemeine 
Stabilität des Sektors jedoch bedeutend. Besonders 
betroffen war das Zertifizierungssystem, mit allen beteiligten 
Akteuren: die privaten Zertifizierungsstellen, die nationale 
Akkreditierungsstelle sowie die zuständigen Behörden 
sowohl auf regionaler als auch auf nationaler Ebene. Als 
Reaktion auf die Affäre wurde die Erstellung einer nationalen 
Online-Datenbank geplant, mit dem Ziel, ausführlichere 
Informationen hinsichtlich der Zertifizierung und Kontrolle 
zur Verfügung zu stellen und ein Informationsaustausch-
System zu schaffen, das als Grundlage für alle Aktivitäten 
dienen soll. Dies wird ein effizienteres und glaubwürdigeres 
Zertifizierungssystem ermöglichen. Es wurden zwei Vorschläge 
identifiziert, die EU-weit angewandt werden könnten:

1. Es wird ein Informationssystem benötigt, das einen 
direkten Zugang zu allen Informationen ermöglicht. Im 

Idealfall sollte dieses weiterentwickelt werden, um als 
zentralisierte europäische Datenbank dienen zu können, 
die in Zusammenarbeit mit den Mitgliedsstaaten von der 
Kommission verwaltet wird. Die Datenbank sollte alle 
Informationen enthalten, die momentan in nationalen 
Datenbanken gespeichert sind, eine Rubrik, die für alle 
offen ist, eine weitere speziell für die Kontrollstellen 
und eine letzte, zu der lediglich die öffentlichen 
Regulierungsbehörden Zugang haben.

2. Die Schwäche der Öko-Verordnungen in Bezug auf 
Importe und die Überwachung der Kontrollstellen, 
die in Drittländern operieren dürfen, birgt Risiken. 
Die Kommission sollte die Regeln zur Gleichwertigkeit 
zwischen Ländern überarbeiten. Das Ziel sollte ein 
System sein, bei dem nicht nur die Produktionsstandards, 
sondern auch die Qualität der Zertifizierungs- und 
Kontrollsysteme als Grundlage dienen. Ebenso 
verfügen gewisse Exportländer nicht über ein 
Überwachungssystem für Zertifizierungsstellen. Das 
Akkreditierungssystem für Importe aus Drittländern 
sollte somit in die Bewertung der Gleichwertigkeit mit 
einbezogen werden.

3.6. Verbesserung des Zertifizierungssystems für Bioprodukte 
– Empfehlungen des cErtcost-Projektes für risikobasierte 
kontrollsysteme
Stephan Dabbert

Prof. Stephan Dabbert, Fg. Produktionstheorie und Ressourcenökonomik, Institut für Landwirtschaftliche Betriebslehre, Universitat Hohenheim, 
Stephan.Dabbert@ uni-hohenheim.de, www.uni-hohenheim.de.  
Antonio Compagnoni des ICEA sei herzlich gedankt für die redaktionelle Betreuung.

Diesem Artikel diente der endgültige Bericht des von 
September 2008 bis November 2011 durchgeführten, EU-
finanzierten CERTCOST-Forschungsprojektes (Dabbert 2011)1 
als Grundlage. Dieses Projekt wurde von einem Konsortium 
von elf Institutionen aus sieben Ländern durchgeführt, 

dessen Bestreben es war, eine wirtschaftliche Analyse 
des Zertifizierungssystems für die biologische Land- und 
Lebensmittelwirtschaft durchzuführen. Ziel des Projektes 
war es, eine wissenschaftliche Analyse zu erstellen sowie 
gleichzeitig die Fachkenntnis der Interessengruppen des 

1 Dabbert, S. (2011): Improving the organic certification system: Recommendations from the CERTCOST project. Report D24, www.certcost.org
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Zertifizierungssystems für Bioprodukte mit einzubeziehen. 
Dieser auf zwei Säulen beruhende Ansatz spiegelte sich in 
der Zusammensetzung des Konsortiums wider, dem sowohl 
Universitäten - Hohenheim und Kassel (DE), Ancona (IT), Ismir 
(TR), Prag (CZ) - und Forschungszentren - Fibl (CH), Icrofs 
(DK), ORC (UK) - als auch zwei private im Bio-Sektor tätige 
Kontrollstellen - ICEA (IT) und IMO (CH) – angehörten.

Der Gesamtbericht sowie Details über alle Arbeiten des 
CERTCOST-Projektes befinden sich in verschiedenen Berichten 
und wissenschaftlichen Veröffentlichungen unter folgendem 
Link: www.certcost.org.

Die Ergebnisse führten zu Empfehlungen, wie die 
Wirksamkeit und Effizienz der Bio-Zertifizierung verbessert 
werden kann. Die Empfehlungen richten sich an Bio-
Betriebe, Kontrollstellen und -behörden, an die zuständigen 
Behörden und andere Behörden in den Mitgliedsstaaten, an 
Akkreditierungsstellen, die Europäische Kommission sowie 
weitere Interessengruppen.

Hinsichtlich risikobasierter Kontrollsysteme empfiehlt das 
Projekt eine Weiterentwicklung deren Nutzung, insbesondere:

1. die Förderung der Entwicklung quantitativer Systeme zur 
Unterstützung risikobasierter Kontrollen

2. die Erweiterung des Anwendungsbereichs risikobasierter 
Systeme mithilfe einer Bewertung des „Risikos eines 
Verstoßes“ aufgrund des Ausmaßes der Auswirkungen 
eines solchen Verstoßes auf den Markt und das 
Verbrauchervertrauen

3. die Anwendung ausgereif terer risikobasierter 
Kontrollsysteme auf Ebene der Kontrollstellen zur 
Unterstützung ihrer risikobasierten Kontrollmaßnahmen

4. die Erwägung, risikobasier te Kontrollsysteme 
einzuführen, um einerseits die Anzahl der Kontrollen 
bei Betrieben mit einem hohen Risikopotenzial zu 
erhöhen und andererseits die Frequenz der Kontrollen 
bei Händlern mit einem niedrigen Risikopotenzial zu 
reduzieren

5. die Ausarbeitung gemeinsamer Grundvoraussetzungen 
für risikobasierte Kontrollsysteme auf europäischer 
Ebene, wobei die Details für die Durchführung den 
Kontrollstellen überlassen werden.

Die Nutzung risikobasierter Kontrollsysteme wird bereits 
durch die aktuellen Gesetzesvorschriften vorgeschrieben. 
Risikobasierte Kontrollsysteme eignen sich für eine 
wirksamere Identifizierung der Risiko-Betriebe, die dann 
einer zusätzlichen Überprüfung unterzogen werden müssen. 
Umgekehrt können risikobasierte Kontrollsysteme genutzt 
werden, um Unternehmen mit einem geringen Risikopotenzial 

zu ermitteln. Bisher geschieht die Durchführung hauptsächlich 
auf Basis qualitativer Ansätze. Die Kontrollstellen verfügen 
weder über ausreichend detaillierte Informationen, noch sind 
sie in der Lage die quantitativen Methoden zur Erkennung 
von Risikofaktoren anzuwenden, die im Rahmen des 
CERTCOST-Projektes genutzt wurden. Solche quantitativen 
Ansätze (z. Bsp. Logit-Modelle, Modelle für binäre Daten, 
Bayessche Netze) könnten die Wirksamkeit und den Nutzen 
risikobasierter Vorgehensweisen maßgeblich verbessern.

In Verordnung (EG) Nr. 834/2007 wird die Formulierung 
„Risiko des Auftretens von Unregelmäßigkeiten und 
Verstößen in Bezug auf die Erfüllung der Anforderungen 
dieser Verordnung” (Artikel 27) genutzt. Dies hat genau 
dieselbe Bedeutung wie „Risiko eines Verstoßes”. Eine 
breitere Auslegung des Begriffs „Risiko” könnte jedoch 
auch weitere Aspekte mit einbeziehen. Das Ausmaß des 
potentiellen Schadens für den Markt für Bioprodukte und das 
Verbrauchervertrauen stellen besonders wichtige Aspekte dar. 
Dies sollte bei der Auswahl der Unternehmen, die zusätzlichen 
Kontrollen unterworfen werden sollen, berücksichtigt werden. 
Manche Kontrollstellen wenden dieses Verfahren bereits an. 
Deshalb sollte die Verordnung dies ebenfalls widerspiegeln. 

Wie das CERTCOST-Projekt gezeigt hat, stellen quantitative 
risikobasierte Kontrollsysteme momentan eher einen 
wissenschaftlichen Ansatz dar, als ein Instrument, 
das zu einem angemessenen Preis und Aufwand von 
Kontrollstellen angewandt werden kann. Auch auf 
wissenschaftlicher Ebene sind diese Systeme weiterhin 
verbesserungsfähig. Es wäre wünschenswert, dass 
Instrumente entwickelt würden, die tatsächlich durch 
Kontrollstellen genutzt werden können und welche auf 
statistischen Schätzverfahren beruhen, wie beispielsweise 
diejenigen, die im Rahmen des CERTCOST-Projektes oder 
anderer ähnlicher Projekte zur Anwendung kamen.

Laut den Empfehlungen des CERTCOST-Projektes sollten 
Kontrollstellen besonderen Wert auf die Entwicklung und 
Anwendung quantitativer und qualitativer risikobasierter 
Ansätze für die Kontrolle legen. Wenn wirksame, quantitative 
risikobasierte Kontrollsysteme umgesetzt wurden, sollte 
die Kommission in Erwägung ziehen in gewissen Fällen die 
Frequenz der Kontrollen zu reduzieren, beispielsweise bei 
bewährten Betrieben mit geringem Risikopotenzial, die 
gewisse Kriterien erfüllen. Eines dieser Kriterien könnte sein, 
dass sie einer Gruppe angehören müssen, die als Ganze ein 
geringeres Risiko für Verstöße aufweist, und gleichzeitig 
während einer gewissen Anzahl Jahre die Bestimmungen der 
Öko-Verordnung erfüllt haben. Bei sehr kleinen Betrieben 
mit geringem Risikopotenzial, die ihre Konformität unter 
Beweis gestellt haben, könnte selbst über eine Befreiung von 
Kontrollen diskutiert werden.

http://www.certcost.org/
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Es wird ausdrücklich empfohlen, dass die Forderung 
nach einem risikobasierten Kontrollsystem durchgesetzt 
wird. Die Europäische Kommission sollte die allgemeinen 
Rahmenbedingungen für ein solches System schaffen. 
Wichtige Bestandteile dieses Rahmens wären harmonisierte 
Definitionen für Verstöße und die Festlegung von Risikostufen 
und weiteren relevanten Varianten. Dieser Rahmen sollte 
sicherstellen, dass das Ergebnis eines risikobasierten Systems 
in Bezug auf die Risikostufen für Unternehmen und den 
Kontrollplan gleichwertig ist. Ebenso müssen Daten, die in 
das System eingespeist werden, definiert werden und die 
Vorgangsweise muss detailliert beschrieben werden.

Im Gesamtbericht werden die Empfehlungen in den sechs 
allgemeinen Bereichen in Angriff genommen und für jeden 
dieser Bereiche jeweils spezifische Vorschläge ausgesprochen. 
Die unten aufgeführten Empfehlungen werden erklärt und 
gerechtfertigt. 

1. Die Harmonisierung der Verfahren für die Überwachung 
des Zertifizierungssystems, für die Anerkennung von 
Kontrollstellen und für die Datensammlung

2. Die Förderung der Nutzung risikobasierter Kontroll-
systeme

3. Die Förderung des Verbraucherbewusstseins und des 
Vertrauens hinsichtlich Biosiegeln

4. Die Stärkung des institutionellen Rahmens

5. Eine erhöhte Transparenz und die Förderung der 
Bereitstellung von Informationen für Bio-Betriebe

6. Investition in das Wissenssystem

Das CERTCOST-Projek t hat bei der Ausarbeitung 
von Empfehlungen drei Kriterien ausgewählt, die als 
grundlegend gelten für die Beurteilung notwendiger 
und erstrebenswerter Änderungen im europäischen Bio-
Zertifizierungssystem. Es handelt sich um die Kriterien 
Qualität, Kosten und Subsidiarität.

¢ Qualität

Die Qualität ökologischer Systeme bezieht sich auf zwei 
Dimensionen: zum einen muss die biologische Integrität von 
einem physischen Standpunkt her sichergestellt sein und 
zum anderen muss aufgrund dieser physischen Integrität das 
Vertrauen der Verbraucher in das System aufgebaut werden.

Ein hochwertiges Öko-Zertifizierungssystem sollte die 
Menge der Produkte, die als Bio-Lebensmittel vermarktet 
werden, jedoch nicht den Normen entsprechen, begrenzen. 
Die Anzahl der Fälle, bei denen ein Verstoß vorliegt, sollte 
so gering gehalten werden, dass sie von Verbrauchern und 

anderen Personen als annehmbare Fehlerquote in einem 
von Menschen verwalteten System angesehen werden 
können. Ein solches System sollte auch in Fällen eines 
entdeckten Verstoßes überzeugend handeln, so dass die 
Wahrscheinlichkeit verringert wird, dass sich ein solcher Fall 
wiederholt. Darüber hinaus muss es ständige Fortschritte 
erzielen, sowohl bei den Betrieben als auch hinsichtlich des 
gesamten Systems. Schließlich muss es auch transparent 
sein und die Kommunikation mit den Verbrauchern muss so 
gestaltet sein, dass sie Vertrauen aufbauen können.

¢ Kosten

Die Gesamtkosten des Bio-Zertifizierungssystems sind 
erheblich. Laut Schätzungen des CERTCOST-Projektes 
betrugen die Kosten im Jahr 2008 für die EU-27-Länder 70 
bis 110 Millionen Euro. Vergleicht man diese Summe mit 
einem geschätzten Umsatz von insgesamt 18 Milliarden Euro 
im Bereich der Bioprodukte in der EU in demselben Jahr, 
so liegt der Anteil der Zertifizierungskosten proportional 
zum Jahresumsatz zwischen 0,4% und 0,6% - und es 
ist wahrscheinlich, dass es sich hierbei um eine niedrig 
angesetzte Schätzung handelt.

¢ Subsidiarität

Der dritte wichtige Aspekt, der für eine mögliche 
Verbesserung des Bio-Zertifizierungssystems berücksichtigt 
werden sollte, ist die Subsidiarität. Hier stellt sich die 
Frage, welche Entscheidungen getroffen werden sollen 
und können und auf welcher Ebene dies geschehen 
soll. Wenn Empfehlungen für ein Zertifizierungssystem 
ausgearbeitet werden, muss ebenfalls die Frage gestellt 
werden, ob Verbesserungen durch das Verschieben 
der Entscheidungsmacht auf eine andere Ebene der 
institutionellen Hierarchie herbeigeführt werden könnten. 
Wenn es die Kontrollstellen sind, die darüber entscheiden, ob 
das Risikopotenzial eines Betriebs hoch oder gering ist, wäre 
das System viel effizienter und reaktionsfähiger hinsichtlich 
der besonderen Situation, in der sich die Kontrollstellen 
befinden. Dies würde auch eine schnellere Reaktionsfähigkeit 
im Falle geänderter Bedingungen bedeuten. Die IFOAM EU 
Gruppe hat einen Arbeitsprozess in Gang gesetzt, zu dem 
auch EOCC und andere Interessengruppen beitragen. Das 
Ziel ist eine gemeinsame Position dazu auszuarbeiten, wie 
ein effizientes und wirksames, EU-weites risikobasiertes 
Kontrollsystem für die Zertifizierung von Bioprodukten besser 
durchgesetzt werden könnte. Der aktuelle Arbeitsentwurf 
beruht weitgehend auf der wertvollen Arbeit, die im Rahmen 
des CERTCOST-Projektes geleistet wurde.
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3.7. übersicht der verschiedenen 
internationalen standards und regulierungssysteme
Keith Ball

Keith Ball, Berater im Bereich Verordnungen, IFOAM EU Gruppe, Keith.Ball@ ifoam-eu.org, www.ifoam-eu.org 

Die seit 2009 stattfindenden Entwicklungen in Bezug auf 
die Importbestimmungen in den EU-Öko-Verordnungen, 
rücken die weltweit zu beobachtenden Änderungen der 
Normen und Bewertungskriterien in den Brennpunkt. 
Sollte der Handel mit Bioprodukten liberalisiert werden, 
besteht Handlungsbedarf hinsichtlich der Harmonisierung 
der Normen in diesem Bereich. Dies würde die Beschaffung 
von Zutaten für europäische Unternehmen erleichtern, 
gemeinsame Möglichkeiten für Exporte aus der EU eröffnen 
und den Zugang zu entwickelten Märkten für Bio-Betriebe in 
Entwicklungsländern verbessern.

Neben der EU befinden sich die Hauptregionen, die über 
große, gut entwickelte Märkte für Bioprodukte und über 
anerkannte Normen und Regulierungssysteme verfügen, 
in Nordamerika und in Japan. Seit der Veröffentlichung 
der EU-Öko-Verordnung hat die Kommission bedeutende 
Arbeit geleistet um sicherzustellen, dass ein Großteil der 
Produkte aus diesen Regionen in Bezug auf die Produktions- 
und Verarbeitungssysteme als gleichwertig zu den 
Produkten angesehen werden, die durch die Verordnung 
(EG) Nr. 834/2007 und die dazugehörigen Änderungs- und 
Durchführungsverordnungen reguliert werden.

Das mit Japan abgeschlossene Abkommen über die 
gegenseitige Anerkennung wird in Verordnung (EU) Nr. 
471/2010 beschrieben. Jedoch bleibt die Situation im Hinblick 
auf Exporte nach Japan schwierig. Obwohl man sich auf eine 
Gleichwertigkeit der Kontrollsysteme geeinigt hat, fordert 
die japanische Regierung von Betrieben, die Produkte nach 
Japan exportieren, eine Zertifizierung durch eine in Japan 
registrierte Kontrollstelle. Dabei handelt es sich um ein teures 
und zeitaufwändiges Verfahren, für das die Unternehmen 
nicht nur ein Büro in Japan benötigen sondern auch zwingend 
mit in Japan registrierten Kontrolleuren arbeiten müssen. Für 
einen Bio-Betrieb ist der einfachste Weg, einen reibungslosen 
Ablauf der Exporte von Bioware aus der EU nach Japan zu 
gewährleisten, mit einer Kontrollstelle zusammenzuarbeiten, 
die bereits in Japan anerkannt ist.

Kanada und die EU haben im Juni 2010 ein Abkommen über 
die gegenseitige Anerkennung unterzeichnet, wodurch alle 
zugelassenen Kontrollstellen beider Regionen vollständig 
anerkannt wurden. Diese gegenseitige Anerkennung der 

Kontrollstellen wurde in der EU durch Verordnung (EU) Nr. 
590/2011 rechtskräftig. Die Bedingungen für den Import von 
Produkten aus Kanada in die EU und die Bestimmungen, 
die den Export von EU-Produkten nach Kanada regeln, 
sind jedoch unterschiedlich. Jedes in der EU hergestellte 
und von einer in der EU zugelassenen Kontrollstelle 
zertifizierte Produkt darf nach Kanada exportiert werden. Die 
Inhaltsstoffe eines in der EU verarbeiteten Produktes können 
aus einem Drittland stammen, insofern die Bestimmungen 
von Artikel 33 der Verordnung (EG) 834/2007 eingehalten 
werden. Für den Import von aus Kanada herstammenden 
Produkten in die EU sind lediglich landwirtschaftliche Lebens- 
und Futtermittel zugelassen, die gänzlich in Kanada angebaut 
wurden, und verarbeitete Produkte dürfen ebenso lediglich 
solche Zutaten enthalten.

Das im Februar 2012 zwischen den USA und der EU 
abgeschlossene Abkommen wurde als historisch gefeiert. Laut 
Verordnung (EU) Nr. 126/2012 werden die Kontrollsysteme 
der USA und der EU als gleichwertig angesehen. Einmalig ist, 
dass auch die Äquivalenz der in beiden Regionen genutzten 
Normen anerkannt wird, mit der Ausnahme des Einsatzes 
von Antibiotika. Fleisch oder tierische Erzeugnisse (Milch, 
usw.) von aus der EU stammendem Vieh, das mit Antibiotika 
behandelt wurde, dürfen nicht in die USA exportiert werden. 
Umgekehrt ist der Einsatz von Antibiotika, welcher in den 
USA gegenwärtig für die Bekämpfung von Feuerbrand in 
biologischen Apfel- und Birnenplantagen erlaubt ist, auf 
Bäumen, deren Ernte als biologisches Obst in die EU exportiert 
wird, verboten. Aquakulturerzeugnisse sind von diesem 
Abkommen ausgenommen.

Sowohl die EU als auch die USA haben Kontrollstellen 
anerkannt, die außerhalb ihres Staatsgebietes operieren. 
Produkte, die im Rahmen des NOP (Nationales Programm 
für den ökologischen Landbau der USA) außerhalb 
der USA zertifiziert wurden, fallen nur dann unter die 
Bestimmungen des Abkommens, wenn sie anschließend in 
den USA weiterverarbeitet oder verpackt werden. Dieselbe 
Einschränkung betrifft auch nach den Bestimmungen 
der EU-Öko-Verordnungen, jedoch außerhalb der EU 
zertifizierte Produkte: diese müssen ebenso in der EU 
weiterverarbeitet oder verpackt werden, um in die USA 
exportiert werden zu können.
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Gewisse kleinere bedenkliche Aspekte, die in der EU Probleme 
hervorrufen könnten, werden in dem Abkommen nicht 
angesprochen. Die NOP-Liste zugelassener Zusatzstoffe der 
USA enthält verschiedene Zusatzstoffe, wie beispielsweise 
Tragant, die laut EU-Verordnungen nicht zugelassen sind. 
Somit könnten Verarbeiter aus den USA Bioprodukte 
herstellen, die Tragant enthalten, und sie in der EU verkaufen. 
Verarbeitungsbetriebe in der EU hingegen wäre es nicht 
gestattet, solche Produkte herzustellen, bzw. zu verkaufen. 
Ebenso ist in den USA die Zugabe von Kalziumkarbonat 
als Kalziumquelle in Lebensmitteln laut der dortigen Öko-
Bestimmungen erlaubt. Nach den EU-Öko-Verordnungen 
ist dies jedoch lediglich zugelassen, wenn anderweitige 
Gesetzesvorschriften der EU es vorschreiben.

Wenn Abkommen wie das zwischen den USA und der 
EU weitergeführt werden sollen und vor allem wenn sie 
in Zukunft auf multilateraler statt auf bilateraler Ebene 
ausgehandelt werden sollen, dann sollte auf solche Aspekte 
geachtet werden, um Marktverzerrungen zu vermeiden. 
Dieses bedeutungsvolle Abkommen aufgrund einiger 
kleiner Differenzen zu verurteilen wäre unangemessen. 
Im Allgemeinen versprechen mit anderen Regierungen 
geschlossene Gleichwer tigkeitsabkommen einen 
erleichterten Marktzugang und somit bessere Aussichten 
für den Handel. Es ist jedoch von grundlegender Bedeutung, 
dass die Kommission bei der Verhandlung solcher Abkommen 
das Risiko berücksichtigt, dass sich letzteres nachteilig auf 
Verarbeiter und Erzeuger in der EU auswirken könnte, 
und dass sie die nötigen Schritte unternimmt, um diese 
Schwierigkeiten weitestgehend zu reduzieren.

Transparenz und Offenheit sollten grundlegende Ziele in 
jedem Gleichwertigkeitsverfahren sein.

Ein weiterer aufstrebender Markt für Bioprodukte ist China. 
China verfügt über ein großes Produktionspotenzial sowohl 
für primäre biologische Erzeugnisse als auch für verarbeitete 
Bioprodukte. In der EU niedergelassene Importunternehmen 
haben bereits deutliches Interesse daran gezeigt und es 
haben erste Diskussionen über eine mögliche gegenseitige 
Anerkennung zwischen China und der EU-Kommission 
stattgefunden. Jedoch ist es absehbar, dass diese Gespräche 
noch eine ganze Weile andauern werden. Es gibt aufgrund 
mehrerer Kontaminationsfälle größeren Ausmaßes einen 
gewissen Widerstand hinsichtlich des Handels mit China. 
Die chinesische Regierung hat jedoch kürzlich ein neues 
Gesetz erlassen und neue Normen eingeführt und es 
besteht die Hoffnung, dass die Bedenken im Hinblick 
auf Verunreinigungen dadurch verringert werden. Der 
Mangel an Transparenz im Bereich der Kontrolle und der 
Überwachung ist für gewisse betroffene Akteure weiterhin 
bedenklich. Deshalb ist es wichtig, dass diesem Aspekt 

bei den Verhandlungen zur Gleichwertigkeit Beachtung 
geschenkt wird.

Das Thema der privaten Standards scheint seit der Einführung 
der neuen Öko-Verordnungen in der EU eine weniger 
zentrale Rolle im Zertifizierungsprozess gespielt zu haben. In 
Mitgliedsstaaten, in denen private Bio-Standards sehr stark 
entwickelt sind, nehmen diese auch weiterhin eine wichtige 
Stellung ein und sind für die Verbraucher erkennbar und 
vertrauenswürdig. Nach den Demeter-Standards zertifizierte 
Bioprodukte, die die biodynamische Landwirtschaft 
miteinbeziehen, scheinen genauso wenig von der neuen 
Verordnung beeinflusst zu sein. Da sie den Bestimmungen 
der EU-Öko-Verordnungen entsprechen, besteht kein 
Problem hinsichtlich der Gleichwertigkeit. Zudem scheint 
die weitreichende internationale Zertifizierung durch die 
biodynamische Bewegung ausreichend Rohstoffe zu liefern, 
um der Nachfrage innerhalb der EU nachzukommen.

Somit hat die neue Verordnung, bei der viel Wert auf das 
Prinzip der Gleichwertigkeit gelegt wird, im Allgemeinen 
nicht viele zusätzliche Handelshemmnisse für den Bio-Sektor 
geschaffen und hat gewisse Märkte weitgehend liberalisiert. 
Dieser Prozess wird hoffentlich fortgesetzt. Jedoch werden 
Verbraucher, Landwirte und Verarbeiter das weitere 
Geschehen genau beobachten, um sicherzustellen, dass diese 
Liberalisierung nicht zulässt, dass Produkte, die zu deutlich 
geringeren Standards als die EU-Verordnung hergestellt 
wurden, in die EU eingeführt werden können. Um im Hinblick 
auf solche Bedenken das Vertrauen aufrecht zu erhalten, muss 
der Prozess, durch den die Gleichwertigkeit anerkannt wird, 
transparent sein. Im Idealfall sollten die Verfahren überwacht 
werden und die Kommission und die Mitgliedsstaaten, die 
die Gleichwertigkeit bewerten, sollten die diesbezüglichen 
Berichte öffentlich zugänglich machen.
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3.8. Private standards und öffentlich-rechtliche Bestimmungen
Francis Blake

Francis Blake, Politikberater, Soil Association, Fblake@ soilassociation.org, www.soilassociation.org

Einer der umstrittensten Punkte in den Verhandlungen 
über die neue Öko-Verordnung waren die vorgeschlagenen 
Einschränkungen der Unabhängigkeit von Organisationen im 
Hinblick auf ihre eigenen Standards. Zu der Zeit war, durch den 
Einfluss der Kommissarin Mariann Fischer Boel, die Förderung 
des EU-Binnenmarktes ein Kernanliegen. Die zahlreichen 
privaten biologischen Standards in der EU wurden somit als 
diesem Ziel direkt entgegenwirkend angesehen. Die IFOAM 
EU Gruppe und andere Organisationen hatten sich diesen 
Vorschlägen vehement widersetzt, da sie ihrer Auffassung 
nach diskriminierend und wettbewerbsbeschränkend waren.

In den letzten Wochen des Jahres 2006 hat der finnische 
Vorsitz einen Kompromissvorschlag vorgelegt, als Versuch 
die widersprüchlichen Meinungen innerhalb der Bio-
Branche zu überwinden. Die Restriktionen für Stellen, die 
über eigene Standards verfügen, wurden aus dem Vorschlag 
herausgenommen und an deren Stelle kam das Konzept für 
ein obligatorisches EU-Logo (dessen Nutzung zuvor freiwillig 
war). Um der EU jedoch Optionen offen zu halten, sah der 
Text ebenfalls vor, dass die Kommission dem Rat bis zum 31. 
Dezember 2011 einen Bericht vorlegen musste. Darin sollten 
die durch die Anwendung der Verordnung gewonnenen 
Erfahrungen hinsichtlich, unter anderem, „dem Funktionieren 
des Binnenmarktes und des Kontrollsystems” bewertet 
werden, „wobei insbesondere zu bewerten ist [sei], ob die 
eingeführten Verfahren nicht zu unlauterem Wettbewerb 
oder zu Hindernissen für die Produktion und die Vermarktung 
ökologischer/biologischer Erzeugnisse führen“ (Artikel 41 der 
Verordnung (EG) Nr. 834/2007).

Zum Zeitpunkt des Verfassens dieses Textes war diese 
Bewertung verschoben worden und wird nicht vor Mai 2012 
erwartet. Das Ziel dieses Artikels ist es, die gesammelten 
Erfahrungen sowie die Ereignisse der vergangenen drei Jahre 
zu bewerten und gewisse Schlussfolgerungen zu ziehen im 
Hinblick auf die möglichen Änderungen, die vorgeschlagen 
werden könnten.

¢ Weshalb sind private Standards 
problematisch?

Das Ziel des Binnenmarktes ist es, den freien Warenverkehr 
innerhalb der EU zur Förderung des freien Handels zu 
gewährleisten. Die viele Jahrzehnte fortdauernde Entwicklung 
der unzähligen Bio-Standards gründete hingegen auf 
der besonderen Kombination kultureller, struktureller, 

geografischer und klimatischer Gegebenheiten, die jedem 
einzelnen Land oder jeder Region eigen sind.

Die EU-Öko-Verordnungen haben in den vergangenen 
20 Jahren erreicht, dass die innerhalb der Grenzen der EU 
bestehende Vielfalt maßgeblich harmonisiert werden konnte. 
Dies ist den Gesetzgebern und dem Bio-Sektor zu verdanken. 
Natürlich ist dieser Prozess noch nicht abgeschlossen und 
wird sich im Zuge der Entwicklung und Ausdehnung des 
Bio-Sektors, der EU-weit immer noch weniger als 5% der 
gesamten Landwirtschaft ausmacht, fortsetzen.

Es ist jedoch wichtig, zwei Tatsachen nicht aus den Augen 
zu verlieren. Erstens müssen Bio-Standards immer die 
lokalen Anbaubedingungen zum Ausdruck bringen, seien 
es die verschiedenen klimatischen Bedingungen oder die 
unterschiedlichen Entwicklungsstadien. Die biologischen 
Prinzipien predigen die Vielfalt landwirtschaftlicher 
Betriebssysteme und Standards müssen deshalb in der Lage 
sein, die regionale Vielfalt der Bedingungen zu widerspiegeln. 
Zweitens ist die Nachfrage nach Bioprodukten seitens der 
Verbraucher in den verschiedenen Regionen ebenfalls 
von sehr unterschiedlichen Aspekten abhängig. Die 
„gesündesten” Märkte für Bioprodukte widerspiegeln deshalb 
sehr wahrscheinlich die besonderen kulturellen Einflüsse der 
betroffenen Gegend.

Die zentrale Frage ist deshalb, wie das richtige Gleichgewicht 
zwischen Harmonisierung und Vielfalt erreicht werden kann. 
Nach dem Subsidiaritätsprinzip müssen EU-Vorschriften 
den allgemeinen Rahmen und die Mindestanforderungen 
festlegen, doch muss sich die lokale, regionale und/oder 
nationale Identität und Flexibilität gleichermaßen innerhalb 
dieses Rahmens entfalten können – aller Voraussicht nach 
mithilfe lokaler oder nationaler Organisationen. Auf diese 
Weise können die Innovation und der lokale Bezug dieser 
Organisationen (bei denen es sich größtenteils um nicht 
gewinnorientierte, gemeinnützige Gremien handelt) 
gefördert, statt unterdrückt werden.

¢ Welche sind die Auswirkungen der neuen 
Öko-Verordnung auf private Standards?

Ein grundlegender Unterschied in der neuen Verordnung ist, 
dass sie den Mitgliedsstaaten untersagt, strengere Normen als 
die durch die Verordnung festgelegten Standards einzuführen 
(außer wenn diese sich ebenfalls auf die nicht-biologische 
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Produktion in dem betroffenen Land beziehen). Zuvor hatten 
fast alle Länder, die über nationale Normen verfügten, von 
dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht. Nach einer gewissen 
Zeit, in der die betroffenen Sektoren der Bio-Branche 
ihren Ärger und ihre Bedenken zum Ausdruck gebracht 
hatten, haben sich diese nun wieder besänftigt. Einige 
Organisationen in diesen Ländern haben die neue Situation 
jedoch zum Anlass genommen, darüber nachzudenken, wie 
sie ihre eigenen zusätzlichen Standards einführen können, um 
ihren Mehrwert zu bewahren.

In anderen Ländern, in denen private Standards bereits 
erlaubt waren, blieb deren Stellung und Verbreitung 
erhalten oder hat sich in manchen Fällen verbessert. 
Natürlich tendieren Landwirte und Verarbeiter dazu, 
die Nutzung solcher Standards und Zertifizierungen zu 
bevorzugen, die am bekanntesten sind und bei denen das 
Verbrauchervertrauen in ihrem Land am größten ist. Diese 
werden oft von Organisationen verwaltet, die auch technische 
Unterstützung leisten und unter den Verbrauchern bekannter 
sind. Dies bringt wichtige Vorteile, die über die allgemeinen 
gesetzlichen Anforderungen hinaus gehen.

Eine entgegengesetzte Tendenz kann in manchen 
Ländern beobachtet werden, in denen die lokalen Märkte 
nicht so entwickelt sind und wo der Schwerpunkt auf 
den Export gelegt wird. In diesen Ländern gibt es keine 
biologische Identität und die Priorität wird ausländischen 
Versorgungsmärkten eingeräumt. Diesbezüglich ist die 
neue Verordnung ausreichend. Ein weiterer mildernder 
Umstand ist, dass es sich bei einem Großteil dieser Exporte 
um pflanzliche Erzeugnisse handelt, wogegen die meisten 
Unterschiede in den Normen sich auf Nutzvieh beziehen. 
Diese Produkte entgehen also tendenziell den Anforderungen 
der Importmärkte in diesen empfindlicheren Bereichen.

¢ Welche ist die Situation in Bezug auf 
private/nationale Logos seit der Einführung 
der neuen Öko-Verordnung?

Eine ähnliche Situation besteht bei privaten und 
nationalen Logos. Diese haben ihre Wirkung in Ländern 
mit entwickelteren Märkten für Bioprodukte, wo die 
Verbraucher sich mit den Aktivitäten und dem Ethos der 

lokalen Organisationen oder mit der Haltung der Regierung 
identifizieren, erhalten oder verstärkt. Andererseits leiden 
sie tendenziell in den Exportländern, wo die Organisationen 
der Bio-Branche meist kleiner und schwächer sind. Hier füllt 
stattdessen das neue EU-Bio-Logo diese Lücke und schafft 
eine gemeinsame Identität für Bioprodukte.

¢ Schlussfolgerungen

Die neue Verordnung und das neue EU-Bio-Logo haben 
erhebliche Fortschritte ermöglicht, um „Klarheit für den 
Verbraucher auf dem gesamten Gemeinschaftsmarkt“ zu 
schaffen (Erwägungsgrund 24 der Verordnung (EG) Nr. 
834/2007) und ein „einheitliches ökologisches/biologisches 
Produktionskonzept“ (Erwägungsgrund 28 der Verordnung 
(EG) Nr. 834/2007) zu fördern. Die Voraussetzung, dass 
„das Gemeinschaftslogo in keinem Fall die gleichzeitige 
Verwendung nationaler oder privater Logos ausschließen sollte“ 
(Erwägungsgrund 26 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007) 
scheint ebenfalls erfüllt zu sein (außer vielleicht in den 
Exportländern).

Daraus könnte man schließen, dass die neue Verordnung mehr 
oder weniger das richtige Gleichgewicht zwischen Grundregeln 
einerseits und lokaler/nationaler Identität andererseits 
gefunden hat. Wenn man jedoch die Ziele und Prinzipien der 
Verordnung liest, kommt man zwangsläufig zu dem Schluss, 
dass noch erhebliche Fortschritte notwendig ist, bevor man 
sagen kann, dass die Bestimmungen für den Bio-Sektor diese 
Ziele tatsächlich erreichen oder wirklich die bestehenden 
Erwartungen der Verbraucher erfüllen. Dies erfordert stetige 
und wegweisende Innovationen seitens der Akteure, die 
sich im Herzen des Sektors befinden. Deshalb ist es von 
grundlegender Bedeutung, dass diese privaten Organisationen 
weiterhin dazu beitragen können, indem sie das tun, was 
sie am besten können und dabei stabile und konstruktive 
Beziehungen zwischen ihnen und den Behörden aufrecht 
erhalten. Selbst wenn sie dadurch kleine Spannungen im 
reibungslosen Funktionieren des Binnenmarktes hervorrufen, 
lohnt es sich, diesen Preis zu zahlen um dazu beizutragen, dass 
die biologische Land- und Lebensmittelwirtschaft lebendig 
und fortschrittlich bleibt, für die Verbraucher, für die Umwelt 
und selbst für die Gemeinschaft.
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3.9. Bewertung der neuen Eu-Vorschriften für den Import von 
Bioprodukten - der standpunkt der Zertifizierungsstellen
European Organic Certifiers Council (EOCC)

EOCC ist ein Dachverband, in dem mehr als 47 in der EU und außerhalb der EU niedergelassene Kontrollstellen zusammengeschlossen sind, die Produkte nach 
den in den EU-Öko-Verordnungen festgelegten Standards zertifizieren. Als Zertifizierer für exportierte Bioprodukte in Drittstaaten und von Importunternehmen 
in Europa erkennt EOCC die Bedeutung des neuen Importsystems an und verfolgt seit Jahren dessen Umsetzung und nimmt dazu Stellung. Kontakt: Sabine von 
Wirén-Lehr, EOCC-Vertreterin, representative@ eocc.nu, www.eocc.nu

¢ Einführung

Im Dezember 2006 wurde Artikel 11 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2092/1991 geändert, wodurch drei Importsysteme für 
Bioprodukte eingeführt wurden. Somit können Bioprodukte 
aus Ländern importiert werden, deren Gleichwertigkeit 
anerkannt wurde, durch im Hinblick auf die Gleichwertigkeit 
anerkannte Kontrollstellen oder durch das aktuelle System 
der Einfuhrgenehmigungen. Im Juni 2007 wurde das gesamte 
auf dem Prinzip der Gleichwertigkeit beruhende System in 
Artikel 33 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 übernommen: 
Erzeugnisse aus Drittländern können über zwei direkt von 
der Kommission verwaltete Systeme importiert werden: 
„Anerkannte Länder“ (Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 
1235/2008) und „anerkannte Kontrollstellen“ (Anhang IV 
der Verordnung (EG) Nr. 1235/2008). Parallel dazu wurde 
ein System der Konformität ausgearbeitet (Artikel 32 der 
Verordnung (EG) Nr. 834/2007). Dessen Umsetzung wurde 
bisher aufgeschoben. Im Dezember 2011 wurde die erste 
Liste der „anerkannten Kontrollstellen“ in Verordnung (EU) Nr. 
1267/2011 veröffentlicht. Im Februar 2012 folgte Verordnung 
(EU) Nr. 126/2012. Dieses neue System (der anerkannten 
Kontrollstellen) tritt am 1. Juli 2012 in Kraft und soll das auf 
Einfuhrgenehmigungen beruhende System innerhalb von 
drei Jahren ersetzen.

Seit April 2008 (Verordnung (EG) Nr. 345/2008) hat die 
Kommission vier weitere Länder im Hinblick auf die 
Gleichwertigkeit anerkannt. Somit besteht die aktuelle 
Liste aus elf von der EU anerkannten Drittländern (mit 
insgesamt 153 Kontrollstellen) und die Liste der anerkannten 
Kontrollstellen zählt, seit Dezember 2011, 23 Kontrollstellen, 
die in 59 zusätzlichen Ländern aktiv sind.

¢ Bewertung des neuen Importsystems 
aufgrund der Kriterien Zuverlässigkeit, 
Transparenz und Fairness

Durch die Einführung der „Liste anerkannter Kontrollstellen“ 
wird das neue Importsystem am 1. Juli 2012 in Kraft treten. 
Bioprodukte können dann über drei Wege importiert 
werden: durch a) ein „anerkanntes Land“, b) eine „anerkannte 

Kontrollstelle“ und c) mithilfe einer Einfuhrgenehmigung. 
Jedes System verfügt über eigene Besonderheiten und 
diese müssen von allen Betroffenen respektiert werden. Es 
wird eine wichtige Aufgabe sein zu klären, wie diese parallel 
bestehenden Systeme zusammenwirken. Noch schwerer 
wird es vielleicht sogar sein, eine verlässliche, wirksame 
Überwachung und Kontrolle dieses Systems zu gewährleisten. 
Eine detaillierte und ständige Bewertung scheint unabdingbar 
zu sein, um eine „Abnutzung“ des Kontrollsystems für die 
Einfuhr biologischer Erzeugnisse zu verhindern. EOCC schlägt 
vor, die Bewertung auf Grundlage der Kriterien Zuverlässigkeit, 
Transparenz und Fairness durchzuführen. Folgende Beispiele 
unterstreichen das Potenzial dieser systemischen Bewertung 
und bieten einen Überblick der Herausforderungen, die dieses 
neue System stellt.

I. Bewertung im Hinblick auf die Zuverlässigkeit

 � Die größten Herausforderungen in Bezug auf die 
Zuverlässigkeit des neuen Importsystems stellt die 
Veränderung der Rollen und der Verantwortlichkeiten: 
Um auf der Liste der „anerkannten Kontrollstellen“ 
(Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 1235/2008) stehen zu 
können, muss eine Kontrollstelle gleichwertige Standards 
anwenden. Dies war ebenfalls in der Vergangenheit 
unter dem „alten“ System der Einfuhrgenehmigungen 
erforderlich, muss jedoch jetzt ausdrücklich Bestand-
teil der Bewertung der Kontrollstellen sein. Die 
Notwendigkeit für Kontrollstellen, klar definierte, 
gleichwertige Standards in Drittländern festzulegen 
und anzuwenden, kann als positiver Aspekt des neuen 
Systems gedeutet werden, doch sollte dessen zukünftige 
Umsetzung genau beobachtet werden.

 � Darüber hinaus ändern sich die Bewertung und die 
Überwachung im Hinblick auf Verantwortlichkeiten, 
Inhalt und Häufigkeit: die vollständige Überwachung 
der Prozesse und Inhalte durch die zuständigen Behörden 
wird in dem neuen System durch eine Management-
ähnliche Überwachung ersetzt, deren Durchführung 
hauptsächlich an Bewertungsstellen (BS) übertragen wird 
und der eine Auswertung von Jahresberichten über die 
Arbeit der Kontrollstellen als Grundlage dient.
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 � Durch die Übertragung der Verantwortung für die 
Beobachtung und die Bewertung an die Europäische 
Kommission, erwartet EOCC, dass auf der Ebene der 
Kommission und der Bewertungsstellen zusätzliche 
Ressourcen benötigt werden: Fähigkeiten, 
Kompetenz sowie geeignete Hilfsmittel (z. Bsp. eine 
zentrale Datenbank für Zertifikate).

 � Die Kontrollbescheinigungen stellen einen ent-
scheidenden Aspekt des neuen Importsystems dar, 
da diese das letzte noch vorhandene Instrument zur 
Verhinderung der Einfuhr nicht-konformer Erzeugnisse 
in die EU darstellen. EOCC befürwortet die Entwicklung 
eines von der Europäischen Kommission verwalteten 
Überwachungssystems für die Erteilung von Kontroll-
bescheinigungen.

 � Durch die Abschaffung der Einfuhrgenehmigungen 
wird die Rolle der zuständigen Behörden erheblich 
eingeschränkt. Aus diesem Grund muss ein Ersatz 
für diese wichtige Sicherheitsmaßnahme gefunden 
werden. Zurzeit ist noch unklar, wer oder was in dem 
neuen Äquivalenzsystem diese Rolle übernehmen 
wird. Dies steht ebenfalls im Zusammenhang 
mit neuen Verantwortlichkeiten hinsichtlich des 
Zertifizierungssystems, einschließlich Sanktionen 
oder die Aufgabe, Ausnahmen zuzulassen (z. Bsp. die 
Zustimmung für eine Verkürzung der Umstellungsphase) 
sowie die Bewertung der risikobasierten Kontrollsysteme. 
Die Schwachstellen des neuen Importsystems werden 
weitgehend von dem zukünftigen Umgang mit Fällen 
von Nicht-Konformität und mit Sanktionen für Betriebe 
und Kontrollstellen abhängig sein.

II. Bewertung im Hinblick auf Transparenz-Kriterien

 � Der größte Fortschritt im Bereich der Transparenz 
könnte ein klar definierter, anerkannter Standard 
für Drittstaaten sein. Dieser ermöglicht in Drittländern 
ansässigen Betrieben, die zu erfüllenden Anforderungen 
im Voraus zu kennen – noch bevor Kosten für die 
Kontrolle und Zertifizierung entstehen.

 � In einem solchen System verschiedener Standards ist 
die Transparenz im Hinblick auf die Flexibilität bei 
der Bewertung der Gleichwertigkeit jedoch ein 
grundlegender Aspekt. Das System muss für alle, die 
an der Festlegung der Produktionsvorschriften und 
an der Umsetzung der Zertifizierungsverfahren und 
der Kontrolle beteiligt sind, transparent sein. Dies 
könnte erleichtert werden, indem Kontrollstellen dazu 
verpflichtet würden, die Gleichwertigkeitstandards publik 
zu machen, z. Bsp. über ihre Webseite. Das gesamte 
Äquivalenzsystem ist auf allen Ebenen von einer klaren  

Definition der Gleichwertigkeitskriterien abhängig, wie 
zum Beispiel folgender:

 � Gleichwertige Ergebnisse in Drittländern: Um gleich-
wertige Ergebnisse zu garantieren, ist eine transparente 
und einheitliche Bewertung der Tätigkeiten von 
Kontrollstellen vor Ort von Bedeutung. Die Leitlinien 
für die Bewertungsstellen müssen deshalb klar und 
aktualisiert sein.

 � Gleichwertigkeit der Produktionsvorschriften: Auf Ebene 
der Kontrollstellen wurde der Abweichungsgrad (die 
sogenannte „Elastizität“), der bei der Anerkennung der 
Gleichwertigkeit gewisser Produktionsvorschriften gedul-
det wird, noch nicht festgelegt.

 � Transparenz und Kommunikation hinsichtlich der 
Verfahren im Zusammenhang mit der zukünftigen 
Verwaltung der Drittstaaten- und der Kontrollstellen-
Liste: EOCC hat sich für klare Verfahren im Hinblick auf 
die Verwaltung dieser Listen eingesetzt. Gewisse Aspekte 
sind von besonderer Bedeutung, wie beispielsweise die 
Forderung nach einfachen und zügigen Vorgangsweise 
für die Erweiterung des Anwendungsbereichs oder die 
Aufnahme weiterer Länder, in denen eine Kontrollstelle 
operiert, sowie die Einführung eines formalen 
Beschwerdeverfahrens für Kontrollstellen, die gegen 
gewisse Entscheidungen Einspruch erheben möchten.

III. Bewertung hinsichtlich der Gerechtigkeits-Kriterien

 � Anwendung gerechter Bewertungskriterien für die 
verschiedenen Einfuhrregelungen: die Bewertung der 
Kontrollstellen in anerkannten Drittländern – siehe 
Liste in Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 1235/2008) - 
sowie der in Anhang IV dieser Verordnung aufgeführten 
Kontrollstellen sollte vergleichbar sein.

Insgesamt ist EOCC der Überzeugung, dass nur eine 
sorgfältige und kritische Analyse des neuen Systems in 
diesem frühen Stadium der Umsetzung entscheidende 
Probleme im Hinblick auf die Sicherheit und die Qualität von 
in die EU importierten Bioprodukten verhindern kann. EOCC 
schlägt vor, dass die in diesem Artikel begonnene Bewertung 
weitergeführt wird und dass dessen Ergebnisse in einem 
vollständigen, aktualisierten und durch die zuständigen 
Behörden veröffentlichten Leitfaden weiter verfolgt 
werden kann. Darüber hinaus ist EOCC als Vereinigung 
von Zertifizierern bereit, aktiv an der Verbesserung des 
Umsetzungsprozesses mitzuwirken.
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3.10. Neues Importsystem: Erfahrungen des IcEA
Michela Coli

Michela Coli, International EU Certification Manager, Institut für ethische und ökologische Zertifizierung (ICEA), fo@ icea.info, www.icea.info

Einleitung
Seit seiner Gründung verfolgte das ICEA hinsichtlich seiner 
internationalen Aktivitäten die Politik, in Ländern, wo es eine 
nationale Regelung für Bioprodukte gibt, eine Anerkennung 
zu beantragen. Für diese Länder gab es keine spezielle 
Auflage, lokal zu arbeiten wie es in EU-Ländern vorgegeben 
ist. Dennoch war das ICEA davon überzeugt, dass dies die 
fairste Vorgehensweise war.

In den vergangenen zehn Jahren beruhte der Wettbewerb 
zwischen Kontrollstellen vor allem auf Zertifizierungs-
gebühren, Entscheidungen bezüglich einer Verkürzung der 
Umstellungsphase, Ausnahmeregelungen für die Nutzung 
nicht-biologischen Saatguts und landwirtschaftlicher Zutaten 
nicht-biologischen Ursprungs. Somit haben Kontrollstellen in 
Drittländern, unter gleichen agronomischen Bedingungen, 
unterschiedliche Entscheidungen getroffen. Dies hat dazu 
geführt, dass importierte Bioprodukte, selbst wenn sie durch 
eine Kontrollstelle zertifiziert und von den zuständigen 
Behörden zugelassen worden waren, nicht immer innerhalb 
gleichwertiger Systeme gehandhabt wurden.

Durch die Abwesenheit jeglicher Verpflichtungen für 
eine internationale Zulassung und/oder Kontrollen durch 
spezielle Akkreditierungsstellen in Drittländern waren 
internationale Verfahren vollständig in den Händen der 
Kontrollstellen. Während für importierte Waren eine 
grundlegende Bewertung durch die zuständigen Behörden 

in den Mitgliedsstaaten mithilfe von Warenbegleitscheinen 
und Kontrollberichten vorgesehen ist, gab es für die Verfahren 
und Zertifizierungsnormen von Kontrollstellen keine formelle 
Evaluation.

Die neue Öko-Verordnung
Mit den neuen Öko-Verordnungen ist eine ISO 65 
Akkreditierung zwar immer noch nicht erforderlich, jedoch 
ist ein von einer unabhängigen Akkreditierungsstelle 
(AS) ausgestellter Bewertungsbericht obligatorisch. Diese 
Bewertung muss eine präzise Analyse des Qualitätshandbuchs 
und der Aktivitäten der Kontrollstelle beinhalten sowie 
mindestens ein Witness-Audit (Bewertung einer von 
einem Inspektor der Kontrollstelle, bzw. Kontrollbehörde 
durchgeführten Inspektion) für jede Produktgruppe, eine 
Bewertung der von der Kontrollstelle eingesetzten Verfahren 
und eine gesonderte Evaluation der angewandten Normen 
im Hinblick auf die Gleichwertigkeit mit der EU-Verordnung.

Schlussfolgerung und Empfehlung
Mehr Transparenz und klarere spezifische Anweisungen für 
Kontrollstellen sind erforderlich. Jedoch werten die meisten 
Interessengruppen das Bestreben der EU Kommission, ein 
neues System zu entwickeln, das eine gleichwertige Arbeit 
aller betroffenen Kontrollstellen ermöglicht, als positiv und 
willkommen.

3.11. Import und internationaler Handel – das Vertrauen der Erzeuger 
und der Händler erhalten
Arjon Kalter

Arjon Kalter, Leiter Qualitätssicherung & Projektmanagement, Tradin Organic Agriculture BV, Arjon@ tradinorganic.com, www.tradinorganic.com

Der Bio-Sektor ist von Einfuhren aus Ländern außerhalb 
der EU abhängig. Die neuen Vorschriften für den Import 
von Bioprodukten, die in Verordnung (EG) Nr. 1235/2008 
festgehalten sind, sind am 1. Januar 2009 in Kraft 
getreten. In diesem Artikel wird erörtert, inwiefern die 
Durchführungsbestimmungen die Bio-Branche bei deren 
ständigen Bemühungen, die biologische Integrität zu 

erhalten und zu verbessern, unterstützen können. Die neuen 
Durchführungsbestimmungen legen den Schwerpunkt 
auf die Rolle der Kontrollstellen und -behörden. Da wahre 
biologische Integrität nicht durch Zertifizierung allein erreicht 
werden kann, behandeln wir ebenfalls die Frage, welche Rolle 
Importunternehmen des Bio-Sektors in der Erreichung des 
erwünschten Maßes an biologischer Integrität spielen sollten.

mailto:fo@ icea.info
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¢ Die vorherige Öko-Verordnung

Bisher gab es zwei Wege, Bioprodukte aus einem Drittstaat 
zu importieren. Entweder stand das Exportland auf der Liste 
anerkannter Drittländer oder der Import wurde durch das 
System der Einfuhrgenehmigungen ermöglicht. Beide Wege 
wiesen sowohl Vor- als auch Nachteile auf.

Für Importe aus Drittstaaten, die sich auf der Liste 
anerkannter Drittländer befinden, sind lediglich eine gültige 
Kontrollbescheinigung des Exportunternehmens und ein 
Warenbegleitschein notwendig. Dies ermöglicht einen 
schnellen und flexiblen Ablauf. Jedoch sind die von der 
Kommission eingesetzten Kontrollmethoden und -ergebnisse 
der Länder auf der Drittstaaten-Liste nicht klar und für viele 
undurchschaubar. Sanktionen gegen Drittländer sind nicht 
bekannt.

Bei dem System der Einfuhrgenehmigungen muss 
jeder Einfuhrhändler für jede Exportfirma, mit der er 
zusammenarbeitet, eine Einfuhrgenehmigung beantragen. 
Der Antrag muss bei den zuständigen Behörden des 
Mitgliedsstaats, in dem der Einfuhrhändler seinen Sitz hat, 
gestellt werden. Die Behörden müssen die Versorgungskette 
bewerten, bevor sie die Genehmigung erteilen. Diese 
Vorgehensweise ermöglicht eine grundlegende 
Kontrolle über die biologische Integrität der gesamten 
Versorgungskette. Diese Informationen über die gesamte 
Versorgungskette sind nicht nur für die Behörden von 
Nutzen, sondern ebenfalls für das Importunternehmen 
selbst. Es gibt jedoch auch Nachteile. Erstens schafft diese 
Methode einen gewissen Verwaltungsaufwand aufgrund 
der zahlreichen beteiligten Parteien. Zweitens besteht das 
Risiko unterschiedlicher Auslegungen. Den Mitgliedsstaaten 
ist es freigestellt, den Schwerpunkt auf gewisse Aspekte 
der Öko-Verordnungen zu legen oder es kann vorkommen, 
dass sie sie freier interpretieren. Vor allem Bereiche wie die 
Verkürzung der Umstellungsphase werden in verschiedenen 
Mitgliedsstaaten unterschiedlich bewertet. Ein dritter Nachteil 
besteht darin, dass die Genehmigung für ein Produkt oder 
einen Lieferanten in einem Mitgliedsstaat aufgrund von 
Bedenken entzogen werden kann, während dasselbe Produkt 
oder derselbe Lieferant in anderen Ländern zugelassen wird. 
Insgesamt schafft die unterschiedliche Verwaltung von durch 
Mitgliedsstaaten erteilten Einfuhrgenehmigungen ungerechte 
Voraussetzungen. Folglich wandert der Handel von einem 
zum anderen (nachsichtigeren) Mitgliedsstaat ab.

¢ Die neuen Öko-Verordnungen

Mit den neuen Öko-Verordnungen wird das System der 
Einfuhrgenehmigungen weitgehend durch eine Liste 
anerkannter Kontrollstellen ersetzt. Importhändler können 

bei gleich welchem Exportunternehmen einkaufen, das 
durch eine dieser Kontrollstellen zertifiziert wurde, insofern 
diese Kontrollstelle für dieses bestimmte Land anerkannt 
wurde. Wie bei der Drittstaaten-Regelung sind für die 
Sendung lediglich eine gültige Kontrollbescheinigung 
des Exportunternehmens sowie ein Warenbegleitschein 
erforderlich. Die Liste der anerkannten Drittländer bleibt 
ebenfalls erhalten. Diese stellt im Grunde die bevorzugte 
Methode der Kommission dar und wird voraussichtlich nach 
und nach ergänzt werden.

Die neue Öko-Verordnung mit der Liste anerkannter 
Kontrollstellen weist im Vergleich zu der Methode der 
Einfuhrgenehmigungen klare Vorteile auf. Der zuvor von den 
Importfirmen getragene Verwaltungsaufwand wird auf die 
Kontrollstellen der Exportunternehmen übertragen. Darüber 
hinaus schafft der zentralisierte Ansatz der Öko-Verordnungen 
gerechtere Grundvoraussetzungen. Jedoch sollten gewisse 
Vorsichtsmaßnahmen getroffen werden, um zu verhindern, 
dass dem Vertrauen zwischen Erzeugern und Händlern 
geschadet wird.

Erstens enthielt die Liste anerkannter Kontrollstellen, die am 
1. Juni 2012 in Kraft treten wird, zum Zeitpunkt des Verfassens 
dieses Textes 30 Kontrollstellen, auch wenn die Anzahl bis 
zu dieser Frist voraussichtlich steigen wird. Zahlreiche 
bedeutende in der EU niedergelassene Kontrollstellen 
befinden sich nicht auf der Liste. Darüber hinaus ist eine 
bedeutende Anzahl der Kontrollstellen auf der Liste nur für 
einige wenige der zahlreichen Länder, in denen sie tätig 
sind, anerkannt. Die Kommission hat mitgeteilt, dass die 
aktualisierte Liste in etwa 50 bis 60 Kontrollstellen enthalten 
wird. Doch selbst dies reicht nicht aus, um alle Länder zu 
decken, die den europäischen Markt mit biologischen 
Erzeugnissen versorgen. 

Zweitens sind die Kriterien, die erfüllt werden müssen, um in 
die Liste aufgenommen zu werden und auf dieser zu bleiben, 
nicht klar definiert. Ohne klare Kriterien für die Anerkennung 
ist es nicht möglich zu kontrollieren, wer sich auf der Liste 
befinden und auf dieser bleiben sollte. Dies macht es ebenfalls 
unmöglich, die Qualität der sich auf der Liste befindlichen 
Kontrollstellen zu gewährleisten. Laut Aussagen der 
Kommission ist es ihr erstes Ziel, Kontrollstellen in die Liste 
aufzunehmen, damit diese 2014 vollständig einsatzbereit 
ist. Die Überwachung durch die Kommission wird 
frühestens 2015 wirksam sein. Des Weiteren stehen gewisse 
Probleme, denen Kontrollstellen, die eine Anerkennung 
beantragen, begegnen, offensichtlich im Zusammenhang 
mit unterschiedlichen Bedingungen für die Zulassung. 
Wenn das System der Anerkennung von Kontrollstellen, die 
in verschiedenen Ländern tätig sind, glaubwürdig bleiben 
soll, ist es unerlässlich, dass die auf dieser Ebene eingesetzten 
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Systeme einheitlich und präzise sind. Das aktuelle System von 
Akkreditierungsmonopolen in den einzelnen Staaten wirkt 
diesem Prozess entgegen.

Drittens gibt es keine klare Sanktionspolitik, abgesehen von 
der Streichung aus der Liste. Eine Sanktionspolitik sollte der 
Kommission ermöglichen, frühzeitig und auf vorhersehbare 
Weise durch an den jeweiligen Fall angepasste Maßnahmen 
einzugreifen.

Ohne die Möglichkeit eines frühzeitigen Eingreifens kann eine 
ständige Verbesserung der Arbeit der Kontrollstellen nicht 
verwirklicht werden. Wenn die einzige Sanktion darin besteht, 
einer Kontrollstelle die Anerkennung zu entziehen, befürchtet 
die Bio-Branche, dass dies in vielen Fällen als eine zu drastische 
Maßnahme angesehen wird. Eine Versorgungskette ist ein 
durchgehender Prozess, der auf den Höfen beginnt und beim 
Verbraucher endet und an dem zahlreiche Akteure beteiligt 
sind. Diese sind durch eine Reihe von Geschäften, vertraglichen 
Verpflichtungen und Lieferungen miteinander verbunden. 
Eine Kontrollstelle aus solch einem komplexen Netzwerk 
herauszunehmen hat weitreichende Auswirkungen für alle 
betroffenen Parteien. Eine gute Sanktionspolitik ist transparent 
und somit für alle Beteiligten vorhersehbar. Dies würde dem 
Sektor ermöglichen, vorgreifend angemessene Maßnahmen zu 
ergreifen, falls eine Kontrollstelle aus der Liste gestrichen wird.

¢ Geteilte Verantwortung in der Bio-Branche

Eine letzte Befürchtung in Bezug auf die neuen Vorschriften 
ist die verminderte Transparenz. Die Behörden in 
den Mitgliedsstaaten kontrollieren nicht mehr die 
Versorgungskette, wie es der Fall war mit dem Verfahren der 
Anträge auf eine Einfuhrgenehmigung. Importunternehmen 
sind nicht mehr verpflichtet, diese Information über die 
Versorgungskette anzufragen. Importhändler, die sich 
zufrieden geben, wenn die Zertifikate verfügbar sind und sie 
somit die gesetzlichen Vorgaben erfüllt haben, bilden keine 
Ausnahme. Ihre Qualitätsstandards als Importunternehmen 
sollten jedoch höher sein, als lediglich die gesetzlichen 
Mindestanforderungen zu erfüllen. Sie sollten zum Beispiel 
eine Analyse hinsichtlich etwaiger Pestizidrückstände, 
ein System für die Risikoanalyse sowie eine grundlegende 
Bewertung der biologischen Integrität ihrer Versorgungskette 
beinhalten. Solche Maßnahmen sind im Hinblick auf die 
Lebensmittelsicherheit üblich in der Lebensmittelindustrie 
(wie z. Bsp. beim HACCP-Konzept) und sollten ebenfalls für die 
Sicherung der Bio-Qualität eingesetzt werden.

¢ Schlussfolgerung und Empfehlungen

Die Öko-Verordnungen werden Importunternehmen 
möglicherweise beachtliche Vorteile bringen. Es gibt jedoch 

mehrere Aspekte, auf die aus Sicht der Importfirmen geachtet 
werden sollte:

 � Auf der Liste anerkannter Kontrollstellen müssen alle 
Länder, die die EU beliefern, sowie deren Produkte 
verzeichnet sein. Solange die Liste nicht vollständig ist, 
muss das System der Einfuhrgenehmigungen in Kraft 
bleiben, bis es sich als vollständig entbehrlich erweist.

 � Die Zulassungskriterien müssen deutlich und die Kriterien 
und Verfahren für die Überwachung der Kontroll- und 
Akkreditierungsstellen wirksam sein.

 � Eine Sanktionspolitik sollte ausgearbeitet werden, die der 
Kommission ermöglicht, im Falle von Nichtkonformitäten 
angemessene Maßnahmen zu ergreifen.

Die Öko-Verordnungen bieten ebenfalls die Möglichkeit, 
das System der Liste anerkannter Drittländer und dessen 
Wahrnehmung in der Bio-Branche zu verbessern. Der Über-
wachungsprozess der Drittstaaten-Liste kann transparenter 
gestaltet werden, indem die umfangreichen Informationen 
über Kontrollstellen, auf die durch das neue System Zugriff 
gegeben wird, als Grundlage genutzt werden.

Der Bio-Sektor sollte anstreben, dass die Kontrollstellen 
und die Behörden sich dafür einsetzen, das Vertrauen der 
Erzeuger und der Händler zu erhalten und gleichzeitig 
Verantwortung übernehmen wenn es darum geht, sich 
der biologischen Qualität ihrer Produkte zu vergewissern. 
Insbesondere der Informationsaustausch zwischen 
Importfirmen und Händlern wird helfen, die Schwächen des 
Systems zu erkennen. Der Sektor sollte die Instrumente, die 
er aus dem Bereich der Lebensmittelsicherheit kennt – wie 
zum Beispiel die Risikoanalyse – nutzen, um Antworten auf 
folgende Frage zu erhalten: „Welche Risiken bestehen in der 
Versorgungskette im Hinblick auf die biologische Integrität 
und was unternehmen die verschiedenen Akteure der Kette, 
um diese Risiken einzudämmen und zu verringern?". In dieser 
Hinsicht ist es wichtig, dass die Zertifizierung nur einen Teil 
der in der Versorgungskette eingesetzten Instrumente 
darstellt. Andere Instrumente, deren Einsatz verstärkt werden 
sollte, sind beispielsweise die Analyse hinsichtlich etwaiger 
Pestizidrückstände sowie Kontrollen der Kette durch die 
Qualitätsbeauftragten des Unternehmens.

Fest steht, dass in Zukunft die Zertifizierungsstellen und 
die Akkreditierungsstellen und -behörden des Sektors alle 
ihren Beitrag leisten müssen, um die Integrität importierter 
Erzeugnisse zu erhalten und zu verbessern. Dies ist vor allem 
in den kommenden Jahren von Bedeutung, da das System 
ständige Veränderungen erfahren wird.
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3.12. Erfahrungen des GomA-Projektes 
Diane Bowen

Diane Bowen, Projektleiterin, IFOAM, d.bowen@ ifoam.org, www.ifoam.org

Zehn Jahre lang haben die IFOAM, die FAO und die 
UNCTAD zusammengearbeitet und sich eingesetzt, um 
infolge der weltweiten Verbreitung von Bio-Standards und 
technischen Vorschriften entstandene Handelshemmnisse 
für Bioprodukte abzubauen. Diese Partnerschaft begann 
mit einer „Harmonisierungskonferenz“ auf der BioFach 
2002 und hat immerfort Interessenvertreter aus der ganzen 
Welt angezogen, um in öffentlich-privater Zusammenarbeit 
gemeinsam Lösungen auszuarbeiten. Das Anliegen der 
Partner war es vor allem, Herstellern ökologischer Erzeugnisse 
aus Entwicklungsländern den Marktzugang zu erleichtern. 
Die Existenz dieser armen Produzenten könnte verbessert 
werden, wenn sie fairen Zugang zu den größten Märkten für 
Bioprodukte hätten, einschließlich dem EU-Markt.

Für das GOMA-Projekt (Globaler Marktzugang für 
die Bio-Branche)1 war es von besonderem Interesse 
festzustellen, ob die neuen Öko-Verordnungen und 
Durchführungsbestimmungen den Zugang zu den EU-
Märkten für Bioprodukte erleichtern würden. Unter der 
früheren Verordnung mussten Bioprodukte zwingend 
aus einem Land der „Drittstaaten-Liste“ stammen oder sie 
mussten auf Einzelfallbasis mithilfe einer Einfuhrgenehmigung 
des betroffenen Mitgliedsstaates zugelassen werden. Für arme 
Erzeuger in Entwicklungsländern begrenzte dies aufgrund der 
hohen Kosten und des hohen Aufwandes dieser Verfahren 
den Zugang zu EU-Märkten.

Das GOMA- Projek t begrüßt deshalb die neuen 
Importwege, insbesondere die Möglichkeit einer direkten 
Anerkennung von Kontrollstellen, die außerhalb der 
EU operieren, durch die Kommission. Dafür ist eine 
Bio-Zertifizierung mit gleichwertigen Standards und 
Konformitätsbewertungssystemen erforderlich. GOMA sah 
sich darin bestärkt, dass sich die Kommission durch diese 
Möglichkeit eingehend mit der Entwicklung effizienter 
Systeme für die Anerkennung der Gleichwertigkeit befassen 
würde.

¢ Die Erfahrung des GOMA-Projektes mit 
den Importbedingungen der neuen EU-
Verordnung

In der Praxis war die Umsetzung der Anerkennung von 
Kontrollstellen aufgrund des Gleichwertigkeitsprinzips bisher 
langsam und ziemlich undurchsichtig. Im November 2011, 
fast drei Jahre nach Inkrafttreten der neuen Verordnung, 

wurden die ersten 30 Kontrollstellen anerkannt. Durch ihr 
Operieren in einer Vielzahl von Ländern, von Armenien bis 
Vanuatu, sollte der Marktzugang für zahlreiche Erzeuger 
erleichtert werden. Viele Kontrollstellen auf der Liste wurden 
in den Entwicklungsländern selbst gegründet oder sind lokale 
Niederlassungen weltweit operierender Kontrollstellen. 
Sie sollten deshalb in der Lage sein, in ihrer Region 
kultursensible Zertifizierung zu einem angemessenen Preis 
zu gewährleisten. Dennoch sind viele arme Erzeuger immer 
noch ausgeschlossen.

Es ist noch ein langer Weg bis das System der Anerkennung 
alle Länder und Erzeuger einschließt, denen ein Zugang 
zum Markt zusteht. Des Weiteren ist es schwierig, die 
Grundlage, auf der die Entscheidungen getroffen werden, 
abzuschätzen, da abgesehen von den Leitlinien des Codex 
Alimentarius für Bioprodukte (CAC GL/32) keine Kriterien 
im Hinblick auf die Gleichwertigkeit veröffentlicht werden. 
Deshalb wird es für neue Kontrollstellen, die einen Antrag auf 
Anerkennung stellen möchten, kaum möglich sein aus der 
ersten Anerkennungsrunde zu lernen. 

Ohne Kriterien und Leitlinien haben die meisten 
Kontrollstellen in Drittländern Anträge eingereicht, bei denen 
sie sich auf Normen gestützt haben, die in etwa denen der 
neuen EU-Verordnung entsprechen, statt auf solche, die an die 
regionalen Gegebenheiten angepasst sind. (Die Kommission 
hat in Bezug auf die Gleichwertigkeits-Methode klargestellt, 
dass Kontrollstellen nicht lediglich die EU-Verordnung 
einreichen können, da dies auf die „Konformitäts”-Methode 
für Einfuhren beschränkt sei). Wir stellen deshalb infrage, 
ob das Verfahren der Gleichwertigkeit das Ziel erreicht, 
Standards anzuerkennen, die an die verschiedenen Regionen 
angepasst sind und gleichzeitig den Hauptzielen der neuen 
EU-Verordnung entspricht.

Es gibt ebenfalls einige Schwächen des aktuellen Systems, 
die angegangen werden sollten. Die Anerkennung ist auf die 
Arbeit in den Ländern begrenzt, in denen die Kontrollstellen 
bereits zuvor aktiv waren. Es ist unklar, wie Kontrollstellen 
die Zertifizierung auf andere Länder ausdehnen können oder 
wie sie die Anwendung der Normen, mit denen sie arbeiten, 
erweitern können.

Ein Beispiel dafür sind die East African Organic Products 
Standards (EAOPS). Das GOMA-Projekt unterstützt deren 
Anerkennung durch die EU Kommission. Diese Standards 

1 Mehr Informationen zum GOMA-Projekt finden Sie auf der folgenden Webseite: http://www.goma-organic.org/
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wurden in einem von öffentlich-privaten Interessengruppen 
getragenen Verfahren entwickelt, mit Unterstützung der 
IFOAM, der UNCTAD und des UNEP und gehören nun der 
Ostafrikanischen Gemeinschaft. Es scheint möglich zu sein 
für anerkannte Kontrollstellen, die einen Standard benutzen, 
bei der Kommission einen neuen Antrag zu stellen für die 
Einführung eines zweiten oder selbst dritten oder vierten 
Standards, der an die jeweilige Region angepasst ist. Jedoch 
gestaltet sich dies aufgrund der Anforderung, dass sich 
Anträge nur auf ein Land beziehen können, schwierig.

Es war keine leichte Aufgabe für die Vertreter des GOMA-
Projektes, den besten Weg für Kontrollstellen zu finden, 
eine erweiterte Anwendung ihrer Standards zu beantragen. 
Schriftlich niedergelegte Leitlinien der Kommission zu diesen 
und anderen Aspekten der Anerkennung von Kontrollstellen 
durch das Gleichwertigkeits-System wären hilfreich. 

Die Liste der Drittländer wurde seit der neuen EU-Verordnung 
nicht maßgeblich erweitert und enthält nur wenige 
Entwicklungsländer. Momentan zählt sie elf Länder und 
nur Argentinien und Costa Rica, ziemlich fortschrittliche 
Entwicklungsländer, gehören dazu.

¢ Aussichten auf eine ständige Verbesserung 
der Zugangsmechanismen zu EU-Märkten 
für Bioprodukte

In der EU-Verordnung wird mehr Gewicht auf das Prinzip der 
Gleichwertigkeit für die Zulassung von Einfuhren gelegt im 
Vergleich zu der Methode der Konformität. Die EU hat mit zwei 
wichtigen Handelspartnern, Kanada und den USA, Abkommen 
zur gegenseitigen Anerkennung der Gleichwertigkeit 
unterzeichnet, die die Handelsströme maßgeblich erleichtern. 
Der Marktzugang für Erzeuger in Entwicklungsländern wird 
dadurch jedoch nicht gefördert. 

Die EU-Verordnung ermöglicht eine direkte Anerkennung 
von Kontrollstellen mit Sitz in Drittländern, unter der 
Voraussetzung, dass sie als gleichwertig angesehen werden. 
Dies könnte Entwicklungsländern zugutekommen. Jedoch 
sind die Mechanismen, die diesem Verfahren zugrunde liegen, 
nicht sehr transparent und noch mit einem ziemlich hohen 
Aufwand verbunden. Es gab bereits gewisse Fortschritte im 
Hinblick auf den Marktzugang, doch gibt es noch weitere 
Möglichkeiten, diesen durch effizientere und offenere 
Anerkennungsverfahren zu verbessern.

Durch die Zusammenarbeit der FAO, der IFOAM und der 
UNCTAD wurden Äquivalenz-Instrumente ausgearbeitet, 
mit denen die Effizienz und die Vereinheitlichung des 
Verfahrens erhöht werden können. Diese Instrumente 
würden eine multilaterale Anerkennung ermöglichen, die die 
Gleichwertigkeit im Vergleich zu unilateralen oder bilateralen 
Ansätzen wesentlich fördern würde. Die Regierungen haben 
begonnen, diese Instrumente zu testen, aber ihre Nutzung ist 
noch nicht weit verbreitet.

Schließlich bietet das eigene internationale System der 
IFOAM, das Organic Guarantee System, verschiedene Dienste 
für die Privatwirtschaft und für Regierungen, mit dem Ziel, 
die multilaterale Gleichwertigkeit zu fördern. Dadurch 
könnte auch voraussichtlich der Geltungsbereich des 
Gleichwertigkeitsprinzips auf Entwicklungsländer und die 
dortigen Erzeuger ausgedehnt werden.

Bis die Regierungen multilaterale Ansätze und gemeinsame 
Instrumente für die Anerkennung der Gleichwertigkeit 
nutzen, werden auf dem Weg hin zu einem weit verbreiteten 
internationalen Gleichwertigkeitssystem Schwierigkeiten 
auftauchen. Erzeuger in Entwicklungsländern werden somit 
weiterhin unverhältnismäßig von internationalen Märkten für 
Bioprodukte ausgeschlossen sein.

3.13. Pestizidrückstände in der Bio-lebensmittelkette
Bavo van den Idsert und Keith Ball

Bavo van den Idsert, Leiter von BioNext, Sekretär der VBP - Vereniging Biologische Producenten en Handel, van.den.idsert@ bionext.nl, www.bionext.nl, 
www.vbpbiologisch.nl; Keith Ball, Berater im Bereich Verordnungen, IFOAM EU Gruppe, Keith.Ball@ ifoam-eu.org, www.ifoam-eu.org

Im biologischen Landbau ist die Nutzung von Schädlings-
bekämpfungsmitteln auf eine geringe Anzahl natürlicher 
Substanzen beschränkt. Biologische Erzeugnisse werden 
jedoch in einer Welt angebaut, in der der Einsatz von 
Pestiziden und anderen Chemikalien üblich ist, weshalb auf 
allen Ebenen der Produktion das Risiko einer Kontamination 

besteht. Wie in jedem Sektor besteht auch in der Bio-
Branche ein Betrugsrisiko. Die Präsenz von Rückständen 
in Bioprodukten kann ein Hinweis auf Betrug sein. Durch 
die Öko-Verordnungen sind alle Betriebe verpflichtet, eine 
Verunreinigung durch Pestizide oder andere Stoffe auf allen 
Ebenen der Erzeugung und der Verarbeitung zu verhindern. 

mailto:van.den.idsert@ bionext.nl
http://www.bionext.nl
http://www.vbpbiologisch.nl
mailto:Keith.Ball@ ifoam-eu.org
http://www.ifoam-eu.org
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Rückstände von Schädlingsbekämpfungsmitteln werden in 
den Öko-Verordnungen als ein möglicher Hinweis auf Zweifel 
im Hinblick auf die biologische Herkunft aufgeführt. In einem 
solchen Fall sind Ermittlungen erforderlich.

In Europa gibt es Gesetzesvorschriften, die mithilfe von 
Rückstandshöchstgehalten (RHG) die Menge von Pestiziden 
in Lebensmitteln begrenzen sollen. Die Mitgliedsstaaten 
kontrollieren die Nahrungsmittel, um sicherzustellen, dass 
Rückstände die RHG nicht überschreiten. Diese Obergrenzen 
beziehen sich ebenfalls auf die in der biologischen 
Landwirtschaft zugelassenen Schädlingsbekämpfungsmittel. 
Somit müssen alle Betroffenen beim Einsatz von zugelassenen 
Pestiziden die Regeln der guten landwirtschaftlichen Praxis 
beachten.

Neben der vorsätzlichen und der versehentlichen 
Kontamination durch Schädlingsbekämpfungsmittel gibt es 
eine Vielzahl persistenter Chemikalien in unserer Umwelt. 
Biobetriebe müssen deshalb alle notwendigen Maßnahmen 
ergreifen, um eine Verunreinigung durch diese Substanzen 
zu verhindern.

Abgesehen von den Rückstandshöchstgehalten des konven-
tionellen Lebensmittelsektors gibt es keine allgemeine 
Höchstgrenze für biologisch erzeugte Lebensmittel, bei 
deren Überschreitung die betroffenen Produkte nicht verkauft 
werden dürfen. Da jedoch die meisten Verbraucher erwarten, 
dass biologische Nahrungsmittel keine oder zumindest 
sehr niedrige Kontaminationsgrenzen aufweisen, haben 
die Regierungen einiger Länder erste Schritte hin zu einer 
Einführung solcher Höchstgrenzen unternommen. So wurde 
in Belgien für Bio-Lebensmittel eine Obergrenze von 1,5 mal 
dem Wert der Bestimmungsgrenze für die meisten Pestizide 
festgelegt und ein wirksames Probenahmeprogramm 

eingeführt, um die Einhaltung dieser Obergrenze zu 
unterstützen. Auch in Italien gibt es die vorgeschriebene 
Grenze von 0,01mg/kg für Rückstände nicht-zugelassener 
Pflanzenschutzmittel für alle unverarbeiteten biologischen 
Agrarerzeugnisse sowie hohe Anforderungen für 
Kontrollstellen bei Probenahmen und Tests.

Es gibt private Initiativen für die Festlegung von Obergrenzen 
für Schädlingsbekämpfungsmittel und von zu ergreifenden 
Maßnahmen, wenn Rückstände entdeckt werden. Hierbei 
handelt es sich größtenteils um Initiativen des Handels, die 
darauf abzielen, Händler und deren Verbraucher vor Bedenken 
hinsichtlich Pestizidrückständen in den gehandelten 
Bioprodukten zu schützen. Zu diesen Initiativen gehört der 
Bundesverband Naturkost Naturwaren Herstellung und 
Handel e.V. (BNN) in Deutschland und die Initiative BIOKAP 
residue-monitoring der VBP (Vereinigung biologischer 
Produktions- und Handelsbetriebe) in den Niederlanden. 
Diese verfügen über Systeme, in denen Mitglieder die 
Ergebnisse an eine zentrale Stelle weiterleiten, mit dem Ziel, 
den Informationsaustausch im Hinblick auf Nachweise zu 
ermöglichen und die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, 
wenn Auslösewerte überschritten werden.

Aus praktischen Gründen haben diese Initiativen den 
europäischen Grenzwert für Babynahrung, d.h. 0,010 mg/kg, 
als Auslösewert für Bioprodukte gewählt. Der Auslösewert ist 
das Niveau, ab dem Ermittlungen gestartet werden müssen. Bei 
einer Überschreitung dieses Grenzwerts besteht ebenfalls der 
Verdacht, dass das Produkt nicht-biologischen Ursprungs sein 
könnte. Die EU-Öko-Verordnungen besagen, dass das Produkt 
bei einem solchen Verdacht zurückgezogen werden muss und 
nicht als Bioprodukt verkauft werden darf, bis dass der Verdacht 
aufgehoben wurde. Der Grenzwert, ab dem ein solcher 
Verdacht gerechtfertigt ist, wird jedoch nicht festgelegt.

Bio für Genießer!
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info@wiesengold.de • www.wiesengold.de 
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Dagegen wurde in den USA der Grenzwert für Bio-
Lebensmittel auf 5% der normalen Toleranzgrenze für 
Schadstoffe in konventionellen Lebensmitteln festgelegt. 
Wenn dieser Grenzwert überschritten ist, darf ein Produkt 
nicht mehr als Bioprodukt verkauft werden.

Um europäischen Erzeugern, Händlern, Verarbeitern und 
Zertifizierern zu helfen, das Problem der Rückstände in 
den Griff zu bekommen, hat die IFOAM EU Gruppe 2010 
begonnen, eine Reihe von Leitlinien für den Umgang mit 
Rückständen auszuarbeiten. Sie wurden von der Specialist 
Group on Organic Processing (IFOAM EU SGOP) erstellt, in 
Zusammenarbeit mit Mitgliedern der IFOAM EU Gruppe. Der 
Text wurde erstmalig im Oktober 2011 auf einer Konferenz in 
Lódź, Polen, präsentiert und der Kommission im November 
2011 über die Beratungsgruppe „Ökologischer Landbau“ 
vorgelegt. Die offizielle Vorstellung des Dokuments fand im 
Februar 2012 auf der BioFach statt. Die Leitlinien können auf 
der Webseite der IFOAM EU Gruppe unter folgendem Link 
eingesehen werden: http://www.ifoam-eu.org/workareas/
regulation/php/guidelineresidues.php

Die Leitlinien der IFOAM EU Gruppe stützen sich auf die 
Grenzwerte für Babynahrung, was die Auslösewerte 

für Ermittlungen angeht, mit einigen Anpassungen im 
Hinblick auf die Unsicherheits- und Konzentrationsfaktoren. 
Dazu gehören einige Ausnahmen, bei denen natürlich in 
Pflanzen vorkommende Chemikalien die Rückstandsanalyse 
beeinträchtigen.

Die Leitlinien sind nicht definitiv und müssen mithilfe 
der gesammelten Erfahrung angepasst werden. Dies 
beinhaltet ebenfalls eine Verbesserung der Empfehlungen 
für die Probenahme- und Testverfahren sowie Änderungen 
hinsichtlich der Auswertungen usw. Das Ziel der 
IFOAM EU Gruppe ist es, mit anderen Organisationen 
zusammenzuarbeiten, um die Leitlinien zu verbessern. 
Insbesondere erwarten wir gespannt die Veröffentlichung 
des EOCC-Dokumentes (European Organic Certifiers Council) 
über Leitlinien für Zertifizierer und hoffen, dass wir unsere 
Vorschläge mit diesen abstimmen können.

Das Ziel ist es, einen gemeinsamen Ansatz zu bieten, der 
von allen Beteiligten der Bio-Branche in der EU genutzt 
werden kann. Die IFOAM EU Gruppe begrüßt Beiträge von 
interessierten Parteien, um dieses Dokument alljährlich zu 
verbessern.

producenten en handel

BIOBIO KAP
Bio Quality Assurance
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Around 20 Dutch companies have cooperated since 2008 with the certification body Skal in the BIOKAP  
monitoring system for all organic vegetal ingredients.
Every year more than 1.000 pesticide residue analyses are made and shared by the participants.  
What do we do with these data?
 
• BIOKAP established action-values and contributed to the IFOAM EU guidelines for pesticide residues
•  BIOKAP recognize difficult quality topics, like the 4 IPA in cumin-seeds, the glyphosate case and  

cooperated with Fibl to find the right answers
• BIOKAP monitor labs and discuss with them quality topics in the field of analyzing methods
• BIOKAP uses the database for risk analyses: which crops (from which countries) shows serious risks
• BIOKAP cooperates with the certification body Skal to identify risks and find answers from CB’s
• BIOKAP contributes to reduce risks and to improve organic quality

For further information: www.biokap.com
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4. AktuEllE DIskussIoN Zur VErtIEfuNG DEr ÖkoloGIscHEN    
 VorscHrIftEN

4.1. Ausdehnung der Eu-Vorschriften auf neue kategorien von 
Bioprodukten
Keith Ball

Keith Ball, Berater im Bereich Verordnungen, IFOAM EU Gruppe, Keith.Ball@ ifoam-eu.org, www.ifoam-eu.org

Die Verordnungen zum ökologischen Landbau (EG) 
Nr. 834/2007, (EG) Nr. 889/2008 und (EG) Nr. 1235/2008 
beschränken sich auf landwirtschaftliche Erzeugnisse. 
Die meisten landwirtschaftlichen Erzeugnisse werden für 
Nahrungsmittel verwendet und fallen somit unter diese 
Verordnungen. Es gibt aber auch landwirtschaftliche 
Erzeugnisse, die keine Nahrungsmittel sind und deshalb 
durch andere Dienststellen der Kommission geregelt werden. 
Da sich diese normalerweise nicht mit dem ökologischen 
Landbau befassen, fällt die Verantwortung für diesen 
Bereich der Generaldirektion Landwirtschaft und ländliche 
Entwicklung zu, welche bei der Ausweitung der Verordnungen 
auf andere, nicht in ihrer Verantwortung liegende Bereiche 
Zurückhaltung gezeigt hat.

Eine Ausnahme stellt die Aquakultur dar, die teilweise der GD 
Mare unterliegt. Es besteht jedoch eine enge Verbindung zur 
GD Landwirtschaft und ländliche Entwicklung. Diese, und 
insbesondere der Ständige Ausschuss für den Ökologischen 
Landbau, treffen die abschließenden Entscheidungen zu den 
Aspekten der ökologischen Aquakultur. Dadurch sind die 
Vorschriften für die ökologische Aquakultur entstanden.

Im Folgenden handelt es sich um eine kurze Zusammenfassung 
der Lage, Bedürfnisse und Möglichkeiten der Bio-Zertifizierung. 
Außerdem werden Alternativen dargelegt, wo keine 
ökologischen Bestimmungen verfügbar sind. 

Im Artikel 59 der Verordnung (EC) Nr. 889/2008 steht: „Dieses 
Kapitel gilt nicht für Futtermittel für Heimtiere und Pelztiere“. 
Biofuttermittel für Heimtiere können somit nicht im 
Rahmen der Verordnung zertifiziert werden oder das EU-
Label tragen. Es gibt jedoch Länder, wo nationale oder private 
Normen herrschen und einige Zertifizierer solche Produkte 
gerne zertifizieren. 

Auf dem Kosmetikmarkt herrscht immer stärkere Konkurrenz. 
Es sind keine EU-Gesetze für Biokosmetika vorhanden und 
es gibt nur wenige nationale Vorschriften. Eine Ausnahme 

bildet Österreich. Normalerweise sind Ansprüche auf 
biologische Herstellung in diesem Bereich einzig durch das 
allgemeine Verbraucherschutzgesetz geregelt. Kosmetika 
unterliegen den Bestimmungen der GD Gesundheit 
und Verbraucher, die zurzeit für die Verordnung (EG) 
Nr. 1223/2009 über kosmetische Mittel eine Definition 
biologischer Kosmetikbestandteile ausarbeitet. Darin 
werden die Definitionen der Internationalen Organisation 
für Normung (ISO) bzw. ihrer Arbeitsgruppe, die sich mit 
der Entwicklung internationaler Definitionen für biologisch 
hergestellte Kosmetikbestandteile befasst, anerkannt. Da der 
Prozess möglicherweise einer unerwünschten Einflussnahme 
durch größere nicht-biologisch produzierende Hersteller 
unterliegen könnte, ist ein starker Beitrag aus dem Bio-
Sektor erforderlich. Doch auch nach Bewältigung dieser 
bedeutenden Aufgabe kann es immer noch kritische 
Uneinigkeiten geben, die es zu mäßigen gilt. In Europa 
gibt es zwei für die Normsetzung zuständige Hauptorgane: 
COSMOS-Standard, gegründet von der Hauptorganisation 
für Normen für biologische und natürliche Kosmetika 
(heute ein unabhängiger gemeinnütziger Verein) und 
NaTrue, ein unabhängiger Verband, der ursprünglich von 
Kosmetikherstellern gegründet wurde. Die Unterschiede 
zwischen den jeweiligen Normen sind zwar gering, 
doch aufgrund der unterschiedlichen Ansätze sind eine 
Einigung bezüglich Gleichwertigkeit sowie die Anwendung 
gemeinsamer Standards in naher Zukunft unwahrscheinlich. 
Außerhalb Europas ist NaTrue eng mit der ANSI-Norm 
verknüpft. Auf Zertifizierungsebene bestehen außerdem 
Verbindungen, welche auf eine verbesserte transatlantische 
Harmonisierung in der Zukunft schließen lassen. 

Für Haushalts- und Reinigungsprodukte existieren keine 
gemeinsamen Standards. Diese Produkte fallen auch nicht 
in den Kompetenzbereich der Öko-Verordnungen, obwohl in 
manchen Fällen die Normen für kosmetische Mittel anwendbar 
sind. Ökologische Gütesiegel, wie beispielsweise das EU-
Umweltzeichen, sind zwar von großer Bedeutung, beziehen 
sich jedoch nicht spezifisch auf die biologische Produktion. 

Aktuelle Diskussion zur Vertiefung der ökologischen Vorschriften

mailto:Keith.Ball@ ifoam-eu.org
http://www.ifoam-eu.org/
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Verordnung (EG) Nr. 1254/2008 ist die erste Verordnung, 
die sich mit Biohefe befasst. Nun sollte dies auch für 
Verordnungen über andere Mikroorganismen gelten, 
beispielsweise Bakterienkulturen, die zur Herstellung 
biologischer Milchprodukte angelegt werden. Bei der 
Verwendung des Zusatzstoffes Rosmarinextrakt ist die 
biologische Form schon vorgeschrieben, während bei vielen 
anderen Zusatz- und Verarbeitungshilfsstoffen, z.B. bei 
Gummi arabicum oder bei Wachsen, keine oder nur geringe 
Änderungen der Verordnung nötig wären, damit auch diese 
in biologischer Form vorlägen. Genauso sollte zukünftig 
die Herstellung von Enzymen in biologisch zertifizierten 
Substraten möglich sein.

Traditionelle pflanzliche Arzneimittel werden durch nationale 
Behörden zusammen mit der GD Gesundheit und Verbraucher 
geregelt. Eingetragene pflanzliche Arzneimittel können 
als biologisch deklariert werden, es liegen jedoch keine 
gemeinsamen Leitlinien oder Bestimmungen bezüglich 
der Form dieses Anspruchs oder der Verwendung von 
Zertifizierer-Logos vor.

Im Gegensatz zu den erwähnten Bereichen ist der 
Textilsektor durch die Kontrolle biologisch hergestellter 
Textilien von Er folg und Einvernehmen geprägt. 
Vorherrschend sind die Globalen Standards für ökologische 
Textilien (GOTS). Zugelassene Zertifizierungsorgane können 
weltweit Produkte gemäß diesen Normen zertifizieren, 
die diesen Standards entsprechen, was wiederum zur 
Ausdehnung des Freihandels mit den zertif izierten 
Materialien und zur Stärkung des Sektors geführt hat. 2011 
hat das National Organic Programme des amerikanischen 
Landwirtschaftsministeriums die GOTS offiziell anerkannt. 
Der Einflussbereich dieser international anerkannten 
Normen könnten ausgeweitet werden, wenn auch die EU sie 
anerkennen würde. 

Im Bereich der ökologischen Verpflegung im Hotel- 
und Gaststättengewerbe ist die Situation innerhalb 
der EU unterschiedlich, da es den Mitgliedsstaaten 
gemäß Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 834/2008 
freisteht, nationale Vorschriften anzuwenden. So sind 
innerhalb Europas verschiedene Märkte entstanden, 
was jedoch die Unternehmer aufgrund des geringen 
grenzüberschreitenden Verkehrs bei der Massencatering 
nicht beeinträchtigt.

Die Verordnung sieht bei der Viehwirtschaft für mehrere 
Tierarten keine besonderen Bestimmungen vor, darunter 
bei Hirschen, Kameliden, Bubalus- und Bison-Arten und 
Hasentieren. Es gibt private und nationale Normen, die 
diese Lücken füllen und einige Züchter, die sich im Rahmen 
der bestehenden Verordnung bewegen. Nicht nur bei der 

Viehwirtschaft, sondern auch bei der Aquakultur gibt es eine 
begrenzte Anzahl gezüchteter Arten, welche die Verordnung 
nicht deckt. Eine Ausdehnung der Verordnung auf weitere 
Arten, für die es bisher keine spezifischen Normen gibt, würde 
von vielen Seiten begrüßt werden. 

Ein weiterer Bereich, der in die Verordnung aufgenommen 
werden könnte, sind Biokraftstoffe. Der Begriff Biokraftstoffe 
wird allgemein verwendet, obwohl Biokraftstoffe oft gar 
keine biologischen bzw. ökologischen Elemente enthalten. 
Dies muss geregelt werden, damit auch Bestimmungen 
für Bioenergie liefernde Kulturpflanzen und die daraus 
produzierten Energieerzeugnisse erlassen werden 
können. EU-weite Normen für ökologische Forstwirtschaft 
würden schließlich die ökologische Zertifizierung von 
forstwirtschaftlichen Erzeugnissen und Erzeugnissen 
aus Waldgebieten (mit Ausnahme von bspw. Nutzholz) 
ermöglichen. Durch die Miteinbeziehung der Carbon 
Certification könnte sich die nachhaltigste Form der 
Forstwirtschaft so auch mühelos ökologisch vermarkten. 

Andere Bereiche sind zwar implizit in den Öko-Verord-
nungen vorhanden. Sie finden jedoch in der aktuellen 
Version der Verordnungen nicht genügend Erwähnung, 
um auch eine beständige und einvernehmliche Erzeugung 
innerhalb der EU zu ermöglichen. Über den Anbau in 
Gewächshäusern wird in der EU heftig diskutiert und 
die IFOAM EU Gruppe hat aktiv mit Interessengruppen 
zusammengearbeitet, um in diesem Bereich Informationen 
und Leitlinien bereitzustellen. Die Kommission hat sich an 
die Sachverständigengruppe Ökolandbau (engl. kurz EGTOP) 
gewandt, um Leitlinien für die Entwicklung detaillierter 
Normen für den Anbau in Gewächshäusern zur Verfügung 
zu stellen. Bald wird sich die Sachverständigengruppe 
Ökolandbau auch mit der Geflügelerzeugung befassen und 
Empfehlungen zur Klärung und Weiterentwicklung der Öko-
Verordnungen formulieren, insbesondere in Bezug auf die 
Zuchtbestände. Die IFOAM EU Gruppe hat die verschiedenen 
Ansichten innerhalb des Bio-Sektors zusammengetragen 
und konnte so bei den Normen für die biologische 
Geflügelerzeugung und den Anbau in Gewächshäusern 
Erfolge erzielen. 

Zweifelsohne werden klare Normen, die den Rahmen der 
aktuellen Fassung der Verordnungen ausweiten und klären, 
auch diesen bedeutenden Bereichen zugutekommen. Die 
Sachverständigengruppe Ökolandbau wird sich auch mit 
der biologischen Verarbeitung und der erneuten Prüfung 
der Zusatz- und Verarbeitungshilfsstoffe in Anhang XIII 
auseinandersetzen. Man erhofft sich, dass die von der IFOAM 
EU Gruppe formulierten Fortschritte bei der Umweltleistung 
ökologisch arbeitender Akteure der Lebensmittelkette erzielt 
werden können. 
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Es ist Aufgabe der Kommission, dem Parlaments und dem 
Rat kurz über die Entwicklung der EU-Öko-Verordnungen 
in den letzten drei Jahren zu berichten. Die diesem Bericht 
folgende Einschätzung wird bis 2012/2013 erwartet. Dies 
stellt eine ideale Gelegenheit dar, Bestimmungen für die oben 

erwähnten Bereiche zu erlassen, die noch nicht Eingang in 
die Verordnungen gefunden haben. Somit könnten auch die 
ökologisch arbeitenden Akteure ermutigt werden, den Sektor 
mit den Inhaltsstoffen für die neuen Produkte zu versorgen.

4.2. flexibilität – eine noch ungenutzte Gelegenheit, um die Öko-
Verordnung voranzutreiben
Sybille Kyed

Sybille Kyed, leitende Beraterin Politik und ökologischer Landbau, Organic Denmark, sk@ okologi.dk, www.okologi.dk

Innerhalb der Öko-Verordnungen muss Flexibilität 
geschaffen werden, sodass eine dynamische Entwicklung 
des ökologischen Landbaus gewährleistet und die Ziele 
und Prinzipien des Sektors erreicht werden können. Kein 
Land darf dabei ausgeschlossen werden, gleichzeitig soll 
der Sektor auf zukünftige Erwartungen reagieren können. 
Um das Vertrauen der Verbraucher in die biologische 
Erzeugung aufrechtzuerhalten, ist eine dynamische 
Entwicklung von grundlegender Bedeutung. Die IFOAM EU 
Gruppe ist der Meinung, dass die Änderung der Verordnung 
(EG) Nr. 834/2007 und die Einführung eines Verfahrens 
im Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 889/2008, mithilfe 
dessen die Mitgliedsstaaten bei besonderen Bedürfnissen 
Ausnahmeregelungen beantragen können, in diesem Sinne 
wichtige Schritte sind.

¢ Benötigte Flexibilität innerhalb der EU-Öko-
Verordnungen

In der EU sind viele verschiedene Länder mit unterschiedlichen 
Traditionen, Kulturen, Möglichkeiten und nicht zuletzt 
Erfahrungen in der ökologischen Landwirtschaft vereint.

Die Durchführungsvorschriften des ökologischen Landbaus 
(Verordnung (EG) Nr. 889/2008) zeigen den Entwicklungsstand 
des landwirtschaftlichen Sektors und der Praxis zum Zeitpunkt 
der Verabschiedung der Verordnung. In einigen Bereichen 
entsprechen die Vorschriften den Zielen und Prinzipien 
ökologischer Landwirtschaft und ökologisch erzeugter 
Lebensmittel, während der Sektor in anderen Bereichen 
seinen eigenen Vorstellungen der ökologischen Praxis noch 
nicht gerecht wird.

Damit der Bio-Sektor sich in den Bereichen weiterentwickeln 
kann, in denen seine Prinzipien nicht ausreichen oder neue 
Möglichkeiten aufgetaucht sind, muss ein Fortschritt der 
ökologischen Erzeugung gewährleistet sein, der weder 

benachteiligte Staaten oder Regionen ausschließt noch 
Staaten zurückhält, die eine weiterführende Entwicklung 
anstreben und dazu auch in der Lage sind.

Die Erfahrungen haben gezeigt, dass landesspezifische 
Unterschiede die Weiterentwicklung der Durchführungs-
vorschriften erschweren. Wenn im Rahmen der ökologischen 
Landwirtschaft und der ökologisch erzeugten Lebensmittel 
die Weiterentwicklung nicht gefördert wird, so werden die 
Öko-Verordnungen stagnieren und eine Verbesserung des 
Sektors auf EU-Ebene hemmen. Sollte die Kommission jedoch 
für eine raschere Verbesserung der Durchführungsvorschrif-
ten sorgen, z.B. mittels der mit dem Vertrag von Lissabon 
eingeführten delegierten Rechtsakte, besteht die Gefahr, dass 
Länder deren Bio-Sektor weniger weit entwickelt ist, niemals 
einen funktionsfähigen ökologischen Sektor entwickeln 
werden können. 

Flexibilität wird auch benötigt, damit der Sektor auf neue 
Forderungen eingehen kann, bspw. Bestimmungen, die sich 
dem Klimawandel widmen. Nur so kann der Bio-Sektor der 
Zukunft geschaffen werden.

¢ Ausnahmeregelungen und Rechtsrahmen

Die alte Öko-Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 beinhaltete 
viele Ausnahmeregelungen. Einige davon sollten nur 
vorübergehend wirken und mit der Entwicklung des Sektors 
nach und nach wieder aufgehoben werden. Andere waren 
unbefristet und beispielsweise aufgrund besonderer 
klimatischer oder geographischer Unterschiede entstanden.

Beispiele dafür sind Ausnahmeregelungen in den folgenden 
Bereichen: Verwendung von Spurennährstoffen, externe 
Düngung, Pflanzenschutzmittel, Verwendung nicht-
biologischen Pflanzenmaterials und Saatguts, nicht-
biologische Futtermittel und Vieh, Freilandhaltung, 
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Enthornung und Kastration von Stieren und Ferkeln, 
Verwendung nicht-biologischer Inhaltsstof fe und 
Verarbeitungshilfsstoffe bei der Lebensmittelverarbeitung. 

Nebst diesen in der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 
enthaltenen Ausnahmeregelungen, die auch mit der neuen 
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 übernommen wurden, stand es 
den Mitgliedsstaaten frei, innerhalb ihres Gebietes

strengere Normen bei der Viehhaltung anzuwenden. Laut 
Erwägungsgrund 24 der Verordnung (EWG) Nr. 1804/99 gilt: 
„Angesichts der Vielfalt der eingeführten Methoden, die bei 
der ökologischen tierischen Erzeugung in den verschiedenen 
Mitgliedstaaten besteht, sollten die Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit haben, auf die in ihrem Gebiet erzeugten Tiere 
und tierischen Produkte strengere Vorschriften anzuwenden.“

Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 hält fest: „Was 
jedoch die in Anhang I Teil B genannten Vorschriften für die 
tierische Erzeugung anbelangt, so können die Mitgliedstaaten 
hinsichtlich der in ihrem Gebiet erzeugten Tiere und tierischen 
Erzeugnisse strengere Vorschriften anwenden, sofern diese 
Vorschriften sich im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht 
befinden und die Vermarktung anderer Tiere oder tierischer 
Erzeugnisse, die den Anforderungen der Verordnung 
genügen, weder untersagen noch beschränken.“

Erwägungsgrund 24 und Artikel 12 spiegeln die Stellungnahme 
des Wirtschafts- und Sozialausschusses wider, die am 28. 
April 1997 während der Erstellung des Rechtsaktes (der alten 
Verordnung) zur tierischen Erzeugung veröffentlicht wurde: 

1.13. Der Ausschuss ist sich allerdings der Tatsache bewusst, 
dass die regionalen Unterschiede hinsichtlich der natürlichen 
und klimatischen Gegebenheiten in der EU groß sind. Außerdem 
bestehen auch Unterschiede zwischen den verschiedenen 
Tierarten. Eine völlige Harmonisierung ist daher unmöglich. 
Geboten ist vielmehr eine gewisse Flexibilität, die den 
Mitgliedstaaten die Einführung nationaler Vorschriften 
erlaubt, die nicht im Widerspruch zu den an die ökologische 
Erzeugung gestellten wesentlichen Anforderungen stehen 
und auch nicht zu Wettbewerbsverzerrungen führen. Die 
nationalen Zertifizierungsstellen müssen die Kriterien der 
Gemeinschaftsnormen Nr. 45011 und 45012 erfüllen.

1.14. Nach Ansicht des Ausschusses sollten die auf diesen 
Unterschieden beruhenden Vorschriften von den nationalen 
Kontrollbehörden in Zusammenarbeit mit den betroffenen 
Erzeugerverbänden, Kontrollorganen und Verbrauchervertretern 
beschlossen werden. Dann sollten sie der Kommission und den 
Mitgliedstaaten mitgeteilt werden, damit diese Einwände erheben 
können und, falls solche vorliegen, ein Verfahren gemäß Artikel 14 
der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 eingeleitet wird.

Als jedoch die Verordnung (EG) Nr. 834/2007 verabschiedet 
wurde, gab man diese Möglichkeit, auf nationaler Ebene 
strengere Vorschriften zu erlassen, auf. Gemäß Artikel 
34.2 dieser Verordnung können die Mitgliedstaaten 
nur strengere Vorschriften anwenden, sofern diese 
auch für die nicht-biologische Erzeugung gelten. Der 
Hauptunterschied zum Artikel 12 der vorhergehenden 
Verordnung ist, dass Artikel 34 der neuen Verordnung sich 
nur mit dem grenzüberschreitenden freien Verkehr von 
Erzeugnissen befasst. Im Artikel 12 hingegen ging es darum, 
Mitgliedsstaaten die Möglichkeit zu geben, einen Ansatz zu 
verfolgen, der im Hinblick auf die ökologischen Prinzipien 
die landesspezifischen Besonderheiten des betroffenen 
Mitgliedstaates widerspiegelte. 

¢ Beeinträchtigung der Flexibilität und 
dynamischen Entwicklung

Es bestehen zurzeit drei Hemmnisse, die die oben 
beschriebene Flexibilität und dynamische Entwicklung 
innerhalb des ökologischen Landbaus beeinträchtigen.

1. Gemäß Artikel 22 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 kann 
Flexibilität innerhalb der ökologischen Verordnungen 
nur mittels Durchführungsvorschriften, welche die 
Verordnung (EG) Nr. 889/2008 ergänzen oder abändern, 
erreicht werden. Bisher hat die Kommission keine 
Ausnahmeregelungen vorgebracht, die nicht schon im 
Rahmen der vorhergehenden Verordnung festgehalten 
waren.

2. Es gibt kein Verfahren, mithilfe dessen die Mitgliedsstaaten 
aufgrund besonderer Bedürfnisse Ausnahmeregelungen 
beantragen können.

3. Die Mitgliedsstaaten können keine strengeren Vorschrif-
ten beantragen.

¢ Verbesserte Möglichkeiten für mehr 
Flexibilität und eine dynamische 
Entwicklung

Nach Ansicht der IFOAM EU Gruppe sollten die folgenden 
Schritte unternommen werden, um bessere Bedingungen für 
mehr Flexibilität und eine dynamische Entwicklung zu schaffen.

1. Änderung der Verordnung (EG) Nr. 834/2007, sodass es 
den Mitgliedsstaaten erlaubt ist, strengere Vorschriften 
anzuwenden.

2. Einführung eines Verfahrens im Rahmen der Ver-
ordnung (EG) Nr. 889/2008 mit Hinweis auf Artikel 22 
der Verordnung (EG) Nr. 834/2007, mithilfe dessen 
die Mitgliedsstaaten bei besonderen Bedürfnissen 
Ausnahmeregelungen beantragen können.
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Beide Schritte sind erstrebenswert, doch wäre es auch 
möglich, den einen ohne den anderen zu unternehmen. 
Die bloße Änderung der Verordnung (EG) Nr. 834/2007, um 
den Mitgliedsstaaten innerhalb ihres Gebietes strengere 
Vorschriften zu erlauben, würde bis zu einem gewissen Grad 
den Druck, bessere ökologische Vorschriften zu erlassen, 
mindern. Obwohl dies ein wichtiger Schritte wäre, sind die 
Auswirkungen beschränkt, da die Unternehmer aus Angst, 
durch strengere Vorschriften im eigenen Land Einbußen in 
der Wettbewerbsfähigkeit gegenüber anderen Ländern zu 
erleiden, das Potenzial wohl nicht voll ausschöpfen werden. 

Durch die bloße Einführung eines Verfahrens mithilfe dessen 
die Mitgliedsstaaten Ausnahmeregelungen beantragen 
können, benötigten diejenigen Länder, die sich bloß auf die 
Öko-Verordnungen stützen, private Normen mithilfe derer 
sie über die gemeinsamen Normen hinaus gehen und somit 
auf nationale und internationale Gegebenheiten reagieren 
könnten. Diese Situation ist für den Bio-Sektor nicht in allen 
Ländern zufriedenstellend.

4.3. unser Ziel: 100 % Biofuttermittel
Dorota Metera und Carlos Palacios Riocerezo

Dorota Metera, Vorsitzende bei BIOEKSPERT Ltd., dorota.metera@ gmail.com, www.bioekspert.waw.pl; Carlos Palacios Riocerezo, Tierarzt, Professor an der agrar- 
und umweltwissenschaftlichen Fakultät der Universität Salamanca, Fachmann für Ernährung und Fortpflanzung kleiner Wiederkäuer, carlospalacios@ colvet.es, 
carlospalacios@ usal.es, Tel.: 0034659909488, www.usal.es

Bei der Diskussion um Biofuttermittel handelt es sich 
immer noch um eine Auseinandersetzung zwischen den 
grundlegenden Regeln des ökologischen Landbaus und 
der Realität der Marktentwicklung. Jeder, der sich mit Herz 
und Seele für die Weiterentwicklung des ökologischen 
Landbaus einsetzt, unterstützt natürlich die Idee, dass die 
für Biofuttermittel verwendeten Rohstoffe biologisch sein 
sollten, d.h. aus biologischen oder zumindest nachhaltigen 
Systemen stammen sollten. Strukturelle und klimatische 
Unterschiede zwischen den Mitgliedsstaaten stellen für 
Landwirte, Verarbeiter und Händler jedoch Probleme bei der 
Umsetzung dar. 

Die IFOAM EU Gruppe hat sich schon immer für eine 
Entwicklung hin zu 100% Biofuttermitteln für Wiederkäuer, 
und jüngst auch für monogastrische Tiere, eingesetzt. Es ist 
aber immer wieder wichtig, zu betonen, dass zur Erreichung 
dieses Ziels schrittweise vorzugehen ist. Dadurch haben 
Landwirte die Möglichkeit, mit der Erzeugung weiterzufahren, 
während der Übergangsphase Problemen im Bereiche 
Tierschutz vorzubeugen und die sichere Versorgung der 
Verbraucher aufrechtzuerhalten.

¢ Die Rolle der Politik

Die bedeutendste Aufgabe der politischen Entscheidungs-
träger ist es, eine positive Atmosphäre zu schaffen und 
Landwirte und (Futtermittel-)Verarbeiter, die sich für 100% 
biologisch hergestellte Futtermittel einsetzen, mithilfe 
politischer und finanzieller Instrumente zu unterstützen. Ein 
Beispiel dafür ist der schrittweise Ansatz zur Änderung der 

Öko-Verordnungen, bei dem der Anteil nicht-biologischer 
Rohstoffe nach und nach verringert wird und dabei klar auf 
das Ziel, 100% Biofuttermittel, hingewiesen wird. Dadurch 
können sich Erzeuger nach Bezugsquellen für biologische 
Inhaltsstoffe umsehen.

Eine zusätzliche Unterstützung dieses Ansatzes könnte durch 
finanzielle Mechanismen gewährleistet werden, beispielsweise 
die finanzielle Unterstützung von insbesondere ökologischen 
Landwirten, die Leguminosen zu Futtermittelzwecken 
anbauen. Die einheitliche Durchführung solcher Programme 
ist wichtig, damit die Erzeugnisse geerntet und in die 
Lebensmittelkette eingegliedert werden können. Auch die 
Unternehmen, die im Bereich der Biofuttermittel tätig sind, 
sollten mit eingebunden werden. Einerseits könnten sie so 
Verarbeitung und Handel den Erwartungen der Biobauern 
anpassen. Andererseits kann dadurch die Zuverlässigkeit 
dieser alleinstehenden Produktionsbranche, die eine solch 
besondere Behandlung erfordert, sichergestellt werden.

¢ Die Rolle der Industrie

Es gibt eindeutige Belege dafür, dass in Europa im 
konventionellen System der tierischen Erzeugung nicht 
genügend Proteine für Futtermittel verfügbar sind - dieselbe 
Situation findet man im Bio-Sektor vor. Die wichtigste 
Proteinquelle für Futtermittel sind Sojabohnen. Diese werden 
aus klimatischen und wirtschaftlichen Gründen meistens auf 
der anderen Erdhalbkugel angebaut. Solange Landwirte und 
Verbraucher keine klaren Signale senden und bereit sind, für 
100% Biofuttermittel bzw. für die tierischen Enderzeugnisse 
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mehr zu bezahlen, wird die Futtermittelindustrie nicht gewillt 
sein, die nötigen Bestandteile vermehrt innerhalb der EU zu 
produzieren. In den meisten Fällen handelt es sich nur um 
eine Frage des Preises, doch in einigen weniger entwickelten 
Mitgliedsstaaten, in denen es bisher keine Verarbeiter von 
Biofuttermitteln gibt, stellt die Vorschrift, dass Futtermittel 
zu 100% aus biologischen Rohstoffen bestehen müssen, eine 
unüberwindbare Hürde dar. 

Die biologische Futtermittelindustrie sollte auch ihren Teil 
zur Entwicklung hin zu 100% Biofuttermitteln beitragen, 
indem mittels vermehrter Verwendung lokaler Leguminosen 
und Investition in Innovation & Entwicklung genügend 
pflanzliche Proteine der erforderlichen Qualität zur 
Verfügung gestellt werden. Zur Förderung der schrittweisen 
Veränderung hin zu 100% Biofuttermitteln ist es wichtig, die 
Futtermittelverarbeiter, Landwirte und andere Akteure der 
Biolebensmittelkette mit einer an die Verbraucher gerichteten 
Informationskampagne zu unterstützen. Diese soll das 
Bewusstsein für die Ursache der teureren Produktpreise 
fördern, ebenso wie auf den Mehrwert der Erzeugnisse 
aufgrund des erhöhten Anteils an Biofuttermitteln und des 
europäischen Ursprungs aufmerksam machen.

¢ Die Rolle der Wissenschaft

Auch die Wissenschaft soll gezielt tätig werden und 
alle erdenklichen Erfindungen einsetzen, um kurz- und 
langfristige Lösungen zu finden. Jüngste Tendenzen eines 
„Wettbewerbsdenkens“ im Bio-Sektor haben zu einer 
intensiveren Produktion tierischer Erzeugnisse geführt. 
Diese Intensivierung ist in manchen Fällen vor allem auf 
die Ergebnisse von Zuchtprogrammen und die weltweite 
Verbreitung von Tierseuchen zurückzuführen. Die neuen 
Herausforderungen der Märkte sollten Wissenschaftler 
dazu anregen, im Rahmen der Ziele und grundlegenden 
Prinzipien des ökologischen Landbaus nach innovativen 
Lösungen zu suchen. Die Entwicklung von nachhaltigen 
und halbextensiven, an die einheimischen Züchtungen 
angepassten Systemen ist aufgrund ihres Nutzens für die 
Umwelt erstrebenswert. Forschungsgruppen, die sich 
mit diesen neuen Prioritäten befassen, müssen intensive 
Unterstützung erhalten. Dabei gilt es, das Gleichgewicht 
zwischen Innovation, Zuverlässigkeit, Nachhaltigkeit und den 
Erwartungen der Verbraucher jederzeit zu berücksichtigen. 

¢ Die Rolle der Landwirte

Der Zusammenschluss der Landwirte spielt bei der 
gemeinsamen Suche nach Lösungen für die Entwicklung hin 
zu 100% Biofuttermitteln möglicherweise eine entscheidende 
Rolle. Formelle oder informelle Erzeugergruppen könnten 
zusammen den Futtermittelanbau planen und Lieferanten 

ausfindig machen, die sie mit den nötigen Rohstoffen und 
Futtermitteln versorgen. In einigen Regionen finden solche 
Prozesse bereits statt, doch in großen Ländern bestehen 
Hindernisse, da sich die ökologischen Zuchtbetriebe weit 
voneinander entfernt befinden. In Ländern mit aufstrebenden 
Märkten wird die Wirksamkeit gemeinsamer Ansätze auch 
durch historische Vorurteile gegenüber Zusammenarbeit 
und modernem „Wettbewerbsdenken“ im postsozialistischen 
Block beeinträchtigt. Nationale Beratungssysteme und 
Verbände biologischer Landwirte sollten mit einbezogen 
werden, um beispielsweise bei der Organisation von 
Informationsaustausch-Seminaren Hilfe zu leisten und 
Hindernisse für die Zusammenarbeit aus dem Weg zu 
räumen. Dies benötigt jedoch seine Zeit. Während dieses 
Prozesses ist es auch wichtig, auf die technische Beratung 
von Fachleuten wie Agronomen und Tierärzten einzugehen. 
Sie sollten am Prozess beteiligt sein und dafür ausgebildet 
werden, das System bei diesem Mentalitätswandels zu 
beraten und zu unterstützen. Gemeinsam können und werden 
Landwirte, Fachleute und andere Beteiligte Bereiche der 
Produktionssysteme, beispielsweise die gehaltenen Zuchttiere 
und die verwendeten Futtermittel, verändern.

¢ Die IFOAM EU Gruppe

Die IFOAM EU Gruppe ermöglicht den Gedankenaustausch 
zwischen den verschiedenen Akteuren – Erzeugern, 
Verarbeitern, Händlern, Fachleuten, Wissenschaftlern und 
politischen Entscheidungsträgern – und ihren Perspektiven. 
Das dadurch verbesserte Verständnis für Probleme bietet 
Gelegenheit für eine gemeinsame Suche nach Lösungen, 

http://www.culinar.lv
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sodass ein für alle Beteiligten annehmbarer Konsens 
erreicht werden kann. Dabei dürfen wir die Erwartungen 
der Verbraucher im Hinblick auf Qualität und Preis der 

Bioprodukte nicht aus den Augen verlieren, denn sie werden 
das letzte Wort haben. 

4.4. Die Zukunft der Vorschriften für biologische Verarbeitung und 
lebensmittel – Nachhaltigkeit als Ziel
Alex Beck und Yvonne Henkel

Dr. Alexander Beck, Geschäftsführer, alex.beck@ aoel.org; Yvonne Henkel, Umwelt- & Nachhaltigkeitsmanagement, yvonne.henkel@ aoel.org, 
Assoziation ökologischer Lebensmittelhersteller - AoeL, www.aoel.org 

¢ Nachhaltigkeit bei der 
Lebensmittelerzeugung

Der Begriff Nachhaltigkeit wird heutzutage sehr häufig 
verwendet und ist in aller Munde, dennoch gibt es keine 
klare Definition seiner Bedeutung. Im Lebensmittelsektor trifft 
man den Begriff in der Werbung und bei Ökowaschmitteln im 
Übermaß an. 

Es gilt zu verstehen, dass in unserer Welt - der einzigen, die 
wir haben – Ressourcen nur beschränkt verfügbar sind. Sind 
wir nicht bereit, uns dessen bewusst zu werden, wird dies 
verheerende Folgen mit sich ziehen. Die Furcht vor dieser 
Realität war der Ursprung der Ökobewegung, die heute in 
Europa zu einem bedeutenden Markt mit einem Umsatz von 
20 Milliarden Euro angewachsen ist. 

Der Lebensmittelsektor muss deshalb seine gesamte 
ökologische, soziale und kulturelle Verantwortung 
übernehmen. Dabei sollte der Biolebensmittelsektor 
aufzeigen, wie ein nachhaltiges System praktisch umgesetzt 
werden kann.

¢ Nachhaltigkeit und Umweltorientierung der 
Bio-Lebensmittelkette

Wir stehen also vor der Aufgabe, auf privater und 
Unternehmensebene Konzepte zu erarbeiten, die bei der 
Umstellung auf einen nachhaltigen Nahrungsmittelsektor 
unterstützend wirken. An erster Stelle steht die Förderung 
der Betriebe, die umweltfreundlich, fair und marktfähig in 
der Lebensmittelkette tätig sind. Es gilt, die weit verbreiteten 
Konzepte zu meiden, die sich nur auf einzelne Aspekte 
konzentrieren (bspw. den CO2-Ausstoss) und stattdessen eine 
ganzheitliche Strategie zu verfolgen. In diesem holistischen 
Ansatz liegt die Stärke der Ökobewegung. 

Ve r b r a u c h e r  e r w a r t e n ,  d a s s  B i o p r o d u k t e  a u f 
umweltfreundliche Weise hergestellt, verarbeitet und 
gehandelt werden. Dessen sind wir uns bewusst, dennoch hat 
der Aspekt der Umweltfreundlichkeit erst teilweise Eingang in 
die Öko-Verordnung gefunden. Wir sind der Ansicht, dass der 
richtige Zeitpunkt gekommen ist, dies zu ändern. 

Die jüngste Debatte um das Umweltzeichen für 
Nahrungsmittel hat klar gezeigt, dass auch auf politischer 
Ebene Bedarf nach einer weiterführenden Entwicklung der 
Öko-Verordnung hin zu mehr Umweltorientierung in der 
gesamten Lebensmittelkette besteht. 

Deshalb müssen wir im Rahmen der Öko-Verordnungen 
baldmöglichst auf die Lebensmittelkette ausgerichtete 
umweltfreundliche Konzepte erarbeiten. Von Bedeutung 
ist dies insbesondere für Konzepte, die schon in der Praxis 
bestehen und geprüft wurden. Ziel ist die Verbesserung 
der Umweltleistung innerhalb der Biolebensmittelkette 
und, infolgedessen, der Bio-Nahrungsmittel. Sie sollen als 
übergreifendes Konzept für die am weitesten fortgeschrittene, 
ganzheitlich orientierte, nachhaltige Erzeugergruppe des 
Nahrungsmittelsektors gelten.

Entsprechend der Bestimmungen von Artikel 3 und 4 
der Verordnung (EG) Nr. 834/2007, schlägt die IFOAM 
EU Gruppe vor, weitere Bestimmungen im Hinblick auf 
die Umweltleistung von Betrieben einzuführen, die im 
ökologischen Landbau, der ökologischen Verarbeitung und 
dem ökologischen Handel tätig sind.

Als Grundlage für die Prüfung der Umweltleistung 
eines Betriebs soll gelten, ob Verwaltungsverfahren zur 
erforderlichen Datenerhebung verfügbar sind. Die IFOAM 
EU Gruppe empfiehlt deshalb, in die Öko-Verordnungen als 
erstes die Bestimmung aufzunehmen, dass in Biobetrieben 
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ein Umweltmanagement-System zum Einsatz kommen muss. 
Dieses System soll garantieren, dass das Unternehmen ein 
„wirksames Instrument zur Messung und Prüfung seiner 
Umweltleistungen und -einflüssen“ eingeführt hat. Aufgabe 
der Kommission wäre es, diese Bestimmungen im Rahmen 
der Verordnung zu erlassen und dabei Art und Größe des 
Betriebes zu berücksichtigen. Das System soll effizient sein 
und insbesondere für kleine Betriebe keine bürokratische 
Last darstellen.

¢ Notwendige Neufassung der EU-
Bestimmungen für die Verarbeitung von 
Biolebensmitteln

Jahrelang sind die technischen Details der Verarbeitung 
von Biolebensmitteln nicht überprüft worden. Bei der 
Überarbeitung ist die wichtigste Aufgabe, die Authentizität 
und Natürlichkeit von Biolebensmitteln zu schützen oder 
zu fördern und sich für Bestimmungen zu entscheiden, 
die das Vertrauen der Verbraucher stärken. Die rechtlichen 
Rahmenbedingungen haben sich verändert. Die neue 
Verordnung (EG) Nr. 1331/2008 über Lebensmittelzusatzstoffe, 
Enzyme und Aromastoffe verlangt eine Anpassung der Öko-
Verordnungen und stellt neue Herausforderungen für den 
Bio-Sektor dar.

¢ Erlaubte Zusatzstoffe und Methoden bei 
der ökologischen Verarbeitung

Gemäß Artikel 19 (3) der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 
besteht die Möglichkeit, Verarbeitungsmethoden bei 
der Verarbeitung biologisch hergestellter Lebensmittel 
auszuschließen. Dies ist ein wichtiger Schritt, den es jedoch 
noch richtig umzusetzen gilt. Es muss geprüft werden, ob die 
Methoden den Zielen und Prinzipien der Öko-Verordnung 
entsprechen. Bei Uneinigkeit, ob eine Methode zulässig ist 
oder nicht, könnte die Sachverständigengruppe Ökolandbau 
(EGTOP) die Prüfung übernehmen. Im Bio-Sektor bedarf es 
einer Diskussion zur Bestimmung der Methoden, die bei der 
ökologischen Erzeugung verboten werden sollen. Konsens 
besteht jedoch bereits im Hinblick auf das erforderliche 
Verbot von Ionenaustauschharz- und Adsorbertechnologien 
(mit  Ausnahme besonderer  Ver fahren,  z . B .  die 
Herstellung biologischer Milchprodukte mit reduziertem 
Mineralstoffgehalt für die Säuglingsnahrung).

Nach Ansicht der IFOAM EU Gruppe und des Bio-Sektors soll 
Anhang VIII so kurz wie möglich gehalten werden. Er soll 
sorgfältigen Verarbeitungspraktiken entsprechen und dem 
Prinzip folgen, dass für die Herstellung von Biolebensmitteln 
so wenig Zusatz- und Verarbeitungshilfsstoffe wie möglich 
zu verwenden sind. Anhang VIII sollte auf dem neusten 
Stand sein, um die Veränderungen der allgemeinen 

Lebensmittelverordnung und Methoden sowie die 
Verfügbarkeit biologischer Materialien zu widerspiegeln. 
Anhang IX muss genau überprüft werden, da viele 
Erzeugnisse heute schon in Bio-Qualität verfügbar sind. Die 
Sachverständigengruppe Ökolandbau wird voraussichtlich noch 
dieses Jahr Ratschläge zu diesen Themen herausgeben, womit 
die Überarbeitung der Anhänge einen Schritt näher rückt.

¢ Verfügbarkeit von technischen Zutaten in 
Bio-Qualität

Viele Substanzen, die in den Anhängen der Verordnung (EG) 
Nr. 889/2007 gelistet sind, bspw. Johannisbrotkernmehl, 
Guarkernmehl, Gummiarabikum und Carnaubawachs, 
sowie Erzeugnisse wie Mikroorganismen und Bestandteile 
natürlicher Aromastoffe (Artikel 27) sind heute in Bio-Qualität 
verfügbar.

Um die Erzeugung und Verwendung solcher biologisch 
zertifizierter Zutaten zu fördern, benötigt es unserer Ansicht 
nach rechtliche Mechanismen, damit die Substanzen in Bio-
Qualität verfügbar gemacht werden.

¢ Mikroorganismen

Auch die Verwendung von Mikroorganismen muss 
neu erwogen werden. Bei der Überarbeitung soll die 
Verwendung der Kulturen klarer beantwortet werden, sowie 
der erforderliche Zeitpunkt/die Stadien der Vermehrung 
bei ökologischen Substraten klar aufgeführt werden. 
Vielleicht sollte es auch eine Beschränkung der Kulturen 
geben, die bedeutende Mengen spezifischer Antibiotika 
oder anderer Substanzen erzeugen, die der menschlichen 
Gesundheit möglicherweise schaden oder zur Bildung 
antibiotikaresistenter Stämme beitragen. Außerdem erachten 
wir die obligatorische Verwendung von Biohefe – sofern in 
angemessener Menge und Qualität verfügbar – als sinnvoll. 
Backhefe sollte deshalb in der nahen Zukunft aus dem Artikel 
27 (1) b der Verordnung (EG) Nr. 889/2007 gestrichen werden. 
Sobald biologische Mikroorganismenkulturen verfügbar 
und technologisch geeignet sind, sollten sie auch in anderen 
Bereichen, beispielsweise der Milch- und Gärungsindustrie, 
verwendet werden.

¢ Enzyme 

Lebensmittelenzyme werden nun in der Verordnung (EG) 
Nr. 1332/2008 behandelt, weshalb eine Anpassung der 
Öko-Verordnungen erforderlich ist. Für die Verarbeitung 
von Biolebensmitteln verwendete Enzyme sollten in einer 
Positivliste geregelt werden. Die Liste kann erstellt werden, 
sobald die vorgeschlagene Liste der konventionellen in 
Lebensmittel erlaubten Enzyme veröffentlicht worden ist.
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¢ Aromastoffe

Die Bestimmungen über Aromastoffe in der Verordnung (EG) 
Nr. 889/2008 müssen der neuen Verordnung über Aromen 
(EG) Nr. 1334/2008 angepasst werden. Dadurch ergibt sich die 
Gelegenheit, die Entwicklung und Verwendung biologischer 
natürlicher Aromen in den nächsten Jahren zu ermöglichen 
und zu fördern. Es bedarf spezif ischer zusätzlicher 
Bestimmungen zur Herstellung dieser Erzeugnisse, damit sich 
der Markt auf angemessene Art und Weise entwickeln kann. 
Als Ausgangspunkt schlagen wir folgende Bestimmungen für 
biologische Aromastoffe vor:

1. Biologische Aromastoffe müssen zu mindestens 95% aus 
biologischen Inhaltsstoffen bestehen.

2. Alle Inhaltsstoffe biologischer natürlicher Aromastoffe, 
die nach einer bei der Kennzeichnung des Produktes 
erwähnten Pflanze benannt werden, müssen auch 
von dieser Pflanze stammen. Biologische natürliche 
Zitronenaromen dürfen also beispielsweise nur 
Inhaltsstoffe aus biologisch angebauten Zitronen 
enthalten.

3. Aus verschiedenen Aromen zusammengesetzte 
Aromastoffe müssen Punkt 1 und 2 erfüllen.

4. Bei der Verarbeitung der Inhaltsstoffe von biologischen 
Aromen müssen die Bestimmungen der Verordnung (EG) 
Nr. 889/2008 inklusive der formellen Details in Artikel 27 
und Anhang VIII eingehalten werden.

5. In einem biologischen Aromastoff dürfen biologische 
Inhaltsstoffe nicht mit denselben Stoffen in nicht-
biologischer Form auftreten. 

6. Für die Erzeugung biologischer Aromastoffe dürfen 
nur biologische Lebensmittel (Ethanol, Öl, Fette, 
Maltodextrin, etc.) und Wasser verwendet werden.

7. Zusatzstoffe, Lösungsmittel und Verarbeitungshilfsstoffe 
dürfen nur für die Erzeugung der in Anhang VIII A oder 
B der Verordnung (EG) Nr. 889/2008 aufgeführten 
biologischen Aromastoffe verwendet werden.

In erster Linie sollten biologische Aromastoffe verwendet 
werden, sofern sie in angemessener Menge und Qualität 

Gemeinsam 
für gute Bio-Lebensmittel

AoeL-Unternehmen arbeiten zusammen für:
Gesunde ökologische Lebensmittel

Umweltfreundliche Produktion
Nachhaltige Unternehmensführung 

Assoziation ökologischer Lebensmittelhersteller e.V., Dr. Gartenhof-Str. 4, 97769 Bad Brückenau 
Tel.: 09741/4834, email: kontakt@aoel.org

Aktuelle Diskussion zur Vertiefung der ökologischen Vorschriften
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verfügbar sind. Zur Kontrolle und Veröffentlichung 
der Verfügbarkeit der oben erwähnten Inhaltsstoffe in 
biologischer Qualität soll ein Mechanismus eingeführt werden. 

Unserer Ansicht nach ist es außerdem wichtig, die 
Verwendung flüssiger Raucharomaextrakte zu klären. Die 
IFOAM EU Gruppe ist der Meinung, dass natürliche flüssige 
Raucharomaextrakte (reines Wasserkondensat) bei der 
Verarbeitung von Biolebensmitteln zugelassen sein sollte. Im 
Interesse der Verbraucher soll jedoch bei der Kennzeichnung 
zwischen traditionellen und flüssigen Raucharomen klar 
unterschieden werden.

Durch die Annahme der obigen Bestimmungen werden 
unserer Ansicht nach Fortschritte im Biolebensmittelsektor 
ermöglicht und der Sektor wird hinsichtlich der Entwicklung 
nachhaltiger Ernährungssysteme weiterhin an der Spitze 
stehen. Auch in Zukunft sind aufgrund der zunehmenden 
Verfügbarkeit biologischer Inhaltsstof fe, aufgrund 
technologischer Veränderungen und der sich wandelnden 
Verbraucherwahrnehmung Änderungen erforderlich. Die 
IFOAM EU Gruppe wird sich auch weiterhin für die von 
unseren Mitgliedern erwünschten Veränderungen einsetzen.

4.5. überarbeitung der Eu-Bestimmungen für die ökologische 
Geflügelzucht und -erzeugung
Sybille Kyed

Sybille Kyed, leitende Beraterin Politik und ökologischer Landbau, Organic Denmark, sk@ okologi.dk, www.okologi.dk

Die Bestimmungen für die ökologische Geflügelerzeugung 
bedürfen schon seit Jahren einer Überarbeitung. 
Die Intensivierung der Produktion, unbehandelte 
Themenbereiche, ständige Probleme bei der Haltung 
und unklare Erwartungen an das Wesen der ökologischen 
Geflügelerzeugung lassen eine Überarbeitung dringlich 
werden. In der IFOAM EU Gruppe vereinte Vertreter von 
Nichtregierungsorganisationen sowie einige Mitgliedsstaaten 
haben der Kommission ihre Änderungsvorschläge vorgelegt.

Seit der Verabschiedung der Verordnung (EG) Nr. 1804/99 
im Jahr 1999 existieren gemeinsame EU-Normen für die 
ökologische Geflügelerzeugung. Die Normen gelten 
für Legehennen und verschiedene Geflügelarten, die 
für die Fleischerzeugung verwendet werden. Schon vor 
der Überarbeitung der Verordnung (EG) Nr. 2092/91 (die 
danach in die neuen Verordnungen einging) wurde der 
Änderungsbedarf erkannt. Auf diesen Bedarf ist man jedoch 
nicht eingegangen, da mehr Zeit für Nachforschungen 
erforderlich war, damit eine für alle Mitgliedsstaaten 
zufriedenstellende Lösung gefunden werden konnte.

Seit 1999 unterlag der ökologische Geflügelsektor 
weitreichenden Veränderungen. Er hat sich allgemein zu 
einem spezialisierten, ziemlich intensiven und zentralisierten 
Produktionssystem gewandelt. Deshalb gilt es zu entscheiden, 
welche Entwicklungen im Sinne einer überlebensfähigen 
ökologischen Geflügelerzeugung annehmbar sind, gleichzeitig 
aber auch die Verletzung der Ziele und Prinzipien der 

ökologischen Viehzucht zu verhindern. Ebenfalls dürfen die 
Erwartungen der Verbraucher nicht in Vergessenheit geraten.

Die Geflügelerzeugung befindet sich im Hinblick auf 
die Einhaltung des Tierschutzes manchmal auf einer 
Gratwanderung. In einigen Systemen kommt es zu 
Federpicken und Kannibalismus, obwohl man diese 
unhaltbaren Verhaltensweisen zu verhindern versucht. 
Das Problem ist komplexer Natur und abhängig von 
Aufzuchtmethode, Futtermitteln, Geflügelart und Verwaltung. 
Deshalb reichen detaillierte Bestimmungen möglicherweise 
nicht aus. Dennoch sollte im Rahmen der Verordnung die 
Gefahr verringert werden, die in Bezug auf den Tierschutz 
durch die Intensivierung zusätzlich entsteht und durch 
welche die entwicklungstechnischen, physiologischen und 
ethologischen Bedürfnisse der Tiere vernachlässigt werden.

Zwei in den Öko-Verordnungen aufgeführte Erwägungsgründe 
sind bei der Überarbeitung von besonderer Bedeutung. 
Erwägungsgrund 1 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 hält fest: 
„Der ökologische Erzeugungssektor spielt somit eine doppelte 
gesellschaftliche Rolle, denn er bedient einerseits auf einem 
spezifischen Markt die Verbrauchernachfrage nach ökologischen 
Erzeugnissen und er leistet andererseits durch Bereitstellung 
öffentlicher Güter einen Beitrag zu Umwelt- und Tierschutz ebenso 
wie zur Entwicklung des ländlichen Raums.” Die Diskussion 
über die Bedeutung des „Beitrags zur Entwicklung des 
ländlichen Raums“ sollte Teil der Debatten um angemessene 
Bestimmungen bei der Geflügelerzeugung sein. 

mailto:sk@ okologi.dk
http://www.okologi.dk
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Erwägungsgrund 10 der Verordnung (EG) Nr. 899/2008 gibt 
an: „Diese spezifischen Unterbringungsvorschriften sollten ein 
hohes Tierschutzniveau gewährleisten, das bei der ökologischen/ 
biologischen Tierhaltung Priorität hat und daher über die für die 
Landwirtschaft im Allgemeinen geltenden Tierschutznormen 
der Gemeinschaft hinaus gehen kann. Nach ökologischer/
biologischer Haltungspraxis sollte Geflügel nicht zu schnell 
aufgezogen werden. Es sollten daher spezifische Vorschriften 
zur Vermeidung intensiver Aufzuchtmethoden festgelegt 
werden. Insbesondere Geflügel sollte bis zum Erreichen eines 
bestimmten Mindestalters aufgezogen werden oder von langsam 
wachsenden Rassen stammen, damit in keinem Fall Anreiz für 
intensive Aufzuchtmethoden gegeben ist.“

¢ Aufgaben auf rechtlicher Ebene

Es s ind v ie le Änderungen vor zunehmen – die 
IFOAM EU Gruppe hat der Kommission ungefähr 20 
Änderungsvorschläge und 10 einzuführende Definitionen 
kommuniziert1.

Die IFOAM EU Gruppe hat 2004 ein Positionspapier mit 
Empfehlungen bezüglich verbesserter Normen für Geflügel 
herausgegeben, welches im August 2010 auf den neusten 
Stand gebracht und im Februar 2012 ergänzt wurde. Die IFOAM 
EU Gruppe arbeitet an weiteren Stellungnahmen die zu einem 
späteren Zeitpunkt dieses Jahres verfügbar sein werden.

Währenddessen hat sich die Kommission im Februar 
2012 mit den Normen für Geflügel auseinandergesetzt. 
Die Sachverständigengruppe Ökolandbau wird für den 
Ständigen Ausschuss für den Ökologischen Landbau (engl. 
kurz SCOF) von Empfehlungen für die überarbeiteten Normen 
vorbereiten. 

¢ Die wichtigsten anzugehenden 
Themenbereiche

Nachfolgend werden die wichtigsten Themenbereiche 
erläutert, bei denen Nachforschungsbedarf besteht und die 
für das Wohlbefinden des Geflügels und die Intensivierung 
von Bedeutung sind.

 � Bestimmungen für Junghennen und Elterntiere. 
Erfahrungen und Forschung belegen, dass bei 
ökologisch gezüchteten Junghennen im Vergleich 
zu nicht-ökologisch gezüchtetem Geflügel später ein 
vermindertes Risiko im Hinblick auf die Entwicklung von 
Verhaltensstörungen besteht. Es tauchen auch Fragen 
in Bezug auf Bestimmungen für die Erzeugung von 
Elterntieren auf, welche den Bestimmungen von Artikel 
8 der Verordnung (EG) Nr. 889/2008 entsprechen müssen; 

d.h. Bauern müssen Tiere ökologischen Ursprungs sowie 
Züchtungen und Stämme verwenden, die speziell für 
ökologische Systeme geeignet sind. 

 � Bezüglich der Erzeugung von Elterntieren muss 
entschieden werden, ob die Auslaufflächen eventuell 
durch den Zugang zu einem Außenbau (Veranda) ersetzt 
werden könnten. Es gibt zwar keine Anzeichen dafür, dass 
Elterntiere anfälliger auf Krankheiten oder Parasiten sind. 
Doch durch die pyramidale Struktur bei der Zucht ist ein 
Sektor sehr anfällig, wenn beim Elterntierbestand ein 
Problem auftritt, welches zu einem Produktionsstopp 
oder zur Übertragung des Problems auf das nächste Glied 
in der Kette führt. 

 � In einigen Ländern gibt es Mehrschichtensysteme, in 
anderen nicht. Es scheint, als ob sie1999 nicht wirklich 
für die ökologische Erzeugung vorgesehen waren und 
in einigen Ländern wurden sie gesetzlich oder durch 
Marktübereinkommen verboten. In den Niederlanden 
haben jedoch biologische Landwirte im Jahr 2000 
Mehrschichtensysteme eingeführt; diese haben dort und 
in Schweden große Bedeutung erlangt. Auch in anderen 
Ländern werden die Systeme immer wichtiger. Eine 
Entscheidung steht noch an, denn nicht alle Beteiligten 
befürworten Mehrschichtensysteme in der ökologischen 
Erzeugung. Außerdem besteht aufgrund der mangelnden 
Definition von „den Tieren zur Verfügung stehende 
Nettofläche“ in den Öko-Verordnungen Unklarheit in 
Bezug auf die Berechnung der erlaubten Besatzdichte 
in Mehrschichtensystemen. Des Weiteren werfen 
Mehrschichtensysteme auch andere Fragen auf, bspw. 
die erlaubte Anzahl Etagen über Boden, die Besatzdichte 
bei Bodenhaltung, den Abstand zwischen den Reihen 
und der einfache Zugang zu Auslaufflächen. 

 � Verandas oder Wintergärten sind zu einem integralen 
Bestandteil vieler ökologischer Hühnerställe geworden. 
Sie ermöglichen die Fütterung der Tiere mit Ballast-
stoffen, stellen eine gewisse Aktivität dar und erlauben 
den Tieren, sich zu bewegen, wenn der Zugang zu 
den Auslaufflächen aufgrund der Wetterbedingungen 
oder eines Seuchenalarms nicht möglich ist. Während 
manche Bauern freiwillig eine Veranda einrichten, ist 
dies in einigen Ländern aufgrund privater Normen der 
ökologischen Erzeugung obligatorisch. In den Öko-
Verordnungen werden Verandas nicht erwähnt. Deshalb 
gibt es auch keine einheitliche Verfahrensweise zur 
Berechnung der Besatzdichte in Ställen, bei denen die 
Tiere Zugang zu einer Veranda haben. In einigen Ländern 
gilt die Veranda als Teil des Geflügelstalles, in anderen ist 
dies nicht oder nur teilweise der Fall.

1 http://www.ifoam-eu.org/positions/Papers/pdf/Position_IFOAMEU_Organic_Poultry_Production_01.2012.pdf

Aktuelle Diskussion zur Vertiefung der ökologischen Vorschriften

http://www.ifoam-eu.org/positions/Papers/pdf/Position_IFOAMEU_Organic_Poultry_Production_01.2012.pdf
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 � Zugang zu Auslauff lächen, deren Qualität und 
erforderliche Mindestfläche, Durchführung einer 
Flächenrotation. Um den Tierschutzkriterien gerecht 
zu werden, sollte der Zugang zu Auslaufflächen ein 
bedeutender Aspekt der biologischen Landwirtschaft 
sein. Heute bestehen unterschiedliche Praktiken, 
was auf den Mangel an technischen Bestimmungen 
bezüglich der Qualität der Auslaufflächen, sowie auf 
nationale und regionale klimatische Unterschiede 
zurückzuführen ist. Des Weiteren ist Anhang III der 
Verordnung (EG) Nr. 889/2008, der die maximale 
Besatzdichte festlegen sollte, unklar. Darin heißt es: 
„bei Flächenrotation je Tier zur Verfügung stehende 
Fläche in m2”, ohne jedoch klarzustellen, ob das Geflügel 
jederzeit Zugang zu mindestens 4m² haben sollte oder 
ob es reicht, dass der Zugang zu den gesamten 4m² 
erst den Zeitpunkt nach der Flächenrotation gegeben 
ist. Hinzu kommt, dass die zuständigen Behörden eines 
jeden Mitgliedsstaats über die Dauer der Flächenrotation 
zwischen zwei Geflügelpartien zu entscheiden haben. 
Entsprechend kann die für Legehennen jährlich 
benötigte Erzeugungsfläche um den Faktor 2 variieren. 
Dies führt nicht nur zu Marktverzerrungen, sondern 
auch dazu, dass der Zugang zu den Auslaufflächen sich 
nicht, wie eigentlich beabsichtigt, nach den Kriterien des 
Tierschutzes richtet. 

 � Bestimmungen für Geflügelställe. Artikel 12 der 
Verordnung (EG) Nr. 889/2008 enthält keine Vorschriften 
zur maximalen Stückzahl pro Geflügelherde, sondern 

gibt nur Hinweise zur maximalen Anzahl Tiere in 
einem Stall bzw. legt ein Stall pro Geflügelherde. Einige 
Kontrollstellen haben jedoch die Aufteilung der Ställe 
und die Aufzucht von mehr als einer Geflügelherde 
pro Stall akzeptiert, weil dies als notwendig erachtet 
wurde, um im Rahmen der in Europa allgemein 
herrschenden landwirtschaftlichen Betriebsstrukturen 
wettbewerbsfähig zu bleiben. Um Marktverzerrungen zu 
verhindern, sollte entschieden werden, ob mehr als eine 
Geflügelherde pro Stall zugelassen wird und, sollte dem 
so sein, wie diese voneinander getrennt werden könnten.

Auch bezüglich des Wesens und der Struktur des ökologischen 
Landbaus und dessen Beitrag zur ländlichen Entwicklung 
kommen Diskussionen auf. Laut Artikel 12.3.f der Verordnung 
(EG) Nr. 889/2008 darf bei der Fleischerzeugung die 
Gesamtnutzfläche der Geflügelställe je Produktionseinheit 
1600 m² nicht überschreiten. Daraus könnte man schließen, 
dass versucht wird, Großbetriebe vom ökologischen Landbau 
auszuschließen. Die Tatsache, dass es keine ähnlichen 
Bestimmungen für Legehennen gibt, könnte darauf 
zurückzuführen sein, dass 1999 die ersten Bestimmungen für 
die ökologische Erzeugung beschlossen wurden und zu diesem 
Zeitpunkt das Konzept großer Legehennen-Produktionsstätten 
im Gegensatz zur Masthühnerzucht gar noch nicht in 
Erwägung gezogen wurde. Die aktuelle Lage erfordert also 
eine Entscheidung – entweder die Ergänzung von Artikel 
12.3.f durch ähnliche Bestimmungen für Legehennen oder 
die Aufhebung der Bestimmungen für Masthühner. 
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4.6. Aussichten für neue europäische Vorschriften für Gewächshäuser
Marian Blom

Marian Blom, Wissens- und Innovationsmanagerin, Abteilung Verordnungen, BioNext, Blom@ bionext.nl, www.bionext.nl 

Es gibt verschiedene Arten von Gewächshäusern, allen 
gemeinsam ist jedoch ihre Eigenschaft, für Pflanzen eine 
geschützte Umgebung zu schaffen. In ganz Europa werden 
Gewächshäuser für den ökologischen Landbau genutzt. 
Die Kommission hat die Diskussionen über ökologische 
Gewächshäuser für Ende 2012 geplant; wir rechnen deshalb 
mit Veränderungen, was die fehlenden Sonderregelungen für 
den Anbau in Gewächshäusern betrifft. 

¢ Gewächshäuser unter der alten und der 
neuen Verordnung

In der früheren Öko-Verordnung wurde der Anbau in 
Gewächshäusern nicht direkt erwähnt. Allgemein herrschte 
Einigkeit darüber, dass er in den Geltungsbereich der 
Öko-Verordnung fallen sollte und durch die allgemeinen 
Bestimmungen für den ökologischen Pflanzenbau geregelt 
wurde. Die EU-Kommissarin Fisher Boel bestätigte dies 2008 
in ihrer Antwort auf die Frage der niederländischen EU-
Abgeordneten De Lange in 20081.

Nur ein für den Anbau in Gewächshäusern relevantes Element 
hat Eingang in die neuen Öko-Verordnungen gefunden: 
Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 889/2008 führt ein Verbot 
der Hydrokultur ein, welche vor allem in Gewächshäusern 
genutzt wird.

¢ Unterschiede zwischen den Mitgliedsstaaten 
bei den erlaubten Methoden im Rahmen 
der alten und der neuen Verordnung

Die allgemeinen Vorschriften zum ökologischen Pflanzenbau 
gelten auch für den Anbau in Gewächshäusern. Anbauer 
können in Treibhäusern jedoch in größerem Masse Einfluss 
auf die Umgebung nehmen als im Freien. 

Abhängig von den technischen Möglichkeiten eines 
Gewächshauses können Licht, Wasser, Temperatur und 
Feuchtigkeit reguliert werden. Keine dieser Methoden fällt 
in den Geltungsbereich der Öko-Verordnungen. Aufgrund 
der allgemein hohen Kapitalinvestitionen in Gewächshäuser, 
versuchen Anbauer, je Flächeneinheit möglichst viel zu 
produzieren. Dies erfordert intensive Düngung und erschwert 
die Erfüllung der vorgeschriebenen Fruchtfolge. 

In den verschiedenen Mitgliedsstaaten wird der Umgang mit 
dem Anbau in Gewächshäusern unterschiedlich gehandhabt. 
Nachfolgend einige Beispiele:

 � Hauptsächlich dreht sich die Diskussion um den 
bodenabhängigen oder -unabhängigen Anbau. 
Viele Mitgliedsstaaten legen die Verordnung (EG) 
Nr. 834/2007 so aus, dass mit dem Anbau in der Erde 
die oberste Schicht der Erdkruste gemeint ist. Andere 
Mitgliedsstaaten erlauben den Anbau aller Pflanzen in 
natürlichen Substraten; entweder, weil diese Methode 
in keinem Rechtsdokument verboten wird oder weil 
sie die biologisch aktiven Substrate in den Behältern 
als Boden und deshalb als den Bestimmungen der 
Verordnung entsprechend betrachten. Schweden und 
Finnland verfolgen diesen Denkansatz, seit mehreren 
Jahren auch Dänemark. Ein so grundlegender Wert des 
ökologischen Landbaus wie der Boden kann also in den 
verschiedenen Mitgliedsstaaten eine unterschiedliche 
Bedeutung haben.

 � Bei einigen wenigen Ausnahmen herrscht Einvernehmen. 
Sämlinge und Pflanzen, die in Töpfen gesetzt werden 
und dem Verbraucher im Topf verkauft werden, dürfen 
in natürlichen Substraten gezogen und als biologisch 
bezeichnet werden. In einigen Mitgliedsstaaten gilt 
dies nur für Kräuter und Zierpflanzen. In Bezug auf die 
erlaubte Zusammensetzung des Substrats bestehen 
erneut Unterschiede, z.B. bei der zugelassenen 
Torfmenge. In einigen Ländern ist dessen Verwendung 
bei Topfpflanzen erlaubt, in anderen, z.B. Österreich 
herrscht das Prinzip der torffreien Substrate.

 � Die Beheizung der Gewächshäuser ist in Italien verboten, 
während in den Niederlanden, dem Vereinigten 
Königreich und Deutschland keine Beschränkung der 
erlaubten Heizperiode besteht. Gemäß deutschen und 
französischen (bretonischen) Privatnormen dürfen die 
Bioanbauer nur heizen, um die Gewächshäuser frostfrei 
zu halten. Die schwedischen KRAV-Privatnormen 
(Verband zur Überwachung der Bioproduktion) 
hingegen verlangen einen Mindesteinsatz von 
erneuerbaren Energien2.

1 Antwort auf die schriftliche Frage von Esther De Lange (PPE-DE) an die Kommission vom 4. August, 2008, Ref: E-4427/2008. 
 http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+WQ+E-2008-4427+0+DOC+XML+V0//EN 
2 Information aus internen Quellen der IFOAM EU Sachverständigengruppe, April 2010 
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¢ Neues Interesse an Gewächshäusern in den 
vergangenen Jahren 

Zu Beginn dieses Jahrhunderts versuchte die IFOAM 
EU Gruppe, ein Positionspapier für Gewächshäuser zu 
formulieren, gleichzeitig nahm man im Ständigen Ausschuss 
für den Ökologischen Landbau (engl. kurz SCOF) die 
Diskussion auf. Weder die IFOAM EU Gruppe noch der SCOF 
konnten die Diskussionen zu Ende führen und man konnte 
auch keine Schlussfolgerungen ziehen. Als die dänische 
Regierung 2008 einem Anbauer die Öko-Zertifizierung von 
Tomaten erlaubte, die in natürlichen Substraten gezogen 
worden waren, wurde die Debatte erneut entfacht.

Mitte 2008 kündigte die Kommission auf Ersuchen mehrerer 
Mitgliedsstaaten an, sie würde sich mit dem Gartenbau in 
Treibhäusern befassen3. Im Oktober 2008 meinte die EU-
Kommissarin Fisher Boel, es gäbe verschiedene Bereiche, 
wo zukünftig weitere Fortschritte möglich wären, bspw. 
genauere Bestimmungen für spezifische (sich oftmals rasch 
entwickelnde) Sektoren wie den ökologischen Anbau in 
Gewächshäusern.4

Die Mitglieder des SCOF und andere Beteiligte erinnerten die 
Kommission in den folgenden Jahren an dieses Thema, die 
Diskussion wurde jedoch zugunsten von Arbeitsbereichen 
höherer Priorität wiedeholt aufgeschoben.

¢ Sind bessere Vorschriften erforderlich?

Es gibt gute Gründe, die für erneute Diskussionen auf EU-
Ebene sprechen, damit schließlich Änderungen der neuen 
Verordnung vorgenommen werden können. Erstens sollte 
man sich bezüglich des Anbau in Gewächshäusern, sowie des 
Pflanzenbaus im Allgemeinen, um „eine geeignete Gestaltung 
und Handhabung biologischer Prozesse auf der Grundlage 
ökologischer Systeme unter Nutzung systeminterner 
natürlicher Ressourcen“ bemühen (Artikel 4.a der Verordnung 
(EG) Nr. 834/2007). In der aktuellen Verordnung, in der 
Gewächshäuser nicht vorgesehen waren, fehlen Leitlinien 
zur Umsetzung dieses Ansatzes. 

Zweitens ist der Markt, auf dem Erzeugnisse aus Treibhäusern 
abgesetzt werden, ein internationaler von Konkurrenz 
geprägter Markt. Produzenten betrachten die Unterschiede 
zwischen den Mitgliedsstaaten hinsichtlich der erlaubten 
Methoden als unlauteren Wettbewerb. 

Drittens verfügt der Bio-Sektor mit seinem vielseitigen 
nachhaltigen Produktionssystem eigentlich über eine gute 
Grundlage. Der Energieverbrauch ist jedoch nicht klar geregelt 

und in kälteren Gegenden werden die Gewächshäuser 
beheizt, was zu einem energieintensiven Produktionssystem 
führt. Verbraucher gehen davon aus, dass sie, wenn sie 
Bioprodukte kaufen, die nachhaltigsten Erzeugnisse erhalten. 
Es ist also unsere Pflicht den Verbrauchern gegenüber, über 
den Energieverbrauch in ökologischen Treibhäusern zu 
diskutieren und Lösungen für eine Regelung zu finden. 

Viertens hat die Kommission jüngst gewisse Standards, z.B. 
kanadische oder US-amerikanische, als gleichwertig mit der 
EU-Öko-Verordnung anerkannt, welche sich jedoch von 
einem großen Teil der EU-Auslegungen unterscheiden, da 
natürliche Substrate erlaubt werden. Dies ist Grund genug 
für konventionelle Gewächshausproduzenten, die EU-
Vorschriften anzufechten. Die EU sollte eine eigene Debatte 
beginnen und selbst über die Definition von guten Methoden 
für den ökologischen Anbau in Gewächshäusern befinden. 

Schließlich gibt es neue Bereiche wie das Urban Farming oder 
das Rooftop Farming, die beachtet werden müssen. Der lokale, 
saisonale Anbau in Gewächshäusern auf Gebäudedächern 
kann als ökologischer Anbau betrachtet werden. 

¢ Was hat die IFOAM EU Gruppe in diesem 
Bereich unternommen?

Nachdem die Kommission sich dafür entschieden hatte, 
Gewächshäuser in ihre Agenda aufzunehmen, veranlasste die 
IFOAM EU Gruppe 2010 die Gründung einer Gruppe von mehr 
als zwanzig Sachverständigen aus über zehn Mitgliedsstaaten. 
Beteiligt sind Forscher, Biolandwirte, Zertifizierer und 
Beamte von Organisationen, die ökologische Interessen 
vertreten. Die Sachverständigengruppe stützt sich auf 
Nachhaltigkeitskriterien und die in Artikel 5 der Verordnung 
(EG) Nr. 834/2007 aufgeführten Prinzipien. Es wurden 
Ratschläge in den Bereichen Energie, Wasser, Boden und 
Düngung, Umstellung, CO2-Verbrauch, Bodendämpfung und 
Torf erarbeitet. Mithilfe der Ratschläge konnte der Ausschuss 
der IFOAM EU Gruppe eine teilweise Stellungnahme zu 
den Bereichen Energie, Umstellung, Wassernutzung, CO2-
Verbrauch und Bodendämpfung abgeben5. Eine weitere 
Stellungnahme der IFOAM EU zum bodenabhängigen Anbau, 
Torf und Düngung wird voraussichtlich im Frühling 2012 
abgegeben werden.

¢ Welche Diskussionen wird man innerhalb 
der Kommission führen?

Beim Treffen der Beratungsgruppe „Ökologischer Landbau” 
am 30. November 2011 legte die Kommission ihren Plan für 
2012 vor. Die Sachverständigengruppe Ökolandbau (engl. 

3 Brief der Kommission an Biologica, 4. Juni 2009, Title: Organic growing in substrate, ref: AGRI H.3/MF/op D(2009) 130541 
4 siehe Fußnote 1 
5 http://www.ifoam-eu.org/positions/Papers/pdf/Position_IFOAMEU_organic_greenhouse_production_01.2012.pdf
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6 http://www.cost.eu/domains_actions/fa/Actions/FA1105

kurz EGTOP) wird zum Thema Gewächshäuser angefragt 
werden. Die erste Sitzung ist für Oktober 2012 geplant. In 
den Monaten vor der Sitzung soll das Mandat formuliert 
und die Zusammensetzung der EGTOP für dieses Mandat 
bestimmt werden. Ziel ist die Fertigstellung der Ratschläge 
bis Anfang 2013, danach kann der Ständige Ausschuss für 
den Ökologischen Landbau (SCOF) die Debatte aufnehmen. 
Die Kommission hat ebenfalls eine dreijährige COST-Aktion 
genehmigt, die 2012 beginnt. Ziel ist die verbesserte 
Nachhaltigkeit beim Anbau in Gewächshäusern 6.

¢ Schlussfolgerung

Nach einem fehlgeschlagenen Versuch 2001 stehen die 
Gewächshäuser nun wieder auf der Agenda der Kommission. 
Dies ist eine Gelegenheit, viele der aktuellen Kontroversen 
und Unsicherheiten innerhalb der EU zu beenden und für 
biologische Gewächshausproduzenten der EU erstmals die 
gleichen Bedingungen zu schaffen.

Mit über 13 000 Mitgliedern führen wir Aktionen 
und Projekte durch und bieten Dienstleistun-
gen an, mit denen wir uns den Herausforde-
rungen des Agrar- und Nahrungsmittelsektors, 
des Umweltschutzes und der wirtschaftlichen 
Situation stellen. Wir sind eine Organisation, 
die sich für ökologischen Landbau als einem 
modernen System mit Werten und Antworten 
auf die Anforderungen der heutigen Gesell-
schaft einsetzt und diesen fördert.

Tel.: +34 902 521 555 
Mail: caae@caae.es

caae.es
Folgen Sie uns auf:

Verband CAAE

Der ökologische Wert
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Die aktuelle Eu Bio-Gesetzgebung 

¢ Die neue EU-Öko-Verordnung: 
VERORDNUNG (EG) Nr. 834/2007 DES RATES vom 28. Juni 2007 über die ökologische/biologische Produktion und die 
Kennzeichnung von ökologischen/biologischen Erzeugnissen und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91. 
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2007:189:0001:0023:DE:PDF 

Einschließlich Änderungsverordnungen: 

VERORDNUNG (EG) Nr. 967/2008 DES RATES vom 29. September 2008 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 über 
die ökologische/biologische Produktion und die Kennzeichnung von ökologischen/biologischen Erzeugnissen

 http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2008:264:0001:0002:DE:PDF 

¢ Die neuen Durchführungsverordnungen:
VERORDNUNG (EG) Nr. 889/2008 DER KOMMISSION vom 5. September 2008 mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung 
(EG) Nr. 834/2007 des Rates über die ökologische/biologische Produktion und die Kennzeichnung von ökologischen/biologischen 
Erzeugnissen hinsichtlich der ökologischen/biologischen Produktion, Kennzeichnung und Kontrolle
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2008:250:0001:0084:DE:PDF 

Einschließlich Änderungsverordnungen:

VERORDNUNG (EG) Nr. 1254/2008 DER KOMMISSION vom 15. Dezember 2008 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 889/2008 
mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates über die ökologische/biologische Produktion und 
die Kennzeichnung von ökologischen/biologischen Erzeugnissen hinsichtlich der ökologischen/biologischen Produktion, 
Kennzeichnung und Kontrolle

 http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2008:337:0080:0082:DE:PDF 

VERORDNUNG (EG) Nr. 710/2009 DER KOMMISSION vom 5. August 2009 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 889/2008 mit 
Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates im Hinblick auf Durchführungsvorschriften für die 
Produktion von Tieren und Meeresalgen in ökologischer/biologischer Aquakultur

 http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2009:204:0015:0034:DE:PDF 

VERORDNUNG (EU) Nr. 271/2010 DER KOMMISSION vom 24. März 2010 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 889/2008 mit 
Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates hinsichtlich des Logos der Europäischen Union für 
ökologische/biologische Produktion

 http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2010:084:0019:0022:DE:PDF 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 344/2011 DER KOMMISSION vom 8. April 2011 zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 889/2008 mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates über die ökologische/biologische 
Produktion und die Kennzeichnung von ökologischen/biologischen Erzeugnissen hinsichtlich der ökologischen/biologischen 
Produktion, Kennzeichnung und Kontrolle

 http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2011:096:0015:0016:DE:PDF 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 426/2011 DER KOMMISSION vom 2. Mai 2011 zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 889/2008 mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates über die ökologische/biologische 
Produktion und die Kennzeichnung von ökologischen/biologischen Erzeugnissen hinsichtlich der ökologischen/biologischen 
Produktion, Kennzeichnung und Kontrolle

 http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2011:113:0001:0002:DE:PDF 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 203/2012 DER KOMMISSION vom 8. März 2012 zur Änderung der Verordnung 
(EG) Nr.  889/2008 mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr.  834/2007 des Rates hinsichtlich der 
Durchführungsvorschriften für ökologischen/biologischen Wein 

 http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2012:071:0042:0047:DE:PDF 

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2007:189:0001:0023:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2007:189:0001:0023:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2008:264:0001:0002:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2008:264:0001:0002:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2008:250:0001:0084:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2008:250:0001:0084:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2008:337:0080:0082:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2008:337:0080:0082:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2009:204:0015:0034:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2009:204:0015:0034:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2010:084:0019:0022:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2010:084:0019:0022:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2011:096:0015:0016:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2011:096:0015:0016:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2011:113:0001:0002:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2011:113:0001:0002:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2012:071:0042:0047:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2012:071:0042:0047:DE:PDF
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¢ Die Importregeln:
VERORDNUNG (EG) Nr. 1235/2008 DER KOMMISSION vom 8. Dezember 2008 mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung 
(EG) Nr. 834/2007 des Rates hinsichtlich der Regelung der Einfuhren von ökologischen/biologischen Erzeugnissen aus Drittländern
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2008:334:0025:0052:DE:PDF 

Einschließlich Änderungsverordnungen: 

VERORDNUNG (EG) Nr. 537/2009 DER KOMMISSION vom 19. Juni 2009 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1235/2008 
hinsichtlich des Verzeichnisses der Drittländer, aus denen bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse aus ökologischer/
biologischer Produktion zur Vermarktung in der Gemeinschaft stammen müssen 

 http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2009:159:0006:0009:DE:PDF 

VERORDNUNG (EU) Nr. 471/2010 DER KOMMISSION vom 31. Mai 2010 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1235/2008 
hinsichtlich des Verzeichnisses der Drittländer, aus denen bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse aus ökologischer/
biologischer Produktion zur Vermarktung in der Union stammen müssen 

 http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2010:134:0001:0003:DE:PDF 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 590/2011 DER KOMMISSION vom 20. Juni 2011 zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1235/2008 mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates hinsichtlich der Regelung der 
Einfuhren von ökologischen/biologischenErzeugnissen aus Drittländern

 http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2011:161:0009:0012:DE:PDF 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1084/2011 DER KOMMISSION vom 27. Oktober 2011 zur Änderung und Berichtigung 
der Verordnung (EG) Nr. 1235/2008 mit Durchführungs vorschriften zur Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates hinsichtlich der 
Regelung der Einfuhren von ökologischen/biologischen Erzeugnissen aus Drittländern

 http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2011:281:0003:0004:DE:PDF 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1267/2011 DER KOMMISSION vom 6. Dezember 2011 zur Änderung der Verordnung 
(EG) Nr.1235/2008 mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates hinsichtlich der Regelung der 
Einfuhren von ökologischen/biologischen Erzeugnissen aus Drittländern

 http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2011:324:0009:0022:DE:PDF 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 126/2012 DER KOMMISSION vom 14. Februar 2012 zur Änderung der Verordnung 
(EG) Nr. 889/2008 hinsichtlich der Bescheinigungen und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1235/2008 hinsichtlich der 
Sonderregelung für die Einfuhr von ökologischen/biologischen Erzeugnissen aus den Vereinigten Staaten von Amerika

 http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2012:041:0005:0011:DE:PDF 

¢ Die alte EU-Öko-Verordnung:
VERORDNUNG (EWG) Nr. 2092/91 des RATES vom 24. Juni 1991 über den ökologischen Landbau und die entsprechende 
Kennzeichnug der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und Lebensmittel 

¢ Beschlüsse über EGTOP: 
2009/427/EG: BESCHLUSS DER KOMMISSION vom 3. Juni 2009 zur Einsetzung einer Sachverständigengruppe für technische 
Beratung bezüglich der ökologischen/biologischen Produktion
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2009:139:0029:0031:DE:PDF 

BESCHLUSS DER KOMMISSION vom 28. September 2010 zur Ernennung der Mitglieder der Sachverständigengruppe für 
technische Beratung bezüglich der ökologischen/biologischen Produktion sowie zur Erstellung der Reserveliste (2010/C 262/03) 
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2010:262:0003:0004:DE:PDF 

¢ Weitere Dokumente herausgegeben von der Kommission
1. Arbeitsdokument herausgegeben von der Kommission über offizielle Kontrollen des Bio-Sektors. Version 8. Juli 2011
http://ec.europa.eu/agriculture/organic/files/eu-policy/data-statistics/control_guidelines_version_08072011_en.pdf

2. Leitlinien für Einfuhren ökologischer/biologischer Erzeugnisse in die Europäische Union. 15.12.2008. Rev.1
http://ec.europa.eu/agriculture/organic/files/news/download-material/guidelines_for_imports_de.pdf

3. Nutzungsbedingungen für das EU Öko-Logo
http://ec.europa.eu/agriculture/organic/files/eu-policy/logo/terms_use_logo_en.pdf

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2008:334:0025:0052:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2008:334:0025:0052:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2009:159:0006:0009:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2009:159:0006:0009:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2010:134:0001:0003:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2010:134:0001:0003:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2011:161:0009:0012:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2011:161:0009:0012:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2011:281:0003:0004:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2011:281:0003:0004:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2011:324:0009:0022:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2011:324:0009:0022:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2012:041:0005:0011:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2012:041:0005:0011:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2009:139:0029:0031:DE:PDF
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Das Beste aus der Natur. 
Das Beste für die Natur.

Die Zukunft mitgestalten im Einklang mit der Natur.

Was vor über 50 Jahren mit dem Bio-Anbau begann, wird in allen Bereichen des 

Unternehmens gelebt. Der sorgsame Umgang mit Umwelt und Ressourcen, ein 

respektvolles Miteinander und höchste Qualität sind Anforderungen, mit denen

HiPP gewachsen ist und die untrennbar mit dem Namen HiPP verbunden sind.
Mit sorgfältig hergestellten Produkten übernehmen wir die Verantwortung 
gegenüber unseren Kindern und der Umwelt, in der sie groß werden.

Dafür steht der Name HiPP und dafür stehe ich mit meinem Namen.

Das langjährige Engagement für den
Klimaschutz ist mit dem Deutschen 
Solarpreis 2011 ausgezeichnet worden.

CO2-neutrale Energiebilanz durch 
den Einsatz erneuerbarer Energien 
und Unterstützung weltweiter Klima-
schutzprojekte

Senkung des Wasserverbrauchs um 
70% in den letzten 20 Jahren durch 
technische Innovationen

Ressource Wasser

Klimafreundliche Produktion

Erneuerbare Energiequellen

Aus ökologischen und ethischen 
Gründen und zur Erhaltung der bio-
logischen Vielfalt 

Nein zu Grüner Gentechnik

Aus
Verantwortung

für unsere Kinder
und eine intakte Umwelt.

Mehr dazu unter www.hipp.de

Stefan HippClaus Hipp
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Dieses Dossier stellt eine Fortsetzung vorhergehender Dossiers der IFOAM EU Gruppe über die Öko-Verordnungen 
von 2009 und 2010 dar: „Die neue EU-Öko-Verordnung (EG) Nr. 834/2007 Hintergrundberichte, Einschätzungen, 
Interpretationen” und „Organic Aquaculture. EU Regulations (EC) 834/2007, (EC) 889/2008, (EC) 710/2009”. Der 
rechtliche Rahmen für die europäische Bio-Landwirtschaft ist so gestaltet, dass Gesetzesänderungen progressiv an 
neue Anforderungen angepasst werden. Das vorliegende Dossier behandelt die folgenden Themen, die aktuell auf 
EU-Ebene diskutiert werden:

1. Ein Überblick über die Entwicklung der neuen Öko-Verordnungen seit dem Zeitpunkt der Veröffentlichung des 
vorhergehenden Dossiers in 2009, mit besonderer Beachtung von Bio-Wein, Fischerei und dem EU Logo;

2. Ein Ausblick auf den neuen politischen Entscheidungsfindungsprozess über die Öko-Verordnungen nach dem 
Lissaboner Abkommen;

3. Standpunkte zur Sicherung der Glaubwürdigkeit von Bio-Produkten und internationalem Handel durch nationale 
Verordnungen, Importregeln und privaten Standards. Dieses Kapitel verschafft dem Leser außerdem einen 
tieferen Einblick in das „Global Organic Market Access“-Projekt, den italienischen Betrugsfall und die Diskussion 
um Pestizid-Rückstande; 

4. Eine Darstellung der aktuellen Diskussion über die Ausweitung der Öko-Verordnungen auf neue Kategorien 
von Bio-Produkten, Flexibilität und Verarbeitungsregeln, Bio-Futtermittel, Geflügel und Produktion in 
Gewächshäusern. 

Unsere Autoren, die jeweils Experten in den betrachteten Themen sind, bewerten aufkommende Regulierungsfragen 
der ersten drei Jahre seit der Einführung der neuen Öko-Verordnungen. Dies gibt uns eine ideale Basis für zukünftige 
Diskussionen und Interessenvertretung für den sich wandelnden Bio-Sektor und einen grundlegenden Beitrag für die 
aktuelle Evaluierung der Öko-Verordnungen, die zwischen 2012 und 2013 durch die EU-Kommission durchgeführt wird.

Seit der Einführung der ersten EU-Öko-Verordnung 1991 ist die ökologische Landwirtschaft ein Teil der Europäischen 
Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP). 

Innerhalb der GAP hat sich die Bio-Landwirtschaft, durch ihre systematische Einstellung zum nachhaltigen Landbau mit 
einem gegenwärtig europaweiten Zertifizierungssystem, zu einem Pionier in nachhaltigem Handeln, einem Hersteller 
für gesundes Essen und einem Versuchsraum für die Weiterentwicklung von ökologisch-sinnvollem Landbau entwickelt.

Dieses Dossier bewertet den Beitrag der Öko-Verordnungen und ihre notwendigen Entwicklung um weiterhin ihre 
starke Pionier-Rolle zu erhalten.

IFOAM EU Gruppe – Einsatz für die ökologische Landwirtschaft in Europa 

Die IFOAM EU Gruppe ist der europäische Dachverband für ökologische Land- 
und Lebensmittelwirtschaft, der das Fachwissen und die Interessen von ca. 300 
angeschlossene Mitgliedsorganisationen verbindet und repräsentiert. Die Mitglieder 
der Gruppe decken die gesamte Wertschöpfungskette ab, von Produzentenverbänden 
über Zertifizierungsstellen, Berater, Händler und Forschungsorganisationen sowie 
Umwelt- und Konsumentenorganisationen, Betriebe und Einzelhändler.

Durch unser Büro im Herzen von Europas Hauptstadt Brüssel, haben wir Zugang zu einem weitreichendem Netzwerk, das 
die Europäische Kommission, das Parlament, den Rat und Bürgerorganisationen abdeckt. Die IFOAM EU Gruppe ist als 
die führende Interessenvertretungsgruppe für den ökologischen Landbau in der politischen Szene Europas anerkannt.

Im Arbeitsbereich Verordnungen setzt sich die IFOAM EU Gruppe für die Verbesserung und Harmonisierung der 
Sichtweisen auf die Öko-Verordnungen (EG) Nr.834/2007, 889/2008 und 1235/2008 ein. Aus diesem Grund kooperieren 
wir direkt mit den EU-Institutionen, besonders mit der Abteilung für Bio-Landwirtschaft der EU-Generaldirektion für 
Landwirtschaft und ländlichen Entwicklung und der Europäischen Kommission. Um den EU-Institutionen angemessene 
Vorschläge zu unterbreiten, befragen wir Stakeholder sowie Expertenmitglieder zu bestimmten Themenbereichen. Die 
Expeternmitglieder stellen zudem unsere Vertretung im AGOF (Advisory Group on Organic Farming: Der beratende 
Ausschuss „Ökologischer Landbau“) dar. Christopher Stopes, der Präsident der IFOAM EU Gruppe hat zur Zeit den 
Vorsitz dieser wichtigen Gruppe der Kommission zur Befragung von Stakeholdern zu den Öko-Verordnungen.

Diese Veröffentlichung ist durch die Europäische Gemeinschaft, GD Landwirtschaft 
und ländliche Entwicklung, mitfinanziert. Die alleinige Verantwortung für ihren Inhalt 
und die Verbreitung liegt beim Herausgeber. Die Kommission ist nicht verantwortlich 
für jeglichen Nutzen, der aus den vorliegenden Informationen gezogen werden kann.




